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Abgasskandal, Kartellverdacht, Zulassungsverbot: 
Deutsche Autoindustrie im Verruf – was folgt für den Standort Deutschland? 3

Die Automobilindustrie macht derzeit keine guten Schlagzeilen. Die Vorwürfe reichen von Manipulation bei den 
Abgaswerten der Dieselfahrzeuge bis zum Verdacht von Kartellabsprachen. Die Autokonzerne, das Herzstück der 
deutschen Wirtschaft, werden zum neuen Sorgenkind der deutschen Industrie. Wie kann verlorenes Vertrauen 
zurückgewonnen werden? Christian Rammer, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, 
nennt die Gründe für die »wohlwollende Rücksichtnahme« der Politik in Deutschland gegenüber den Autokon-
zernen und verweist auf die große volkswirtschaftliche Bedeutung der Branche. Rund 5% aller Arbeitsplätze in 
Deutschland hängen direkt oder indirekt an der Produktion von Kraftfahrzeugen. Die deutsche Politik habe sich 
dafür entschieden, den Autoproduktionsstandort Deutschland so gut es geht zu schützen. Ob dies so weiterge-
hen werde, sei aber mehr als fraglich. Durch den Abgasskandal wurde nach Ansicht von Jochen Flasbarth, Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, viel Vertrauen in den Diesel, aber auch 
in die Automobilindustrie insgesamt verspielt. Ebenso sei angesichts der Entwicklungen der letzten Jahre die 
Nähe von Politik und Unternehmen infrage zu stellen. Zur Wiederherstellung der Glaubwürdigkeit der Automo-
bilindustrie müsse der Staat seine Kontrollfunktion stärker wahrnehmen, als dies in der Vergangenheit der Fall 
gewesen sei. Heinz Rudolf Meißner, ehem. Hochschule für Wirtschaft und Recht, Berlin, sieht die Zukunftsfähigkeit 
der deutschen Autoindustrie nur durch eine aktive Industriepolitik gesichert. Zukunftsfähige Konzepte müssten 
sich zudem vom »engen Blickwinkel der Autos« lösen und sollten ihre Aufmerksamkeit auf integrative Ansätze 
von Mobilitätskonzepten richten, in denen das privat genutzte Auto nur eine unter anderen Möglichkeiten sei. 
Helmut Becker, Institut für Wirtschaftsanalyse und Kommunikation (IWK), München, warnt vor der Einführung 
einer E-Autoquote in Europa. Seiner Meinung nach müssten die Hersteller etwas produzieren, was sie auf dem 
freien Markt so nicht absetzen könnten. Das würde die deutsche Automobilindustrie und vor allem das »Autoland 
Deutschland« vor unlösbare wirtschaftliche Probleme stellen. Ferdinand Dudenhöffer, Universität Duisburg-Es-
sen, sieht die Ursachen für »den größten Skandal der deutschen Autoindustrie« in einer Verquickung von falschen 
politischen Preissignalen, einer distanzlosen Regierungspolitik gegenüber der Autobranche sowie einer schrägen 
Moral in Engineering-Abteilungen und Vorstandsgremien. Jörg Hofmann, IG Metall, sieht Industrie und Politik 
gleichermaßen gefordert, um der deutschen Automobilindustrie eine gute Zukunft zu geben. Unverzichtbar seien 
verbindliche Regelungen, der Schutz der Verbraucher und die Sicherung der Wertschöpfungskette der Elektro-
mobilität in Deutschland.

KOMMENTARE

Effiziente Spezialisierung in Ricardianischer Produktion: 
Was lehrt das Beispiel von Tuch und Wein? 21
Wolfram F. Richter

Im ifo Schnelldienst 9/2017 wurde Ricardos bahnbrechende Leistungen für die moderne Volkswirtschaftslehre 
gewürdigt. Wolfram F. Richter, Technische Universität Dortmund, setzt sich in seinem Kommentar mit dem Zahlen-
beispiel in Ricardos Theorie komparativer Kosten auseinander und fragt, wie sich eine effiziente Ricardianische 
Produktion charakterisieren lässt, wenn nicht nur zwei Länder und zwei Güter betrachtet werden.

Ricardo und die neue quantitative Außenhandelstheorie 23
Gabriel Felbermayr

Gabriel Felbermayr zeigt, wie Ricardos Modell für eine modere handelspolitische Beratung genutzt werden kann.
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Die Deutschlandrente: Ein Konzept zur Stärkung der kapitalgedeckten Altersvorsorge 25
Andreas Knabe und Joachim Weimann

Der demographische Wandel stellt die deutsche Rentenpolitik vor große Herausforderungen. Mit dem Renten-
eintritt der Babyboomer-Generation werden immer mehr Rentenempfänger immer weniger Beitragszahlern 
gegenüberstehen. Um die Lasten gleichmäßiger auf die verschiedenen Generationen zu verteilen, wurde mit 
der Riester-Reform beschlossen, das Niveau der gesetzlichen, umlagefinanzierten Rentenversicherung zu redu-
zieren und den Aufbau zusätzlicher, kapitalgedeckter Altersvorsorge zu stärken. Allerdings bleibt die Verbrei-
tung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge deutlich hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück. 
Andreas Knabe und Joachim Weimann, Universität Magdeburg, legen dar, wie mit der Deutschlandrente die private 
Altersvorsorge gestärkt werden kann. Der Status quo wird so verändert, dass jeder, der nicht aktiv widerspricht, 
erst einmal über eine zusätzliche Altersvorsorge verfügt. Alle Beschäftigten werden hierzu über ihre Arbeitgeber 
automatisch in die betriebliche oder private Altersvorsorge einbezogen. Da es den Arbeitnehmern jederzeit mög-
lich ist, die zusätzliche Vorsorge einzustellen, wird ihre Entscheidungsfreiheit nicht eingeschränkt. 

DATEN UND PROGNOSEN

ifo Migrationsmonitor: Aktuelles Zuwanderungsgeschehen und 
Arbeitsmarktpartizipation von Migranten 34
Kristina Budimir

Das Jahr 2015 war seit Aufzeichnung der Wanderungen des Statistischen Bundesamtes das Jahr mit der höchsten 
Zuwanderung von ausländischen Staatsangehörigen nach Deutschland, auch nach Abzug von Fortzügen. Waren 
EU-Staatsangehörige vor 2015 die größte Gruppe der Zuwanderer, sind es seit 2015 Staatsangehörige aus Nicht-
EU-Ländern. Die Betrachtung der Partizipation ausländischer Staatsangehöriger auf dem deutschen Arbeits-
markt seit 2010 zeigt, dass die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung über alle Migrantengruppen sowohl 
absolut als auch bezüglich ihrer erwerbsfähigen Bevölkerung an Bedeutung gewonnen hat – mit den stärksten 
Zugewinnen unter den Staatsangehörigen der Länder der EU-Osterweiterung. Die Daten der Bundesagentur für 
Arbeit zeigen zudem, dass die Arbeitslosenquoten der Migrantengruppen – mit Ausnahme Staatsangehöriger der 
nichteuropäischen Asylherkunftsländer – seit 2010 kontinuierlich gesunken sind. Dennoch schneiden alle Migran-
tengruppen am deutschen Arbeitsmarkt sowohl hinsichtlich Partizipations- als auch Arbeitslosigkeitsraten im 
Vergleich zu deutschen Staatsangehörigen schlechter ab. Auch in qualitativer Hinsicht, z.B. bei der Anforderung 
der Tätigkeit, der Arbeitnehmerüberlassung, im unteren Entgeltbereich und beim Ergänzen des Erwerbseinkom-
mens mit Leistungen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende, weisen Migranten gegenüber Deutschen weit-
aus höhere Anteile auf. Die quantitativ und qualitativ schwächere Teilhabe der ausländischen Arbeitnehmer am 
hiesigen Arbeitsmarkt ist vornehmlich auf ihre Qualifikation, Beruf und Beschäftigungsstruktur zurückzuführen. 

IM BLICKPUNKT

Kurz zum Klima: Nach Paris – wie geht es weiter? 
Weltweite Umsetzung des Abkommens  42
Jana Lippelt und Lea Mayer

Im November 2016 ist das Pariser Klimaabkommen in Kraft getreten. Zum Inkrafttreten war die Ratifizierung durch 
mindestens 55 Länder nötig, die zusammen für 55% der weltweiten Treibhausgasemissionen verantwortlich sind. 
Inzwischen haben 195 Länder das Abkommen unterschrieben, von 160 Ländern mit einem Emissionsanteil von 
86,3% wurde es bereits ratifiziert. Der Beitrag gibt einen Überblick über weitere Klimaschutzinitiativen. 

ifo Architektenumfrage: Geschäftsklima weiterhin erfreulich gut 46
Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Instituts bei den freischaffenden Architekten ist das Geschäftsklima zu 
Beginn des dritten Quartals 2017 weiterhin sehr gut. Die »kleine Wolke«, die im Vorquartal zu beobachten war, ist 
somit sehr schnell wieder verschwunden. Bereits seit rund eineinhalb Jahren kann damit das Geschäftsklima bei 
den Architekten als erfreulich gut bezeichnet werden.
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Christian Rammer*
Deutsche Autoindustrie:  
Ein politisch-industrieller 
Komplex?

Der deutschen Autoindustrie geht es derzeit nicht gut: 
Abgasskandal, Kartellvorwürfe, und bei der Elektro-
mobilität überholt sie ein Start-up aus Kalifornien. Von 
der Politik wird die Branche dennoch nicht hart ange-
gangen und für die faktische Nichteinhaltung der Emis- 
sionswerte zur Verantwortung gezogen. Stattdes-
sen soll ein »Nationales Forum Diesel« das Vertrauen 
in die Autoindustrie wiederherstellen. Woher kommt 
die wohlwollende Rücksichtnahme der Politik in 
Deutschland?

Der wichtigste Grund ist die große volkswirt-
schaftliche Bedeutung der Branche. Rund 5% aller 
Arbeitsplätze in Deutschland hängen direkt oder indi-
rekt an der Produktion von Kraftfahrzeugen. Aufgrund 
der hohen Produktivität und der hohen Löhne ist ihr 
Anteil an Wertschöpfung und Volkseinkommen mit 7 
bis 8% nochmal höher. Kein anderes Land in der Welt 
ist so stark von dieser Industrie abhängig. Eine schwere 
Krise der Autoindustrie hätte aufgrund der vielfäl-
tigen Verflechtung mit anderen Branchen weitrei-
chende negative Auswirkung auf die deutsche Volks-
wirtschaft mit einem starken Anstieg der Arbeitslosig-
keit und deutlichen Einkommensverlusten bei vielen 
Arbeitnehmern. Ein solches Szenario möchte die Poli-
tik unbedingt verhindern. Zumal die Auswirkungen 
regional stark auf die Autoländer Baden-Württem-
berg, Niedersachsen, Bayern und Sachsen konzent-
riert wären. Umgekehrt gilt: Wenn es der Autoindus-
trie gut geht, wird es auch der deutschen Wirtschaft 
insgesamt gut gehen. Ein gutes Umfeld für die Auto-

Abgasskandal, Kartellverdacht, Zulassungsverbot: 

Deutsche Auto industrie im 
Verruf – was folgt für den Standort 
Deutschland?

Die Automobilindustrie macht derzeit keine guten Schlagzeilen. Die Vorwürfe reichen von 
Manipulation bei den Abgaswerten der Dieselfahrzeuge bis zum Verdacht von Kartellabspra-
chen. Die Autokonzerne, das Herzstück der deutschen Wirtschaft, werden zum neuen Sor-
genkind der deutschen Industrie. Wie kann verlorenes Vertrauen zurückgewonnen werden?

hersteller ist daher seit langem eine Leitlinie der deut-
schen Wirtschaftspolitik. 

Die strengen Abgasvorschriften durch EU-Regu-
lierungen kamen dem in die Quere. Und zwar aus zwei 
Gründen: Erstens setzt die deutsche Autoindustrie 
besonders stark auf den Diesel, der durch eine steu-
erliche Bevorzugung in Deutschland auch besonders 
preiswert und entsprechend beliebt ist. Allerdings sind 
beim Dieselmotor niedrige Stickoxidemissionen nur 
sehr schwer zu erreichen. Der Diesel war auch deshalb 
lange Zeit Lieblingskind der Politik, weil er niedrigere 
CO2-Emissionen als ein Benzinmotor produziert. Und 
die Verringerung der CO2-Emissionen stand für viele 
Jahre im Zentrum der Klimapolitik. Dass der Diesel-
motor bei anderen Emissionen wie Stickoxyden oder 
Feinstaub, die viel unmittelbarere Auswirkungen auf 
die Gesundheit haben, deutlich schlechter da steht, hat 
wenig interessiert.

Zweitens ist die deutsche Automobilproduk-
tion mehr als die der anderen EU-Länder auf große, 
schwere und stark motorisierte Fahrzeuge ausgerich-
tet. Das liegt vor allem an der dominanten Stellung 
der deutschen Hersteller im Premiumsegment. Damit 
werden Automarken bezeichnet, die mit einem beson-
ders hohen Prestige bedacht sind, weshalb Käufer 
bereit sind, für diese Marken mehr zu zahlen. Die drei 
weltweit führenden Premiummarken sind Audi, BMW 
und Mercedes. Bislang gelang es keinem nicht-deut-
schen Autokonzern, diese Position den deutschen Her-
stellern streitig zu machen. Das wirkt sich günstig auf 
die Gewinne der Unternehmen aus und hält ihnen vor 
allem die Konkurrenz durch Niedrigpreisangebote vom 
Hals. Um die Premiumeigenschaft zu erhalten, achten 
die Autohersteller besonders stark auf hohen Komfort, 
hohe Motorleistung und viele Zusatzausstattungen. 

Niedrige Emissionen sind mit Dieselfahrzeugen 
und Premiummodellen nur schwer und nur teuer zu 
erreichen. Die deutsche Politik hat daher lange ver-
sucht, aus ihrer Sicht (d.h. für die deutschen Premi-
umhersteller) zu strenge Regelungen auf EU-Ebene 

* Dr. Christian Rammer, ist Stellvertretender Leiter des Bereichs 
Innovationsökonomik und Unternehmensdynamik am Zentrum für 
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim.

Christian Rammer
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(Euro-Norm, Flottenverbrauch) zu verhindern. Doch in 
den anderen EU-Ländern und bei der EU-Kommission 
konnte sie sich damit nicht durchsetzen. Denn dort 
sieht man in erster Linie die negativen Umwelt- und 
Gesundheitswirkungen von Autoabgasen. Eine Ein-
schränkung der Produktion und des Verkaufs von Fahr-
zeugen mit hohen Emissionen hat für die anderen Län-
der positive Umweltwirkungen, aber keine volkswirt-
schaftlichen Nachteile. 

Als strenge Abgasvorschriften nicht mehr zu ver-
meiden waren, hat die Industrie nicht nur auf den tech-
nischen Fortschritt gesetzt, sondern auch getrickst. 
Dies geschah vor dem Hintergrund, dass mit tech-
nischen Verbesserungen allein die Zielwerte in der 
kurzen Frist kaum erreichbar gewesen wären, jeden- 
falls nicht ohne hohe Aufpreise. Warum haben aber 
die deutschen Autokonzerne nicht stärker auf Elekt-
romobilität gesetzt? Hier spielt wohl ebenfalls die 
Struktur der deutschen Autoindustrie eine Rolle. Die 
Premiumhersteller befürchten, dass mit einem Elekt-
roantrieb die typischen Premiummerkmale, die die 
Kundschaft (vermeintlich) erwartet, nicht angebo-
ten werden können: rasche Beschleunigung, »dyna-
misches Fahrverhalten« und viele gewichterhöhende 
Zusatzausstattungen. 

Zum anderen werden Elektrofahrzeuge noch auf 
absehbare Zeit so teuer sein, dass sie keine hohen 
Absatzzahlen erreichen werden. Denn die Rohstoffe für 
die zentralen technologischen Bausteine z.B. Lithium 
und andere Seltene Erden für die Batterien  sind knapp, 
und deren Preise werden bei steigender Nachfrage kräf-
tig anziehen. Elektroautos sind daher für die deutsche 
Autoindustrie, die auf großvolumige Märkte und eine 
internationale Nachfrage (mit begrenzter Kaufkraft) 
ausgerichtet ist, für die nächsten Jahre kein Ersatz für 
Autos mit Verbrennungsmotor. Erst wenn ein großer 
technologischer Sprung gelingt und Elektroautos ohne 
den Einsatz von sehr knappen Rohstoffen hergestellt 
werden können, wird sich diese Situation ändern. Die-
ser Sprung ist aber noch nicht in Sicht.

Die deutsche Politik hat sich unter diesen Rah-
menbedingungen dafür entschieden, den Autoproduk-
tionsstandort Deutschland so gut es geht zu schützen. 
Und dort, wo internationale Regulierungen das Leben 
der Autoindustrie schwer machen, hat man durch eine 
lasche behördliche Aufsichtspraxis Kompensation 
geleistet. Ob dies nach den jüngsten Ereignissen so 
weitergehen wird, ist mehr als fraglich. Damit kommen 
auch im Heimatmarkt schwere Zeiten auf die deutsche 
Autoindustrie zu.

 

Jochen Flasbarth* 
Abgasskandal, Kartell-
verdacht, Zulassungsverbot: 
Deutsche Autoindustrie in 
Verruf – was folgt für den 
Standort Deutschland?

Der Abgasskandal hat viel Vertrauen der Kunden in 
den Diesel, aber auch in die Automobilindustrie insge-
samt verspielt. Die Glaubwürdigkeit von Unternehmen 
einer Industrie, die für die deutsche Volkswirtschaft 
und damit den Standort Deutschland von essentiel-
ler Bedeutung ist, wurde fahrlässig aufs Spiel gesetzt. 
Durch die Manipulation von Fahrzeugen und Schad-
stoffemissionen, die im realen Fahrzeugbetrieb weit 
höher liegen als der zulässige Grenzwert – und durch 
den (auch kommunikativen) Umgang damit. 

Die Glaubwürdigkeit zurückzugewinnen, ist vor 
diesem Hintergrund eine selbstverständliche Heraus-
forderung, vor der diese Branche steht. Es ist jedoch 
nicht die einzige Herausforderung. Klimaschutz und 
der Umgang mit den Entwicklungen auf bedeuten-
den internationalen Automobilmärkten stellen die 
Zukunftsfähigkeit der deutschen Automobilindustrie 
auf eine Probe. Eine Probe, deren erfolgreiche Bewäl-
tigung für die Sicherung von hunderttausenden von 
Arbeitsplätzen und für die deutsche Volkswirtschaft 
enorm wichtige Wertschöpfung existenziell ist.

Eine Analyse der Entwicklungen auf globaler 
Ebene zeigt zwei Phänomene. Ein hoher Anteil von 
Dieselfahrzeugen im Pkw-Sektor, in Deutschland zeit-
weise fast die Hälfte der neu zugelassenen Fahrzeuge, 
ist eine regionale Erscheinung. Nur in einigen euro-
päischen Ländern haben Dieselfahrzeuge eine hohe 
Marktdurchdringung. Große, für die deutsche Automo-
bilindustrie bedeutende Märkte wie die USA oder China 
waren und sind keine Dieselmärkte. Dort sind die japa-
nischen Hersteller mit Hybridfahrzeugen vergleichs-
weise stark vertreten.

Ein für die Automobilhersteller enorm wichtiger 
Absatzmarkt ist China. Mittlerweile werden in China 
nahezu 25 Mio. Fahrzeuge pro Jahr neu zugelassen. 
Im Vergleich dazu: Die Anzahl der Neuzulassungen in 
Deutschland beträgt ca. 3,3 Mio. Pkw pro Jahr. Und 
China setzt in zunehmendem Maße auf Elektroan-
triebe. Dies hat im Wesentlichen industriepolitische 
Gründe. Diese werden durch sogenannte Co-Bene-
fits wie Luftreinhaltung flankiert. Doch China ist bei 
weitem nicht das einzige Land, das konsequent diese 
Richtung einschlägt. In einigen europäischen Län-
dern (beispielsweise Großbritannien, Frankreich, Nor-
wegen, Österreich und den Niederlande) gibt es kon-
krete politische Absichtserklärungen, in absehbarer 
Zeit bei Neuzulassungen nicht mehr auf die Techno-

* Jochen Flasbarth ist Staatssekretär im Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit.
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logie des Verbrennungsmotors zu setzen. Auch in den 
USA, ebenfalls ein relevanter Absatzmarkt für deut-
sche Autos, gibt es Staaten, die die Elektrifizierung des 
Straßenverkehrs teilweise mit erheblichem Nachdruck 
vorantreiben.

Die Entwicklung in Richtung Elektrifizierung wird 
zukünftig weiter zunehmen. Neben der Luftreinhal-
tung gibt es einen weiteren zentralen Grund: die Errei-
chung der Klimaschutzziele. Mit jeder neuen Studie 
konsolidiert sich der Befund: Im Verkehr sind die Kli-
maschutzziele und das Ziel der Dekarbonisierung nur 
erreichbar, wenn der Anteil von Elektrofahrzeugen 
deutlich zunimmt und der Anteil von erneuerbarem 
Strom steigt. Dies gilt nicht nur für Deutschland, son-
dern auch global. Andere Maßnahmen wie die Verringe-
rung der Verkehrsleistung, der Umstieg auf effizientere 
Ver kehrsträger und technologische Effizienzsteige-
rungen reichen selbst bei erheblichen Anstrengungen 
nicht aus, um die klimarelevanten Emissionen deutlich 
zu reduzieren. Wesentliche Ursache dafür ist global 
betrachtet die Zunahme der Verkehrsleistung, sowohl 
im Personen-, aber vor allem auch im Güterverkehr.

Wenn also die Unterzeichnerstaaten des Klimaab-
kommens von Paris bei ihren Anstrengungen zum Kli-
maschutz auch den Verkehrssektor in den Blick neh-
men, dann wird perspektivisch die Elektrifizierung des 
Verkehrs allein schon aus Klimaschutzgründen deut-
lich zunehmen müssen.

Eine weitere Entwicklung, die die Zukunft des 
Automobilstandorts Deutschland entscheidend prä-
gen wird, ist die Digitalisierung. Diese hat das Potenzial, 
auch im Verkehr grundlegende Veränderungen zu indu-
zieren. Hier wird es für den Standort relevanten Unter-
nehmen vor allem auf zwei Dinge ankommen: ihre füh-
rende Stellung im Wettbewerb zu behaupten und Ent-
wicklungen voranzutreiben, die dazu führen, dass die 
Umweltbelastungen des Verkehrs abnehmen – und 
nicht zunehmen. Ein interessanter Aspekt der Entwick-
lungen im Zusammenhang mit der Digitalisierung im 
Verkehrssektor ist die Verknüpfung mit der Elektromo-
bilität. Man kann so weit gehen zu sagen, dass die Elekt-
rifizierung des Antriebsstranges eine wichtige, fast 
synergetische Voraussetzung für wichtige Entwicklun-
gen wie autonom fahrende Fahrzeuge ist. Zumindest 
erleichtert die elektrische Antriebstechnologie das 
Vorantreiben dieser Entwicklungen. Man kann es posi-
tiv bewerten oder auch nicht: Die Elektrifizierung von 
Fahrzeugen ermöglicht auch unternehmerischen New-
comern, sich in den Automobilmarkt zu drängen. Es ist 
sicherlich kein Zufall, dass sich Tesla neben einer Vor-
reiterrolle bei der Elektrifizierung des Antriebs auch bei 
der Entwicklung von sogenannten Fahrassistenzsyste-
men an vorderster Front tummelt. 

Wenn wir uns über die Zukunft des Automobil-
standorts Deutschland Gedanken machen, ist Tesla 
auch unter zwei anderen Aspekten interessant. Zum 
einen ist es Elon Musk gelungen, Fahrzeuge zu konzi-
pieren, die ein großes Käuferinteresse auslösen, und 
zum anderen sind Investoren bereit, in sein Konzept 

zu investieren. Würden sie das tun, wenn sie diesem 
Ansatz keine Zukunft geben?

Die Zukunft des Automobilstandorts wird sich dar-
über definieren, ob es uns in Deutschland gelingt, die-
sen globalen Entwicklungslinien angemessen Rech-
nung zu tragen. Ich bin fest davon überzeugt, dass in 
den deutschen Unternehmen das Potenzial an Innova-
tionskraft vorhanden ist, um auf die skizzierten Heraus-
forderungen die richtigen Antworten zu finden. Das wird 
jedoch nicht ausreichen. Es geht auch um Geschwin-
digkeit – nicht auf der Straße, sondern bei technologi-
schen Innovationen und unternehmerischen Weichen-
stellungen. Hier ist Beschleunigung angesagt.

Es geht um den Standort Deutschland. Gerade die 
deutschen Automobilhersteller sind global agierende 
Konzerne, die auf den lokalen Märkten das anbieten – 
und bei einem großen Markt wie China auch dort pro-
duzieren – was dort nachgefragt oder von Seiten der 
Politik als erwünscht definiert wird, wie beispielsweise 
in Norwegen, den Niederlanden oder in China. 

In welchem Umfang Entwicklungs- und Produk-
tionskapazitäten für die Antriebstechnologien der 
Zukunft in Deutschland vorgehalten werden, hängt 
ganz wesentlich davon ab, wie sich die Absatzmärkte 
in Europa entwickeln werden. Wenn wir also in Europa 
keinen ausreichend großen Absatzmarkt für die inno-
vativen Technologien haben werden, besteht die 
Gefahr, dass die Entwicklungs- und Produktionskapa-
zitäten für die innovativen Antriebstechnologien dort 
auf- und ausgebaut werden, wo die wichtigen Märkte 
für diese Technologien sind, also im Wesentlichen im 
asiatischen Raum (vor allem China und wahrschein-
lich auch Indien). Das wäre eine tatsächliche Gefahr 
für den Automobilstandort Deutschland, jenseits des 
Abgasskandals.

Die Unterscheidung in die Zukunft des Automo-
bilstandorts Deutschland und in die Zukunft der deut-
schen Automobilkonzerne als global agierende Unter-
nehmen wirft die Frage nach der Rolle der Politik bei 
diesen Entwicklungen auf. Mit einem Mindestmaß an 
Selbstkritik im Zusammenhang mit dem Abgasskan-
dal wird man zu der Erkenntnis kommen müssen, dass 
es in der Vergangenheit eine zu große Nähe von Poli-
tik und Autoindustrie gab. Angesichts der volkswirt-
schaftlichen Bedeutung der Autoindustrie ist es nach-
vollziehbar, dass Politik auf ökonomische Belastungen 
der Unternehmen Rücksicht nimmt. Angesichts der 
Entwicklungen der letzten Jahre muss aber die Nähe 
von Politik und Unternehmen infrage gestellt werden. 
Insofern ist es auch wichtig, dass bei den Vorschriften 
auf EU-Ebene in den letzten Jahren die Weichen in die 
richtige Richtung gestellt wurden. So wird zukünftig bei 
den Abgasvorschriften sehr viel realitätsnäher gemes-
sen, und Behörden werden mehr Kontrollmöglichkei-
ten und -pflichten haben. 

Die Sicherung der Zukunft des Automobilstandorts 
beruht vor allem auf zwei Säulen. Zum einen muss die 
Glaubwürdigkeit der Automobilindustrie wieder herge-
stellt werden. Dazu gehört ganz wesentlich, dass der 

Jochen Flasbarth
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Staat auch seine Kontrollfunktion stärker wahrnimmt, 
als dies in der Vergangenheit der Fall war. Sowohl zur 
Erreichung der umwelt- und klimapolitischen Ziele 
als auch zur Sicherung der Arbeitsplätze in Deutsch-
land und Europa ist die Politik aber weiterhin gefor-
dert, richtungsweisende Entscheidungen zu treffen. 
Der Übergang zu neuen Technologien wie beispiels-
weise die Elektromobilität ist mehr und nicht weni-
ger als eine grundlegende Transformation in unserer 
Volkswirtschaft. Die damit verbundenen Veränderun-
gen sind so grundlegend, dass es geradezu naiv wäre 
zu glauben, dass dies die Unternehmen der Automo-
bilindustrie oder der Markt ohne Flankierung durch die 
Politik leisten könnten. 

Mehr denn je ist antizipierendes Handeln gefragt. 
Zentrale Eckpunkte dabei sind: Welche Technologien 
werden von entscheidenden Märkten nachgefragt wer-
den? Welche Technologien sind in der Lage, maßgeb-
lich dazu beizutragen, dass die klima- und umweltpo-
litischen Ziele erreicht werden? Welche Technologien 
führen zu welchen ökonomischen, gesellschaftlichen 
und ökologischen Zielkonflikten? Wie sind einzelne 
Technologien in einer systemischen Betrachtung zu 
bewerten?

Was damit konkret gemeint ist, lässt sich am Bei-
spiel der strombasierten, synthetisch erzeugten Kraft-
stoffe aufzeigen. Wenn diese ausschließlich mit erneu-
erbaren Energien hergestellt werden, dann sind sie 
klimaneutral. Sie haben also das Potenzial, dazu bei-
zutragen, dass die CO2-Emissionen im Verkehr voll-
ständig reduziert werden. Fragt man jedoch nach den 
Zielkonflikten, zeigt sich folgendes Bild. Strombasierte 
Kraftstoffe sind energieintensiv. Experten taxieren den 
Nutzwert auf ca. 10%. Das heißt, nur ein Zehntel der 
eingesetzten Energie wird bei Fahrzeugen am Ende in 
Bewegung umgewandelt. Zum Vergleich: Batteriege-
stützte Elektromobilität besitzt einen Nutzwert von 
über 70%. Um einen Pkw mit strombasierten Kraftstof-
fen anzutreiben, benötigen wir also die siebenfache 
Menge an erneuerbaren Energien. Bildlich gesprochen: 
sieben Windräder statt einem für die gleiche Verkehrs-
leistung. Bezogen auf die Emission von Luftschadstof-
fen und Lärm schneiden strombasierte Kraftstoffe, 
wenn überhaupt, dann nur geringfügig besser ab als 
fossile Kraftstoffe, im Vergleich zu Elektrofahrzeugen 
jedoch deutlich schlechter, da diese lokal keine ver-
brennungsbedingten Luftschadstoffe verursachen und 
bei niedrigeren Geschwindigkeiten auch geringe Lärm-
emissionen verursachen.

Strombasierte Kraftstoffe haben unter diesen Vor-
aussetzungen überall dort ihre Berechtigung, wo es 
technologisch auf absehbare Zeit keine bessere Alter-
native gibt. Auf den Verkehr bezogen ist dies im Luft- 
und Seeverkehr der Fall. Für den Pkw-Verkehr sind sie 
dagegen keine vernünftige Option.

Die dritte derzeit verfügbare Technologie, mit 
der eine erhebliche Reduzierung der CO2-Emissionen 
erreicht werden kann, ist der Einsatz von Wasserstoff 
in Verbindung mit der Brennstoffzelle, wenn der Was-

serstoff auf der Basis von erneuerbaren Energien her-
gestellt wurde. Da erneuerbare Energien auf absehbare 
Zeit ein knappes Gut bleiben werden, ist ein wichtiges 
Bewertungskriterium dieser Technologie die Energie-
effizienz. Diese ist im Vergleich zu strombasierten Flüs-
sigkraftstoffen deutlich besser, allerdings schlechter 
als im Vergleich zur direkten Nutzung von Strom in 
E-Fahrzeugen. Bezogen auf Luftschadstoffe ist diese 
Technologie lokal ebenfalls emissionsfrei.

Es sei an dieser Stelle erwähnt, dass Biokraftstoffe 
grundsätzlich ebenfalls das Potenzial haben, CO2-Ein-
sparungen zu realisieren. Und zwar dann, wenn sie aus 
ansonsten nicht genutzten Abfall- und Reststoffen her-
gestellt wurden. Weder national noch global werden 
jedoch Biokraftstoffe ökologisch und sozial verträglich 
in den Größenordnungen hergestellt werden können, 
die notwendig sind, um die Klimaziele zu erreichen.

Neben diesen ökologischen Folgeabschätzungen 
müssen jedoch auch die ökonomischen Folgen unter-
schiedlicher Technologiepfade in den Blick genom-
men werden. Und hier zeigen Studien (u.a. Öko-Institut 
2017), dass Elektromobilität im Vergleich zu Wasserstoff 
und strombasierten Kraftstoffen ökonomisch gesehen 
besser abschneidet. Bei einer TCO-Betrachtung (TCO 
= Total Cost of Ownership) sind Elektrofahrzeuge trotz 
höherer Anschaffungskosten günstiger als konventio-
nelle Fahrzeuge. Dies betrifft die Fahrzeugebene. Neh-
men wir jedoch die volkswirtschaftliche Dimension in 
den Blick, ist eine zentrale Frage die der Arbeitsplätze. 
Der Glaubwürdigkeitsverlust der Autoindustrie ist 
gerade unter diesem Aspekt äußerst problematisch. 
Er gefährdet diese Arbeitsplätze. Es ist nachvollzieh-
bar, dass die Frage der Sicherung von Arbeitsplätzen 
am Standort Deutschland auch im Zusammenhang mit 
der Diskussion um neue Antriebstechnologien gestellt 
wird, insbesondere mit Blick auf die Elektromobili-
tät. Es ist zu erwarten, dass der Übergang zur Herstel-
lung von Elektroantrieben einen geringeren Bedarf an 
Arbeitsplätzen zur Folge hat. Dies sollte jedoch nicht 
dazu führen, dass die Entwicklung einer zukünftig zent-
ralen Technologieoption gebremst wird. Diese Erkennt-
nis sollte dazu führen, dass Wissenschaft, Unterneh-
men, Interessenvertretungen der Arbeitnehmer und 
politisch Verantwortliche Wege aufzeigen, wie der 
technologische Wandel so gestaltet werden kann, dass 
auch in Zukunft eine größtmögliche Zahl an Arbeits-
plätzen am Automobilstandort Deutschland gesichert 
werden kann.

Dabei spielt der Faktor Zeit, also die Geschwin-
digkeit des Wandels, eine zentrale Rolle. Die Friktio-
nen, die transformative Prozesse mit sich bringen kön-
nen, fallen umso geringer aus, je früher Anstrengungen 
unternommen werden, um diese Veränderungspro-
zesse konkret zu gestalten und zu flankieren. Und bei 
dieser Flankierung kommt staatlichen Akteuren aus 
unterschiedlichen Gründen eine zentrale Rolle zu, um 
den Unternehmen der Automobilindustrie und den 
gesellschaftlichen Akteuren verlässliche Rahmenbe-
dingungen und damit Planungssicherheit zu geben.
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Hier schließt sich nun der Kreis. Die Automobil-
industrie hat durch den Abgasskandal eine Dynamik 
am Markt ausgelöst, die es den beteiligten Akteuren 
schwer macht, die Veränderungsprozesse aktiv zu 
gestalten. Die Akteure wurden zu Getriebenen. Ziel 
muss es deshalb sein, schnellstmöglich das Heft des 
Gestaltens der Zukunft wieder in die Hände zu bekom-
men, um den Automobilstandort Deutschland erfolg-
reich in die Zukunft zu führen, sowohl im umwelt- wie 
auch im industriepolitischen Sinn.

Heinz Rudolf Meißner*
Zukunftsfähigkeit der  
deutschen Autoindustrie – es 
geht nur mit Industriepolitik

Mit dem Anfang August veranstalteten »Diesel-Gipfel« 
hat die Bundespolitik die wesentlichen Akteure der 
Autoindustrie in Deutschland sowie Landespolitiker 
zusammengeführt, um nach Wegen zu suchen, wie ein 
Fahrverbot für ältere Dieselfahrzeuge in vielen Innen-
städten der Republik zu umgehen ist. 

Schon im Vorfeld signalisierten die Autoher-
steller, die Software für die älteren Modelle, die die 
Euro-6-Norm1 nicht einhalten, auf ihre Kosten zu 
aktualisieren, um so die NOx-Werte um bis zu 25% zu  
reduzieren. 

Im Ergebnis dieses Gipfels wurde noch die Betei-
ligung an einem Mobilitätsfonds der Autoherstel-
ler sowie eine »Abwrackprämie« für ältere Dieselmo-
delle beim Neukauf von »sauberen« Dieselfahrzeugen 
signalisiert. 

Die »Dieselthematik« (wie sie im VW-Sprachjargon 
genannt wird), hat dem größten europäischen Auto-
konzern in den USA bereits Milliarden Euro gekostet, 
schien damit aber weitgehend bereinigt zu sein – nun 
kommen weitere Herausforderungen nicht nur auf die-
sen Konzern, sondern auf alle Hersteller zu. Denn Fahr-
verbote – auch wenn sie zeitlich eng begrenzt sind – 
treffen ins Mark der Dieselfahrenden. Sie sind mit den 
Ergebnissen des Diesel-Gipfels nach wie vor aktuell. 
Will man Fahrverbote vermeiden, bedarf es des Ein-
griffs in die Dieseltechnologie und damit in die Hard-
ware, was technisch kein Problem, aber teuer und auf-
wändig ist (nach Schätzungen ca. 1 500 Euro pro Fahr-
zeug ohne Montage). Diesen Aufwand wollen weder die 
Hersteller betreiben, noch die Politik einfordern. 

Die Leserinnen und Leser der einschlägigen Tages-
presse reiben sich beim Lesen die Augen. Warum wei-
gern sich Industrie und Politik, dieses Problem konse-
quent anzugehen. Es hängt letztlich an der für Deutsch-
land so zentralen volkswirtschaftlichen Bedeutung der 
Autoindustrie. Es ist eine zentrale oder systemische 
Industriebranche. Systemisch, weil sie einen enormen 
Beschäftigungs-, Forschungs- und Entwicklungs-, Inno-
vations- und Außenhandelsfaktor darstellt (vgl. Meiß-
ner 2012). Sie ist mit anderen Branchen wie Maschi-
nenbau, Chemie, Gießereien u.v.a.m. über die Wert-
schöpfungsketten eng verbunden.2 Eine Erosion der 
Beschäftigung in diesem Bereich würde weitreichende 

1 Mittlerweile stehen auch diese Motoren in der Kritik von Umwelt-
verbänden, da sie mehr Schadstoffe im Fahrbetrieb ausstoßen, als 
bei der Zulassung angegeben wurden. 
2 Vgl. Jürgens und Meißner (2005). Der Frage nachgehend, wie viele 
Arbeitslätze letztlich von der Automobilproduktion in Deutschland 

* Dr. Heinz Rudolf Meißner, vormals wissenschaftlicher Mitarbeiter 
bei der Forschungsgemeinschaft für Außenwirtschaft, Struktur- und 
Technologiepolitik e.V., Berlin sowie am Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung gGmbH, Berlin, sowie der Hochschule für 
Wirtschaft und Recht, Berlin – seit Mitte 2016 im Ruhestand.

Heinz Rudolf Meißner
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Folgen auf diese Kernbereiche der deutschen Industrie 
haben. Von daher kann auch von einem Klumpenrisiko 
gesprochen werden. 

Das ifo Institut (2017) hat in einer Studie für den 
Verband der Automobilindustrie geschätzt, dass ein 
Zulassungsverbot für Fahrzeuge mit Verbrennungsmo-
tor (Pkw und leichte Nutzfahrzeuge) ab dem Jahr 2030 
bis zu 600 000 Arbeitsplätzen gefährden könnte. 

Die IG Metall geht für den Dieselmotor von 
84 000 Arbeitsplätzen aus, die von der Entwicklung und 
Produktion abhängig sind (vgl. IG Metall 2016, S. 30). 
Diese Arbeitsplatzdimensionen machen das Problem 
offenkundig, vor dem Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
vertretung sowie die Bundesregierung stehen, wenn 
»strengere« Regulierungsmaßnahmen umgesetzt 
würden. 

Von daher ist die o.g. Zurückhaltung seitens der 
Politik zwar nachvollziehbar. Allerdings – und dies ist 
ein Plädoyer für eine Intensivierung der industriepoli-
tischen Flankierung des erkennbaren Strukturwandels 
in diesem Industriebereich – besteht Handlungsbedarf 
auf mehreren Ebenen: 

1. Angesichts der Emissionen von CO2 und NOx steht 
die Autoindustrie vor nach wie vor hohem Erwar-
tungsdruck im Hinblick auf die drastische Redu-
zierung der Emissionen. Angesichts der zu errei-
chenden Grenzwerte bis 2020 bei den CO2-Emis-
sionen, des zu erreichenden Flottendurchschnitts 
von 95 g/km in Europa ist dieser Grenzwert vor 
dem Hintergrund der Fahrzeugflotte der deut-
schen Hersteller (Premiumfahrzeuge/SUVs) ohne 
Elektromobilität und Dieselantrieben nicht zu 
realisieren. 

2. Elektromobilität – oder besser die Elektrifizie-
rung des Antriebsstranges – steht seit 2010 auf der 
Agenda der Bundesregierung (NPE)3 und beginnt 
sich gerade erst in den angekündigten Plänen 
(Pers pektive 2025) der deutschen Autohersteller 
abzuzeichnen. Rein elektrische Antriebe sind dabei 
eher die Ausnahme, denn die Regel. Favorisiert wird 
zurzeit der Hybridantrieb als Kombination von Ver-
brennungs- und Elektromotor.4 Die mit der Elekt-
romobilität verbundenen Arbeitsplatzrisiken wur-
den in verschiedenen Studien untersucht und für 
die Zeit bis 2030 zumeist als überschaubar und vor 

abhängig sind (S. 54–57), wurden Input-Output-Tabellen ausgewer-
tet. Im Ergebnis kam heraus, dass die Daten der Industriestatistik 
mit dem Faktor von 2,4 zu multiplizieren sind, um die gesamte 
Beschäftigung der Wertschöpfungsketten zu quantifizieren. Bei 
828 000 Beschäftigten in der Autoindustrie im Jahr 2016 wären dies 
insgesamt knapp 2 Mio. Arbeitsplätze. 
3 NPE = Nationale Plattform Elektromobilität; gegründet 2010 und 
besetzt mit Vertretern der Autoindustrie (Hersteller und Zulieferer), 
der Energieversorgungsunternehmen, der Gewerkschaften. Die NPE 
hat die Aufgabe, die Bundeskanzlerin bei der Umsetzung des Elektro-
mobilitätsplans von 2008 zu unterstützen. 
4 Diese Hybridlösung (nur bei den sogenannten Plug-In-Hybriden) 
löst tendenziell die Probleme im Stadtverkehr, da hier mit einer 
Reichweite von 50 km elektrisch gefahren werden kann, bevor sich 
der Verbrennungsmotor (ob Benzin oder Diesel) einschaltet. Ange-
sichts der noch stark ausbaufähigen Ladeinfrastruktur eine notwen-
dige »Hilfslösung«. 

allem gestaltbar charakterisiert, auch wenn hohe 
Unsicherheiten darüber bestehen, zu welchem 
Zeitpunkt und in welchen Größenordnungen sich 
der Markt für elektromotorische Fahrzeuge entwi-
ckeln wird (vgl. Hans-Böckler-Stiftung 2012). Klar ist 
aber, dass der Strukturwandel unumkehrbar ist. Er 
hat sich zudem durch Ansätze des autonomen Fah-
rens verstärkt. 

3. Aus Gründen der klimapolitischen Ziele, die sich 
Deutschland gesetzt hat, sowie der gesundheitli-
chen Gefahren, die die Dieselabgase insbesondere 
in städtischen Ballungsräumen verursachen, ent-
steht weiterer Handlungsbedarf, der sich durch die 
Verordnung von Fahrverboten für ältere Dieselfahr-
zeuge in zahlreichen Städten abzeichnet. Im Vorfeld 
des Dieselgipfels hatte sich schon die Umweltmi-
nisterin für eine strengere Verpflichtung der Auto-
hersteller ausgesprochen, neben der Software-Lö-
sung auch eine Hardware-Lösung für Dieselfahr-
zeuge auf Kosten der Hersteller zu übernehmen 
(vgl. Tagesspiegel, 30. Juli 2017, S. 20). Darüber hin-
aus sieht sie ein weiteres Instrument in einer Elekt-
roquote, wie sie in der EU-Kommission angedacht 
ist (vgl. Handelsblatt, 7. August 2017, S. 1). 

Durch den Dieselskandal, dann den Verdacht uner-
laubter Kartellabsprachen und letztlich den oben 
genannten Strukturwandel steht die Automobilbran-
che vor immensen Herausforderungen. Und es besteht 
Zeitdruck. 

In der Vergangenheit – spätestens seit Bildung der 
NPE als industriepolitischer Plattform für den Umstieg 
auf die Elektromobilität – hat es zahlreiche Empfehlun-
gen von Wissenschaft, Gewerkschaften, Betriebsräten 
wie auch der Politik gegeben, was zu tun ist, um die 
Autobranche wieder zukunftsfähig zu machen. Passiert 
ist allerdings nicht allzu viel. 

Angesichts des hohen Problemdrucks fehlt eine 
umfangreiche Strategie für die Automobilakteure, um 
diese systemrelevante Branche vor einem desaströ-
sen Verlust von Arbeitsplätzen zu bewahren. Dass der 
anstehende Strukturwandel gestaltet werden kann 
und muss, scheint allen Beteiligten bewusst zu sein – 
es fehlt jedoch so etwas wie eine Initialzündung, um 
industriepolitisch aktiver zu werden. 

Die industriepolitischen Instrumente und Struktu-
ren in der Branche sind schon in Ansätzen entwickelt, 
die Abstimmungsinstrumente sind vorhanden. Die 
NPE besteht und arbeitet seit 2010, sie hat diverse kon-
krete Vorschläge unterbreitet. Es gibt zudem Arbeits-
kreise von Arbeitgebern und Gewerkschaften auf Bran-
chenebene, die Empfehlungen formuliert haben. 

Zukunftsfähige Konzepte müssen sich vom engen 
Blickwinkel der Autos lösen. Sie haben ihre Aufmerk-
samkeit auf integrative Ansätze von Mobilitätskonzep-
ten zu richten, in denen das privat genutzte Auto nur 
eine, wenn auch eine nach wie vor bedeutende Rolle 
spielt. Im Kern geht es darum, wie Mobilität in die-
sem Industrieland organisiert wird. Angesichts der 

Fortsetzung Fußnote 2:
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Zunahme des Fahrzeugverkehrs auf deutschen Stra-
ßen, neuen Geschäftsfeldern in Ballungsräumen wie 
Car- oder (E-)Bikesharing steht eine intelligente und 
einfach zu handhabende Nutzung des gesamten Trans-
portangebotes auf der Tagesordnung. Derartige Mobi-
litätsketten sind bzw. waren Erkundungsprojekte der 
NPE. 

Die Lösung dieses Problems ist nicht trivial, da 
viele machtvolle Akteure plötzlich zusammenarbeiten 
und abgestimmt handeln müssten. Auf der einen Seite 
die großen Autohersteller sowie ihre Zulieferer (ein-
schließlich der betrieblichen Interessenvertretungen 
und Gewerkschaften), dann die Betreiber des öffent-
lichen Personenverkehrs, die Energieversorgungsun-
ternehmen, die Umweltverbände sowie letztlich staat-
liche Behörden und Verwaltungen auf Bundes-, Lan-
des- und kommunaler Ebene. Alle diese Akteure haben 
unterschiedliche Interessenlagen, was eine Lösung des 
Problems nicht gerade leichter macht. 

Da das Thema Auto, Diesel, Verkehrswende und 
Klimapolitik seit Mitte August 2017 auch Gegenstand 
des Bundestagswahlkampfes ist, bleibt zu hoffen, dass 
durch die öffentlichen Beiträge der Wahlkämpfenden 
einiges der »Versprechen« und Forderungen letztlich 
Eingang in die politische Umsetzung nach der Wahl fin-
det. Die derzeitige Bundeskanzlerin, die das Ziel der 
Elektromobilität formuliert und zwischenzeitlich von 
der Tagesordnung genommen hat, wird – allerdings 
erst nach der Bundestagswahl – einen zweiten Die-
sel-Gipfel einberufen – und zwar unter ihrer Leitung.5

Ein probater Lösungsansatz wäre die von 
SPD-Kanzlerkandidat Schulz geforderte, von Unions-
fraktion und FDP sowie VDA abgelehnte, E-Quote, wie 
sie auch bei der EU-Kommission in der Diskussion 
ist. Sie würde die Hersteller verpflichten, verstärkt in 
Elekt romobilität zu investieren und den Absatz von 
Elektrofahrzeugen anschieben. 

Marktliberale Politiker sehen in einer solchen 
Quote Teufelswerk, das die »falschen Signale« aussen-
det. Man dürfe sich von Seiten des staatlichen Regulie-
rers nicht für eine spezifische Technologie entscheiden, 
sondern müsse technologieoffen bleiben. Gleichzeitig 
nutzen Vertreter marktliberaler Positionen die aktuelle 
politische Debatte dazu, das VW-Gesetz und die Betei-
ligung des Landes Niedersachsens an Volkswagen wie-
der auf die politische Agenda zu setzen: Im Mittelpunkt 
stehen die Forderungen, das VW-Gesetz abzuschaffen 
und Niedersachsen solle seinen Anteil verkaufen. 

Folgende Szenarien für die zukünftige Entwicklung 
sind vorstellbar: 

1. Es gibt mit dem 2. Diesel-Gipfel im Herbst des Jah-
res keine weiteren grundlegenden neuen Ergeb-
nisse, es bleibt beim Software-Update, Umwelt-/
Abwrackprämie für ältere Dieselmodelle und 
Mobilitätsfonds. 

5 Vgl. n-tv.de vom 14. August 2017, verfügbar unter: 
http://www.n-tv.de/wirtschaft/Merkel-meldet-sich-fuer-Dieselgip-
fel-an-article19983242.html. 

2. Die Hersteller verpflichten sich, auch die Hardware 
der 6,5 Mio. Dieselfahrzeuge mit Euro-4-Norm und 
älter nachzurüsten, um diese Dieselmodelle emissi-
onsärmer zu machen und dadurch möglicherweise 
Fahrverbote zu vermeiden. 

Szenario Nr. 1 würde dem bisherigen Politikstil ent-
sprechen. Man beschränkt sich auf kleinere (freiwillige) 
Veränderungen und spielt auf Zeit. Nach Ansicht der 
Umweltverbände und Einschätzungen der Gerichte las-
sen sich dadurch Fahrverbote nicht vermeiden. Indus-
triepolitisch bedeutet dies ein »weiter so«. Ob denn 
die Produktpläne der Hersteller mit dem Angebot von 
E-Fahrzeugen ab Mitte der 2020er Jahre erfolgreich 
sein werden, kann aus heutiger Sicht nicht beantwor-
tet werden. Allerdings ist schon jetzt absehbar, dass 
die Hersteller mit offenen Augen auf die Zeit nach 2020 
mit Strafzöllen hinauslaufen, da ihr jeweiliger Flotten-
durchschnitt im Hinblick auf den Durchschnittsver-
brauch die Ziellinie nicht erreichen wird. 

Szenario Nr. 2 würde die Hersteller viel Geld kosten 
und eine organisatorische Herausforderung bedeuten. 
Sie kämen damit aber in die Offensive (hinsichtlich des 
öffentlichen Images) und würden etwas für das Klima 
und ihre Kunden tun. Die Politik könnte sich profilie-
ren, indem sie zeigt, dass sie auch gegen die machtvolle 
Lobby der Autoindustrie durchgreift und von der bis-
herigen Schutzpolitik Abstand nimmt. Im Zusammen-
spiel mit der EU-Kommission könnte sie sich zudem für 
eine E-Quote beim Absatz der Hersteller einsetzen und 
somit von ihrer Bremserrolle in Europa Abschied neh-
men. Dass dies nicht ohne industriepolitische Flankie-
rung funktionieren kann, liegt auf der Hand, will man 
nicht den massiven Verlust von Arbeitsplätzen in Kauf 
nehmen. 

Mit den Wahlprognosen sieht es eher so aus, als 
würde sich Szenario 1 nach der Wahl durchsetzen. CDU/
CSU wollen explizit Fahrverbote vermeiden und den 
Dieselmotor als Übergangstechnologie erhalten. 

Zum Schluss noch eine Anmerkung: Mit dem Zulas-
sungsverbot von Verbrennungsmotoren ab 2030, wie 
es Bündnis 90/Die Grünen propagieren, wäre ein klares 
Signal für den Umstieg auf carbonfreie Antriebskon-
zepte und ein konkreter Handlungs- und Orientierungs-
rahmen für die Autoindustrie gesetzt. Diese Forderung 
bedarf jedoch einer noch intensiveren industriepoliti-
schen Flankierung. 

LITERATUR 

Hans-Böckler-Stiftung (2012), Elektromobilität und Beschäftigung – Wir-
kungen der Elektrifizierung des Antriebsstrangs auf Beschäftigung und 
Standortumgebung (ELAB), Düsseldorf

ifo Institut (2017), Auswirkungen eines Zulassungsverbots für Personen-
kraftwagen und leichte Nutzfahrzeuge mit Verbrennungsmotor, ifo Institut, 
München.

IG Metall (2016), Neue Abgasnormen als Chance nutzen, Frankfurt am Main.

Jürgens, U. und H.R. Meißner (2005), Arbeiten am Auto der Zukunft, Ed. Sig-
mar, Berlin.

Meißner, H. R. (2012), »Strukturbruch in der Automobilindustrie«, in: 
W. Allespach und A. Ziegler (Hrsg.), Zukunft des Industriestandortes 
Deutschland 2020, Schüren. Marburg, 193–215.



10

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst 18 / 2017 70. Jahrgang 28. September 2017

Helmut Becker*
Skandale, Kartelle, Dieseltod
– Traktat gegen eine fort-
schreitende automobile 
Volksverwirrung
Die Automobilindustrie ist in Verruf geraten! Zu 
Unrecht, weil es die Automobilindustrie in Deutsch-
land so nicht gibt, sondern nur fünf deutsche Unterneh-
men (daneben ein amerikanisches und neuerdings ein 
französisches), die technisch und ethisch völlig unter-
schiedliche Verhaltensweisen an den Tag gelegt haben 
und legen, medial jedoch – zu Unrecht – alle über einen 
Kamm geschoren wurden und werden. 

Was war da im Sommer 2017 Schlimmes über 
geheime Kartellabsprachen und Abgasschurkereien 
der automobilen »Fünfer-Bande« der deutschen Her-
steller (Audi, BMW, Daimler, Porsche und Volkswagen), 
zu lesen, alles nur um ihre Dieselkunden vorsätzlich, 
heimtückisch und vor allem gesetzeswidrig zu täu-
schen. Hinzu kamen pauschale Vorwürfe über Schlaf-
mützigkeit und Unfähigkeit, den von Elon Musk mit sei-
ner Elektro-Automarke Tesla verursachten Hype um 
das Elektroauto nicht rechtzeitig erkannt zu haben. 
Stattdessen hätten und haben sie sich stur geweigert, 
ihr bewährtes, auf dem motorischen Verbrennen von 
Treibstoff beruhenden Geschäftsmodells gegen jenes 
von Elon Musk zu ersetzen, das auf der Basis eines 
batteriebetriebenen, elektrischen Verlustgenerators 
ebenfalls mit Verbrennung zu tun hat, in diesem Fall 
von Milliarden Dollar an Aktionärsgeldern seit Grün-
dung 2003. Und schließlich wollten Umweltschützer 
Autos mit Verbrennungsmotoren – das Herzstück der 
deutschen Autoindustrie seit 125 Jahren – ab 2030 völ-
lig verbieten. Morgenthau automobil reloaded!

Im Gegenzug zur Dieseldebatte verschwand die 
mediale Vernichtung der deutschen Autoindustrie 
durch batteriebetriebene Roboterautos über Nacht in 
einer Rußwolke von innerstädtischen Dieselabgasen. 
Ein neuer Medienstar war geboren: Die drohenden – 
lokal bis generell – Fahrverbote für Dieselautos wegen 
der hohen, zeitweise gesetzliche Grenzwert weit über-
schreitende Luftverschmutzung durch Abgase in den 
Städten. Als Hauptschuldiger an der innerstädtischen 
Luftmisere wurden vor allem der Stickoxidausstoß  
(NOx) ausgemacht. Als unmittelbar wirksame Abhil-
femaßnahmen kündigten Gerichte in ersten Urtei-
len rigorose Fahr- und Zugangsverbote für Dieselfahr-
zeuge ohne Alter, Herkunft und Fahrzweck an, wenn bis 
Jahresende 2017 keine Besserung der Luftqualität mit 
Einhaltung der gesetzlichen Emissionsgrenzwerte ein-
treten würde. So wie es die Stadtverwaltung in Paris 
bereits zuvor mit Zugangsverboten ab 2020 für ältere 
Dieselautos bis Jahrgang 2001 vorgemacht hatte. 

Auf dem nachfolgenden Berliner Diesel-Umwelt-
gipfel wurden zwar »weiche« Maßnahmen wie Kaufprä-
mien beim Alt-Diesel-Tausch und Software-Updates für 
5,2 Mio. Euro-5- und Euro-6-Dieselautos von der Fün-
fer-Bande zugesagt, Nachbesserungen der Hardware 
durch nachträglichen Katalysatoreinbau aber abge-
lehnt. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) ist überzeugt: 
»Fahrverbote werden mit den bisherigen Zusagen von 
Industrie und Politik auf jeden Fall kommen – denn die 
Luft in den Städten wird kaum besser werden.« 

Dem ist nach unabhängiger Expertenmeinung mit 
Sicherheit so! Bleiben die Gerichte bei ihrer Haltung, 
sind Dieselfahrverbote unausweichlich! Konsequenz: 
Die Bundeskanzlerin hat inzwischen einen zweiten 
»Diesel-Gipfel« für November angekündigt.

Die Folgen waren absehbar: Dem Dieselmotor 
wurde das Sterbeglöckchen geläutet, die verunsicher-
ten Verbraucher gingen auf Distanz. Der Dieselmarkt-
anteil stürzte binnen weniger Monate von 50% auf unter 
40% ab. Damit drohte dem Dieselmotor der Garaus. 
Aber nicht nur diesem, sondern dem Verbrennungsmo-
tor schlechthin. Vorreiter war das britische Parlament, 
das im Sommer 2017 ein generelles Verbot von Verbren-
nungsmotoren in England ab 2040 beschloss. Norwe-
gen folgte mit gleichem Zulassungsverbot für Verbren-
nerneuwagen ab 2025, Indien ab 2030. 

Der Zylinder der Pandora war damit geöffnet. 
Selbst Bundeskanzlerin Merkel bekundete im August 
2017 in einem Interview, dass der Ausstieg aus dem 
Verbrenner grundsätzlich richtig sei – legte sich aber 
diesmal klugerweise nicht auf einen Zeitpunkt dafür 
fest. »Ich kann jetzt noch keine präzise Jahreszahl nen-
nen, aber der Ansatz ist richtig«. Das war am 3. Mai 2010 
bei der Grünung der Nationale Plattform Elektromobi-
lität (NPE) als Beratungsgremium der Bundesregie-
rung zur Förderung der Elektromobilität noch anders. 
Damals wurde als Zielsetzung der Bundesregierung 
eine Million Elektroautos auf Deutschlands Straßen bis 
zum Jahr 2020 vorgegeben. 

Die Wirklichkeit sieht anders aus. Laut Kraftfahr-
zeug-Bundesamt (KBA) gab es am 1. Januar 2017 in 
Deutschland 45 803 560 Pkw, (Anteil Benziner: 65,5%, 
Anteil Diesel: 32,9%, Anteil alternative Antriebsar-
ten in Summe: 1,6%), aber nur einen Bestand an rei-
nen Elekt roautos mit amtlichem Kennzeichen von 
22 609 Fahrzeuge und an Hybridautobestand (inkl. 
Plug-Ins) von 165 405 Fahrzeuge. Die Zahlen sprechen 
für sich.

Sollte der Dieselmotor oder gar der Verbrenner 
verboten werden, würde es den Untergang der deut-
schen Automobilindustrie und auch der internationa-
len Stärke der deutschen Wirtschaft bedeuten. Nach 
einer ifo-Studie hängen allein in der Branche selber 
600 000 Arbeitsplätze, also vier Fünftel, am Verbren-
nermotor. Dies muss für einen glühenden Verfechter 
marktwirtschaftlicher Prinzipien Grund genug sei, für 
den Versuch zu wagen, den Berg an öffentlichen und 
medialen Fehlinformationen, Unwahrheiten, ideologi-
schen Vorurteilen und »alternativen Fakten« in weni-

* Dr. Helmut Becker ist Leiter des Instituts für Wirtschaftsanalyse 
und Kommunikation (IWK), München. Zuvor war er Chefvolkswirt der 
BMW AG.

Helmut Becker
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gen Zeilen abzutragen. Was nachfolgend in fünf The-
sen geschehen soll.

THESE 1: DAS KARTELL DER »FÜNFER-BANDE« 
HAT DURCH GEHEIME ABSPRACHEN DIE DIESEL-
KUNDEN ÜBER JAHRE SYSTEMATISCH BETROGEN

Nein! Schon aus Gründen der Logik nicht! Ökonomen 
wissen (oder sollten es wissen), dass Kartelle in Form 
geheimer Absprachen nur zwischen wenigen Automo-
bilherstellern (enges Oligopol) und ohne Außenseiter-
wettbewerb (z.B. Hersteller aus Japan oder Südkorea) 
funktionieren können. Sie sind grundsätzlich verbo-
ten, wenn sie auf engen Märkten mit knappem Angebot 
und hoher Nachfrage auf die Festlegung überhöhter 
Verkaufspreise oder auf die Ausnutzung von Einkaufs-
marktmacht gegenüber Zulieferern in Form niedri-
ger Einkaufspreise gerichtet sind. Ersteres war beim 
Lkw-Kartell der Fall, bei dem die Lkw-Hersteller Daim-
ler, MAN, Volvo/Renault sowie Iveco und DAF in den Jah-
ren 1997 bis 2011 Preise untereinander abgesprochen 
hatten. Die EU-Kommission verurteilte die Hersteller zu 
einem Bußgeld in Höhe von knapp 3 Mrd. Euro, davon 
allein 1 Mrd. für Daimler. Der VW-Konzern mit der Marke 
MAN ging als Kronzeuge (Selbstanzeige) straffrei aus. 
Der Konzern hat mit diesem juristischen Instrument 
also gute Erfahrungen gemacht.

Eine solche Ausschaltung des Wettbewerbs, bei 
dem Kunden wie Lieferanten um den fairen Markt-
preis gebracht werden, konnte der »Fünfer-Bande« 
aber nicht nachgewiesen werden. Stattdessen wur-
den den Fünf technische Absprachen auf ein mög-
lichst geringes AdBlue-Harnstoff-Tankvolumen mit 
entsprechender Einschränkung der Reinigung der 
Dieselabgase vorgeworfen. Hieraus einen konsekuti-
ven Zwang zur Manipulation der Abgaselektronik zu 
schließen, ist geradezu abenteuerlich. Zum einen sind 
die Tankvolumen der einzelnen Hersteller und Marken 
mitnichten einheitlich, sondern sie sind unterschied-
lich groß. Jeder Hersteller kann also einbauen, was er  
will, es gibt keinen »Fraktionszwang«. Zum anderen 
widerspricht es jedweder betriebswirtschaftlichen 
Logik, mögliche Kosteneinsparungen im zweistelli-
gen Eurobereich durch den Verbau möglichst klei-
ner AdBlue-Tanks im Nachgang dann durch Millionen 
Investitionen in eine manipulierte Abgaselektronik zu 
kompensieren. Und zudem noch hohe Bußgelder in 
Milliardenhöhe zu riskieren. Profan gesagt: So blöd 
kann niemand sein! 

Grundsätzlich sind technische Absprachen zur 
Normung, Typung und Standardisierung aus rationalen 
ökonomischen Gründen sinnvoll und erlaubt, sie sind 
nicht nur der Autoindustrie, sondern auch dem Maschi-
nenbau etc. an der Tagesordnung. 

Und schließlich: Der Tod jedes Kartells sind Außen-
seiterwettbewerb und Preiskämpfe gerade auch auf 
gesättigten Märkten. Die aktuellen Rabattschlachten 
auf dem Dieselmarkt zwischen sämtlichen deutschen 
und ausländischen Dieselautoherstellern sind Beleg 

für eine äußerst scharfe Wettbewerbssituation in der 
Autoindustrie und führen jede Idee von Kartellabspra-
chen ad absurdum.

THESE 2: »DIE ZEIT DES DIESELS GEHT ZU ENDE«
(F. Dudenhöffer)

Nein! Der Diesel ist nicht dem Tod geweiht, er lebt 
und wird sogar eine Renaissance erleben. Der tech-
nische Fortschritt macht es möglich: Abgasrückfüh-
rung und Harnstoffeinspritzung, Heizkat und NOx-Ka-
talysator, Rohemission-Optimierung und abgesenkte 
Verdichtung, bessere Mischkonzepte und effizientere 
Filter, kürzere Kaltlaufphasen und höhere Einspritz-
drücke. In dieser Auslegung ist der Diesel nicht tot, 
sondern dem Benziner in allen technischen und öko-
logischen Belangen haushoch überlegen – außer bei 
den Herstellkosten, die etwa 2000 Euro höher sind. 
Begründung: Mit 30% geringerem CO2-Ausstoß als 
beim Benzinmotor und dank technischem Fortschritt 
in der SCR-Katalysatortechnik erreichen die neues-
ten Dieselmotoren einen noch geringeren Stickoxide- 
und Rußpartikelausstoß als gesetzlich mit Euro 6d 
vorgeschrieben. 

Fazit: Winfried Kretschmann hat Recht: »Es gibt 
den sauberen Diesel«! Das innerstädtische Abgaspro-
blem sind nicht die neuen Dieselautos mit moderner 
Abgasreinigung, sondern die »Altlasten« in Form eines 
Altbestands von 15 Mio. Dieselfahrzeugen, plus Paket-
lieferdienste, Busse, Müllabfuhr, Taxis etc. Will man die 
innerstädtische Abgassituation im Sinne der Gerichte 
bereits bis Anfang 2018 schon entscheidend verbes-
sern, sind selektive Fahrverbote »ohne Alternative«, 
Software-Lösungen an der Abgaselektronik reichen 
nicht aus, aber Hardware-Nachbesserungen auch 
nicht, zumal sie für die Nachrüstung Jahre benötigen 
würden. 

THESE 3: VERBRENNUNGSMOTOR IST AUF SICHT 
DURCH DEN ELEKTROANTRIEB ZU ERSETZEN

Nein! Ist er nicht, das ist allein quantitativ nicht mög-
lich. Dazu zwei Beispiele:

Zum einen: Der Bestand an Verbrennerautos liegt 
global bei 1,1 Milliarden, die jährliche Neuproduk-
tion bei rd. 85 Millionen. Die Produktionskapazität bei  
reinen E-Autos beläuft sich heute jährlich schätzungs-
weise auf knapp 300 000 Einheiten. Wie soll der Alt-
bestand da just in time zur Klimarettung ersetzt 
werden? 

Zum zweiten: Dauerhaft unzureichende E-Lade-
infrastruktur. Massenweise Ladesäulen in der City 
zu schaffen oder E-Autos mit kostenfreien Parkplät-
zen zu belohnen, ist nach Auskunft von großen Woh-
nungsbaugesellschaften unmöglich. Die Stadt Oslo ist 
gerade dabei, an zu vielen E-Autos zu ersticken. In Mün-
chen waren am 31. Dezember 2016 genau 701 131 Pkw 
registriert. Deren Halter wohnten in 140 384 Wohnge-
bäuden und 787 320 Wohnungen (ohne potenzielle 
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E-Ladeeinrichtungen). Der Bestand an Elektro-Pkw lag 
bei 1 577 (!), für die im Stadtgebiet München 48 E-Tank-
stellen zur Verfügung standen. Wer rechnen kann, der 
rechne! Wie soll die Maus den Berg gebären? 

THESE 4: ELEKTROAUTOS MIT LITHIUM-IONEN-
BATTERIEN-TECHNIK (LIBS) SIND DIE AUTOS DER 
ZUKUNFT

Nein! Das sind sie nicht! Um nicht in den Verdacht eines 
petrol-heads und einseitiger Parteinahme für den Ver-
brenner zu geraten: Langfristig gehört dem Elekt-
roantrieb die Zukunft, da haben alle klaren Verstandes 
Recht, aber nicht jenen E-Autos mit Antriebsenergie 
aus LIBs. Grund: Der Bedarf an Produktionskapazitäten 
für LIBs wird grandios unterschätzt. Die im Bau befind-
liche Gigafactory von Elon Musk (Tesla) hat im Endaus-
bau eine Kapazität von 35 GWh. Geht man von durch-
schnittlich 55 KWh Batteriekapazität für ein BEV aus, 
benötigt man zum Betrieb von 10 Mio. E-Autos auf Bat-
teriebasis bereits 16 solcher Produktionsstätten, bei 
weltweit im Jahr 2030 angenommenen 30 Mio. BEVs 
sogar 50. Und das muss sich bei wachsendem E-Auto-
bestand jedes Jahr wiederholen.

Selbst wenn der Investitionsbedarf von 250 Mrd. 
US-Dollar (Stand: heute) problemlos zu stemmen wäre, 
woher kommt dann das benötigte Lithium und woher 
die Seltenen Erden (schwere wie leichte), die zum Bau 
der Batteriezellen benötigt werden? Und deren Ver-
bau für Windkraftanlagen und Lithium-Ionen-Akkus in 
anderen Geräten ebenfalls benötigt werden! Die Welt-
produktion müsste um den Faktor 4 gegenüber heute 
gesteigert werden. Aber wenn das kapitalistische Wirt-
schaftssystem ob seiner unglaublichen Effizienz dazu 
auch noch in der Lage wäre, was wird aus der politi-
schen Liefersicherheit? Wo bereits heute 85% des Welt-
bedarfs an Seltenen Erden aus China kommen. Das im 
Übrigen auch noch über 44% der globalen Reserven 
verfügt. Tausche Ölscheich gegen Mandarin? 

Hinzu kommt, dass die Herstellung von Batterie-
zellen sehr umweltschädlich und höchst energieinten-
siv ist. Und der Strom in großen Verbraucherländern 
wie China immer noch zu zwei Drittel aus Kohle herge-
stellt wird. Warum wird das von grünen Gutmenschen 
nie kritisch hinterfragt? Da kommt der Strom aus der 
Steckdose und die E-Zapfstelle befindet sich vor der 
Haustür.

Nicht zu vergessen bei aller Euphorie um das Elekt-
roauto, Fachleute träumen immer noch von syntheti-

schen Kraftstoffen, sog. E- oder Synfuels, d.h. der Subs-
titution des fossilen Treibstoffs durch mit Elektrizität 
gewonnenen künstlichen Treibstoff für den sauberen 
Diesel. Man nehme: CO2, Sonne/Wärme/Strom, Brauch-
wasser oder Meerwasser, Mikroorganismen. Fertig ist 
der Syn-Treibstoff, hergestellt ohne die knappen Res-
sourcen Trinkwasser oder Ackerland. Was die beste 
Lösung für alle Beteiligten wäre! Hier liegt die Zukunft.

THESE 5: POLITISCHE SUBVENTIONEN UND 
VORGABEN VON E-QUOTEN FÜR DIE 
HERSTELLER VERHELFEN DEM ELEKTROAUTO 
ZUM DURCHBRUCH

Nein! Angesichts des gescheiterten Versuchs, den 
Absatz von E-Autos durch staatliche Prämien zu för-
dern, machte zuletzt unter Politikern der Vorschlag die 
Runde, der Elektromobilität mit Zwangsquoten zum 
Durchbruch zu verhelfen. Europäischen Herstellern 
sollte von Brüssel aus in der Produktion eine E-Auto-
quote verbindlich vorgeschrieben werden. 

Pate bei diesen Überlegungen standen dabei kon-
krete Pläne aus China. Bereits Ende August 2017 will 
das Pekinger Industrieministerium ein abschließen-
des Gesetz über die Einführung von E-Autoquoten vor-
stellen. Danach sollen die Autohersteller in China ab 
2018 in der Produktion eine E-Quote von 8% erfüllen, 
die im Folgejahr auf 10% und ein Jahr später auf 12% 
steigen soll. Nicht ohne Grund wurden solche Überle-
gungen einer E-Autoquote im kommunistischen China 
geboren, dessen Wirtschaftsregime trotz aller kapita-
listischen Auswüchse nach wie zentral und dirigistisch 
ausgelegt ist. Dem gelernten Marktwirtschaftler stehen 
bei solchen Überlegungen einer »elektrischen Zwangs-
beglückung« einer mobilen Volkswirtschaft die ökono-
mischen Haare zu Berge. Konsumentensouveränität 
und freie unternehmerische Entscheidungen bezüglich 
Investitionen und Produktion gehören zu den Grund-
prinzipien einer Marktwirtschaft. Und die haben sich 
nachweislich bis heute bewährt! Anders als in der frü-
heren DDR wird heute in der westlichen Welt mit freier 
Konsumwahl das produziert, was der Konsument will, 
nicht was der Staat anordnet. 

Fazit: Die Einführung einer E-Autoquote in Europa 
wäre absolut systemwidrig, weil die Hersteller etwas 
produzieren müssten, was sie auf dem freien Markt so 
nicht absetzen können. Das würde die deutsche Auto-
mobilindustrie und vor allem das Autoland Deutsch-
land vor unlösbare wirtschaftliche Probleme stellen. 
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Ferdinand Dudenhöffer*
Hoffnungsträger und Drama 
der Deutschen: Der Diesel
Es hätte nicht schlimmer kommen können. Der große 
Hoffnungsträger der deutschen Automobilindustrie 
scheint »verbrannt«. Fahrverbote für Diesel-Pkw in 
deutschen Ballungszentren sind nach Gerichtspro-
zessen von Umweltverbänden eine Frage der Zeit. 
Seit dem Jahr 2010 weiß man im politischen Berlin, 
dass in mehr als 40 Ballungszentren in Deutschland 
die Stickdioxidimissionen zum Teil ganz erheblich 
über den EU-Grenzwerten liegen. Bekannt war der 
Koalitionsregierung auch, dass gut 70% der Belas-
tungen durch Diesel-Pkw verursacht werden, und 
fast schon Binsenweisheit ist, dass die Katalogan-
gaben und EU-Testverfahren von Neuwagen zu Ver-
brauch- und Abgaswerten wenig realitätsnahe sind. 
Fakt ist, dass zwei Jahre nach den Manipulations- 
vorwürfen von US-Regierungsbehörden gegen-
über dem Volkswagenkonzern immer noch 90% der 
in Europa verkauften Euro-6-Neuwagen bis zum 
15-fachen die gesetzlichen Vorgaben für Stickoxid-
emissionen im normalen Fahrbetrieb überschreiten. 
Kaum tröstlich ist die Tatsache, dass ausländische 
Autobauer in der Regel noch schlechter abschneiden 
als die Deutschen (vgl. Süddeutsche Zeitung, 4. Sep-
tember 2017). Blinde Kontrollbehörden, wie das Kraft-
fahrt-Bundesamt, lückenhafte Vorschriften für Emis-
sionsmessungen und eine Kanzlerin, die auf die gute 
Zusammenarbeit und die gute Beziehung zur Automo-
bilindustrie immer ganz besonderen Wert gelegt hat, 
sind Teil der Ursachen für den größten Skandal in der 
deutschen Automobilgeschichte. 

DAS GEFÄHRLICHE MÄRCHEN VOM KLIMADIESEL

Hört man auf die Vorstände der Autoindustrie, kommt 
stereotyp die Erklärung, dass der Dieselantrieb not-
wendig zur Erreichung der Klimaziele sei. Auch die Bun-
deskanzlerin betont im Wahlkampf zur Bundestags-
wahl immer wieder die Notwendigkeit des Diesel-Pkw 
zur Erreichung der Klimaziele. Natürlich wird eine Mär 
nicht deshalb zur Wahrheit, weil sie von einer Kanzle-
rin wiederholt wird. Selbstverständlich können etwa 
mit Erdgasantrieben – eine übrigens alte Technologie 
– oder mit Benzinhybriden à la Toyota, ganz zu schwei-
gen von Elektroautos, die Klimaziele auch erreicht wer-
den. Aber Deutschland hat sich über Jahrzehnte in 
den Diesel »verliebt« und ihn zur Schlüsseltechnolo-
gie erkoren. Immer wieder hat man sich für »weichere« 
Abgaswerte beim Diesel eingesetzt, zusätzlich zu der 
staatlichen Subventionierung durch Steuervorteile für 
den Diesel. Jetzt läuft man der Zukunft hinterher. 70% 

der Lithium-Ionen-Zellen für Elektroautos werden in 
China produziert, der Rest in Korea, Japan und in den 
USA. In Deutschland sind es 0%. Das ist eine der Kon-
sequenzen der frühzeitigen Festlegung auf den Diesel. 
Deutschland war bei den Antrieben keineswegs tech-
nologieoffen. Selbst in Europa läuft das Industrieland 
Deutschland bei der Umsetzung der Elektromobili-
tät – gemessen an Neuwagen-Marktanteilen an Elekt-
roautos – Ländern wie Belgien, Frankreich, England, 
den Niederlanden, Österreich oder der Schweiz hin-
terher, ganz zu schweigen von Norwegen. Das Kanzler-
wort »das eine zu tun, ohne das andere zu lassen«, hat 
wenig dazu beigetragen, die risikoreiche Abhängigkeit 
von der Dieseltechnologie zu mildern. Zu mächtig sind 
die falschen Preissignale an der Tankstelle für die Auto-
fahrer in Deutschland. Diesel ist »vermeintlich« billig, 
weil er mit 18 Cent pro Liter steuerbevorteilt ist. Durch 
steuerlich manipulierte Preise haben wir es verhindert, 
rechtzeitig etwa Benzinhybride im Fokus zu haben. 

NEUES VERTRAUEN BRAUCHT TRANSPARENZ UND 
ENGINEERING GOVERNANCE 

Ohne die strengen US-Umweltbehörden würden wir 
womöglich noch heute im Traum von der Zukunftstech-
nologie Diesel schwelgen. Dabei könnte die Käuferver-
unsicherung in Deutschland nicht größer sein. Statt 
mit lückenloser Transparenz versucht die Branche mit 
sogenannten Umweltprämien bis zu 10 000 Euro – bei 
Eintausch- und Verschrottungsaktionen für alte Diesel 
beim Kauf von Neuwagen – gegenzusteuern. Euro-5- 
und Euro-6-Diesel sollen mit Software-Updates etwas 
sauberer gemacht werden. Wie diese genau wirken, 
welche mögliche Nebenwirkungen dabei auftreten 
können, etwa in Form eines erhöhten Verbrauchs, von 
stärkerer Versottung und kürzeren Lebensdauern von 
Motoren wird nicht gesagt. Noch weniger wird darüber 
gesprochen, wie es passieren konnte, dass Premium-
hersteller, deren Fahrzeuge zu 100 000 Euro oder mehr 
verkauft werden, wegen ein paar Cent oder angeblich 
fehlendem Bauraum für größere Harnstoffbehälter 
das Risiko auf sich nahmen, ihre Kunden über die wah-
ren Abgaseigenschaften ihrer Fahrzeuge hinters Licht 
zu führen. Plötzlich sind, wie bei den Lastkraftwagen 
oder 40 Tonner, Stickoxidemissionen möglich, die, wie 
etwa beim neuen BMW 520 mit 28 mg/km oder bei dem 
Mercedes E 220d mit 41 mg/km, im normalen Fahrbe-
trieb selbst die Grenzwerte für die Prüfstände um 65% 
unterschreiten. Es sieht ganz danach aus, als hätte der 
Dieselskandal ein weiteres Problem offengelegt, die 
Ethik und das Wertverständnis von Engineering-Be-
reichen. Die Autobauer können mit Recht stolz auf 
ihre Ingenieure sein, die wesentlich dazu beigetragen 
haben, den Innovationsvorsprung der deutschen Auto-
bauer aufzubauen. Gleichzeitig zeigt der Diesel skandal 
das Defizit an – nennen wir es – fehlende Engineering 
Governance. 

Wie stark ist jetzt das Vertrauen in die deut-
sche Autoindustrie oder gar in den Industriestandort 

* Prof. Dr. Ferdinand Dudenhöffer ist Direktor des CAR-Instituts an 
der Universität Duisburg-Essen sowie Inhaber des Lehrstuhls für 
allgemeine Betriebswirtschaftslehre und Automobilwirtschaft an der 
Universität Duisburg-Essen.

Ferdinand Dudenhöffer
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Deutschland durch das mittlerweile zweijährigen Die-
seldesaster beschädigt? Schauen wir auf den wich-
tigsten Automarkt der Welt, das ist mit knapp 25 Mio. 
Pkw-Verkäufen und fast 30% des Weltmarktes China. 
In China gibt es keine Diesel-Pkw. China ist dabei, sich 
über ein Ausstiegsdatum aus dem Verbrennungsmotor 
Gedanken zu machen. Bereits 2018 wird das Land eine 
Quote für Elektroautos von 8% haben, die sich bis 2020 
auf 12% aller Neuwagenverkäufe steigern wird. China 
setzt mit Macht auf das Elektroauto. Nicht der Diesel- 
skandal ist für die deutsche Automobilindustrie das 
Problem, sondern der verpasste Zeit für Elektroau-
tos. Der vermeintliche Hoffnungsträger Diesel hat dazu 
geführt, den Zug der Zeit nicht rechtzeitig zu sehen. 
»Das eine tun, ohne das andere zu lassen«, ist also ein 
Spiel mit sehr hohem Risiko. 

Nach China sind die USA und Kanada mit etwa 
19 Mio. Fahrzeugverkäufen die zweitwichtigste Auto-
marktregion der Welt. Dort wollten die Deutschen 
gegen dem Wettbewerb mit dem »Clean Diesel« punk-
ten. Die Schlagzeilen zu VW werden in den USA weni-
ger. VW hat es mit 20 Mrd. Euro Bußgelder und Scha-
denersatz geschafft, die Lage zu beruhigen, und ist 
mittlerweile wieder auf Erholungskurs, wenn auch 
auf niedrigen Niveau. Weder Audi, BMW noch Merce-
des oder Porsche scheinen große Kratzer in den USA 
abbekommen zu haben. Ein größerer Reputationsver-
lust von »Made in Germany«, gemessen an Verkäufen, 
ist jedenfalls nicht wahrzunehmen. Die Amerikaner 
scheinen weniger anfällig für die Gruppenhaftungsar-
gumente. Allerdings, wie in China, liegt ein Schaden in 
technologischer Sicht vor. Die Deutschen haben wich-
tige Zeit gegenüber den Silicon Valley Stars wie Tesla 
verloren. 

Bleibt Europa als wichtiger Absatzmarkt. Selbst-
verständlich ist die Enttäuschung in Europa deut-
lich größer als etwa bei Kunden in China. Immerhin 
ist Europa das Kernland des Diesels. Aber nicht nur 
deutsche Dieselfahrzeuge haben zum Teil erbärmli-
che Stickoxidemissionswerte, sondern auch die Fiats, 
Renaults oder Volvos. Der Schaden ist vorhanden, 
aber Fahrverbote sind bisher in keinem anderen Land 
außerhalb Deutschlands wahrscheinlich. VW kämpft 
zwar, verliert Marktanteile und wird noch eine ganze 
Weile brauchen, um die Reputation wieder zu gewin-
nen, aber es scheint markenzentriert. Mercedes und 
Porsche gewinnen in Europa Marktanteile. Auswirkun-
gen auf »Made in Germany« scheinen sich nicht direkt 
zu zeigen. Das ist die gute Nachricht. Die weniger gute 
Nachricht lautet, dass der Diesel in Europa seine Anhän-
ger verliert. In Deutschland sind derzeit noch 20% der 
Neuwagen von Privatkäufern von Dieselaggregaten 
angetrieben. Zwar bleibt der Diesel für Firmenkunden 
wichtig, aber die gebrauchten Diesel der Firmen gehen 
zu 95% an Privatkäufer, also könnte ein Problem ent-
stehen. Auch beim Handel, der große Bestände sehr  
schwer verkäuflicher gebrauchter Diesel-Pkw hat. Grö-
ßere Wertberichtigungen sind unvermeidbar. Zusätz-
lich planen Länder wie Frankreich die Bevorzugung 

von Dieselkraftstoff – im Gegensatz zu Deutschland – 
zu beenden. Damit sinkt die Zahl der Dieselverkäufe 
weiter. 

EIN FAIRER, EINFACHER UND NACHHALTIGER 
LÖSUNGSANSATZ 

Bisher hat sich die Berliner Politik gescheut, eine res-
sourcenneutrale Antriebspolitik in der Automobilindu-
strie umzusetzen. Die Bundesrepublik ist keineswegs 
technologieoffen, sondern seit Jahrzenten »Diesel-ver-
zerrt«. Will man eine Technologieoffenheit umsetzen, 
sollte das Konzept – um umsetzbar sein – folgende 
Bedingungen erfüllen:

1. Der Steuerzahler sollte nicht belastet werden.
2. Die Dieselbesitzer werden nicht direkt mit Um- 

rüstkosten für die Hardware belastet.
3. Die Autobauer übernehmen keine zusätzlichen 

finanzielle Lasten einer Umrüstung.
4. Die Städte sollten saubere Luft erhalten, die Grenz-

werte also erreichbar werden.
5. Die Dieselbesitzer sollten auch anschließend die 

Möglichkeit haben, weiter mit sauberen Pkw-Die-
seln fahren zu können, aber keine Sonderbehand-
lung bei der Steuer genießen.

6. Der Diesel soll nicht länger gegenüber dem Ben-
ziner steuerlich bevorteilt werden.

Diese Bedingungen können durch die Umsetzung des 
folgenden Lösungsvorschlags erfüllt werden:

1. Jeder Fahrer eines Diesel-Pkw in Deutschland 
erhält einen Gutschein in Höhe von 2 000 Euro, 
um Hardware-Umrüstungen bei seinem Fahr-
zeug durchführen zu lassen. Der Gutschein wird 
nur ausgezahlt, wenn die Umrüstung tatsächlich 
durchgeführt wurde, und vom Bundesfinanzminis-
terium finanziert. Der Gutschein kann auch dann 
eingelöst werden, wenn das Altauto verschrottet 
wird.

2. Bei der Umrüstung muss ein sogenannter SCR-Kat 
installiert werden. 

3. Die Autobauer erteilen den Anbietern von Umrüst-
Kid die Freigabe der Umrüstung.

4. Finanziert wird die Maßnahme dadurch, dass der 
Dieselkraftstoff ab sofort wie der Ottokraftstoff 
besteuert wird und gleichzeitig die Kfz-Steuer 
für Dieselfahrzeuge exakt derjenigen Benziner 
entspricht.

5. Wer nicht umrüstet, darf in Zukunft nicht mehr in 
Großstädten fahren. Es gibt eine »Rote Karte«, in 
Form der blauen Plakette. Für die Umrüstung wird 
eine Karenzzeit vereinbart. 

Durch die Gleichheit der Besteuerung von Otto- 
und Dieselfahrzeugen werden gleichzeitig die Wei-
chen für den besseren Übergang in die Elektromo-
bilität gestellt, da der scheinbare Vorteil des Diesel-
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kraftstoffs nicht länger gilt. Gleichzeitig bezahlen die 
Dieselbesitzer eine niedrigere Kfz-Steuer, analog zu 
Besitzern von Benzinern. Mit dem Vorschlag würden 
alle Dieselbesitzer mit den Kosten ihrer unsauberen 
Dieselfahrzeuge belastet, es gilt also das Verursacher-
prinzip. Nicht der Steuerzahler haftet, sondern der 
Verursacher. 

Mit diesem Vorschlag wäre es möglich, alle 
Schmutzdiesel in den Städten von der Straße zu holen 
bzw. umzurüsten. Die staatliche Prämie ließe sich 
sehr einfach durch Steuermehreinnahmen finanzie-
ren, und zwar von den Pkw-Dieselbesitzern, die dabei 
nicht benachteiligt, sondern nur gleichgestellt würden. 
Gleichzeitig erlaubt der Vorschlag, Gelder zur Finanzie-
rung eines deutlich besseren öffentlichen Nahverkehrs 
zu generieren. Also genau das, was mit dem Plan des 
Verkehrsministers eines Fördertopfes gemacht werden 
sollte. Ein Förderplan für 500 Mio. Euro für die Bundes-
republik ist in seinen Wirkungen vernachlässigbar. Mit 
dem vorliegenden Vorschlag könnte ein echtes Finan-
zierungsbudget realisiert werden.

DIE BERECHNUNG

Nachrüst-/Gutscheinkosten von 20,2 Mrd. Euro 

Derzeit sind auf deutschen Straßen 45,8 Mio. Pkw 
unterwegs, 15,1 Mio. davon sind Dieselfahrzeuge. Beim 
Diesel-Gipfel haben sich die deutschen Autobauer ver-
pflichtet, kostenlos 5 Mio. neuere Diesel-Pkw mit Soft-
ware-Updates nachzurüsten. Damit bleibe ein theore-
tisches Potenzial von 10,1 Mio. alter Diesel-Pkw. Die 
Nachrüstkosten nach dem hier vorgestellten Vorschlag 
würden sich damit auf 20,2 Mrd. Euro belaufen. Dies ist 
eine sehr konservative Schätzung. In der Realität dürf-
ten die Kosten geringer sein, da einige die »Rote Karte« 
ziehen werden.

Steuerausfall durch Absenkung der Diesel-Kfz-
Steuer auf Benzinerniveau von 1,8 Mrd. Euro

 
Nach den Informationen des Statistischen Bun-
desamts betrug im Jahr 2016 in Deutschland das 
Kfz-Steueraufkommen 9,0 Mrd. Euro Kfz-Steuer. Nach 
unserer Berechnung gehen wir davon aus, dass davon 
3,8 Mrd. Euro durch Diesel-Pkw aufgebracht wurden. 
Wird jetzt der Diesel-Pkw analog der Benzinfahrzeuge 
besteuert, ergäbe sich ein Steuerausfall von 35% der 
Kfz-Steuer beim Diesel oder in absoluten Beträgen 
1,8 Mrd. Euro.

Kraftstoffsteuer-Mehreinnahmen (inkl. MwSt.) 
von 9,88 Mrd. Euro

Im Jahr 2016 wurden in Deutschland 
45 120 003 470 Liter Dieselkraftstoff verkauft. Diesel-
kraftstoff wird pro Liter mit 18 Cent weniger Steuer 
belastet als Ottokraftstoff. Hinzu kommt 19% Mehr-
wertsteuer, die auf den Kraftstoffpreis inklusive Vor-

steuern, wie Energiesteuer, erhoben wird. In Summe 
ergibt sich für das Jahr 2016 ein Steuerausfall von 
9,88 Mrd. Euro für das Jahr 2016.

Nach 2,5 Jahren wären die Umrüstungen durch 
die Autofahrer bezahlt

Fasst man die Teilergebnisse zusammen, ergibt sich fol-
gendes Bild:

        Berechnung
Mehreinnahmen Kraftstoffsteuer 
in Mio. Euro (jährlich)        9 883
Mindereinnahmen Kfz-Steuer 
in Mio. Euro (jährlich)        1 831
Nettosteuereinnahmenplus 
in Mio. Euro (jährlich)        8 052
Nachrüstkosten in Mio. Euro 
(einmalig)       20 200
Finanzierungszeitraum in Jahren     2,5

Nach nur 2,5 Jahren wären die Umrüstkosten 
durch die Dieselfahrer selbst bezahlt. Ab dem 30. Monat 
nach der Umstellung ergeben sich jährliche Nettoein-
nahmen von 8,05 Mrd. Euro. Damit könnte Deutschland 
die Infrastruktur in den Städten und die Elektrolade-
struktur »vorbildlich« finanzieren.

Alle würden in diesem Spiel zu Gewinner. Die Auto-
bauer kommen schnell vom Schmutzimage des Diesel 
weg, Fahrverbote werden ausgeschlossen, die Men-
schen in den Großstädten werden von zu viel Stick-
oxiden befreit, die Elektromobilität kann Fahrt aufneh-
men, die deutschen Kommunen hätten Mittel, um wirk-
lich ihre Verkehrsinfrastruktur zu verbessern.

FAZIT: FALSCHE PREISSIGNALE, DISTANZLOSE 
POLITIK UND ENGINEERING GOVERNANCE 

Die Analyse zeigt, dass es keine bösen oder raffgierigen 
Industriebosse sind, die den größten Skandal der deut-
schen Autoindustrie verursacht haben, sondern eine 
Verquickung von falschen politischen Preissignalen, 
einer distanzlosen Regierungspolitik gegenüber einer 
Branche, die weder saubere Kontrollbehörden auf-
gebaut, noch Gesetzeslücken geschlossen hat, sowie 
einer schrägen Moral in Engineering-Abteilungen und 
Vorstandsgremien. Damit ist es zwar richtig, dass die 
Missstände von der Kanzlerin angeprangert werden, 
aber bitte auch vor der eigenen Wohnungstür kehren. 
Warum ist das Umweltbundesamt nicht für die Emissi-
onszertifizierungen und Kontrollen zuständig? Warum 
wird vor der Wahl von den beiden großen Parteien blind 
versprochen, den Dieselsteuervorteil weiter beste-
hen zu lassen? Warum wird die Transparenz, etwa wie 
Software-Updates wirken, nicht stärker von der Poli-
tik eingefordert? Fragen über Fragen, nicht nur an die 
Autovorstände.
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Jörg Hofmann* 
Wie die deutsche Auto-
mobilindustrie eine gute  
Zukunft hat 

DIESELGATE UND SEINE FOLGEN 

In den letzten Monaten hat die Diskussion über Lage 
und Zukunft der Automobilindustrie fast schon apo-
kalyptische Züge angenommen. Reißerische Schlag-
zeilen wurden mehr und mehr bestimmend für eine 
öffentliche Debatte, in der nichts mehr unmöglich 
erscheint: Einfahrverbote für sämtliche Dieselfahr-
zeuge, ein faktischer Verkaufsstopp legal zugelasse-
ner neuer Dieselfahrzeuge, ein generelles Verbot für 
Verbrennungsmotoren ab 2030 oder auch schon ab 
2025; solche Forderungen wurden – nicht nur wahl-
kampfbedingt – aufgegriffen. Tenor: Die Automobil- 
industrie habe ihre Zukunft verschlafen und müsse 
sich so schnell wie möglich vom Verbrennungsmo-
tor verabschieden, um überhaupt zu überleben. Wie 
immer das auch gelingen soll.

Ohne Zweifel: Die Automobilindustrie trägt die 
Hauptverantwortung für das entstandene gesell-
schaftliche Klima. Dieselgate – die illegale Manipu-
lation der Software für die Motorsteuerung – war 
der Katalysator für eine generell kritische Auseinan-
dersetzung mit Zulassungspraktiken oder Differen-
zen zwischen Testumgebung und realen Fahrsituati-
onen – auch wenn diese formal zulässig waren. Und 
mit jeder Abweichung wurde der zentrale Vorwurf 
gegenüber der gesamten Branche neu bekräftigt: Die-
ser Industrie ist nicht zu trauen, sie täuscht ihre Kun-
den wie den Gesetzgeber zu Gunsten höherer Profite. 
Der Vertrauensverlust ist so groß, dass sich die Kun-
den in Deutschland vom Diesel abwenden. Die Zulas-
sungszahlen von Dieselfahrzeugen sinken von Monat 
zu Monat – mit spürbaren negativen Auswirkungen für 
die CO2-Belastung. 

Deshalb sind die Endhersteller jetzt in der Ver-
antwortung, eine ernsthafte Transparenzoffensive zu 
starten. Die IG Metall und die GBR-Vorsitzenden for-
dern schon seit Langem von den Unternehmen, die 
realen Verbrauchs- und Emissionswerte zu benennen 
und zur Grundlage für Verbesserungen zu machen. Es 
ist doch Alltagswissen, dass die Prüfstandwerte in nor-
malen Fahrsituationen nicht erreicht werden können, 
und eine Binsenweisheit, dass die realen Werte über 
die Umweltbelastung und Akzeptanz entscheiden, 
nicht die Testresultate. Eine Reduzierung der absolu-
ten CO2-Belastung durch den Pkw-Verkehr ist aber seit 
1990 – trotz aller Effizienzgewinne im Antriebsstrang – 
nicht gelungen.

INDUSTRIE UND POLITIK SIND GLEICHERMASSEN 
GEFORDERT

Die öffentliche Debatte um die Zukunft des Automo-
bils kreiste in den letzten Monaten fast ausschließlich 
um den Dieselantrieb. Der hierzu mit großem Getöse 
durchgeführte »Diesel-Gipfel« Anfang August hat die 
wesentlichen Fragen in diesem Zusammenhang aber 
leider nicht beantwortet. Zwar ist die von der Auto-
mobilindustrie zugesagte »freiwillige« Nachbesserung 
von Dieselfahrzeugen mit Software-Updates ein ers-
ter Schritt. Auch wenn die exakten Effekte noch unklar 
sind, wird das wohl zu einer Verbesserung der Situa-
tion in vielen Städten beitragen. Offen bleibt dabei 
allerdings, welche Fahrzeuge genau nachzubessern 
sind und ob die Kunden das Angebot wahrnehmen 
werden. Auch bleiben die Importeure, deren Diesel-
fahrzeuge oft die schlechtesten NOx-Werte aufweisen, 
völlig außen vor. Die Umtauschprämien sind vielfach 
eine Marketingmaßnahme. Der aufgelegte Mobilitäts-
fonds ist gut gemeint, aber 500 Mio. Euro reichen bei 
28 betroffenen Regionen nicht aus, um wirksame Maß-
nahmen umzusetzen. Die Hersteller kommen ange-
sichts ihrer Milliardengewinne eher günstig davon; 
und auch die Verdoppelung des Fonds auf 1 Mrd. Euro, 
die jetzt mit den Kommunen verabredet wurde, ändert 
daran wenig. 

Technische Lösungen in Sicht

Der saubere Diesel ist eine unverzichtbare Übergangs-
technologie, wenn die Erreichung der Klimaziele auf 
der politischen Agenda bleibt. Schon jetzt ist durch die 
stark rückläufigen Absatzzahlen bei Dieselfahrzeugen 
der durchschnittliche CO2-Wert auf 128,5g/km ange-
stiegen, das für 2020 ausgerufene Ziel ist zunehmend 
gefährdet. Die hohe Stickoxidbelastung hingegen sinkt 
seit Jahren. Das gilt nicht nur punktuell, sondern für 
alle Messstationen, wie das Monitoring der Landes- und 
Bundesumweltbehörden regelmäßig dokumentiert: 

Der maximale Stundenwert von 200 mg wird 
bereits – bis auf drei Messstationen bundesweit – ein-
gehalten. Allerdings gilt auch: Der zulässige Jahresmit-
telwert von 40 mg wird vielfach noch überschritten. 
Die Verbesserungen wurden nicht schnell genug umge-
setzt und wirksam. 

Ein gewisser Time-Lag ist auch künftig nicht zu ver-
meiden. Die Software-Updates werden nicht vor Ende 
2018 signifikant wirksam sein, stehen doch erstmal 
noch die Freigaben durch das KBA aus. Aber mit den 
Fahrzeugen, die jetzt RDE-getestet neu auf den Markt 
kommen, wird es zusätzlich weitere deutliche Verbes-
serungen geben. Zusammen mit einem beschleunigten 
Austausch der kommunalen Dieselfahrzeuge und Taxen 
sowie durch verbesserte Verkehrssteuerungen ist damit 
zu erwarten, dass auch dieser Grenzwert in den nächs-
ten zwei bis drei Jahren an den meisten Messstationen 
eingehalten wird. Technisch wäre damit das Diesel- 
problem gelöst und eher ein Übergangsproblem.* Jörg Hofmann ist Erster Vorsitzender der IG Metall.

Jörg Hofmann
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Unverzichtbar: Verbindliche Regelungen und 
Schutz der Verbraucher

Die Realität ist jedoch eine andere. Angesichts der 
aktuell eher hysterisch geführten Debatte ist die Ver-
unsicherung der Fahrzeughalter und Kunden zu Recht 
groß. Sicherheit entsteht erst wieder dann, wenn die 
Regierung ihrer Verantwortung nachkommt und für 
verbindliche und verlässliche Regelungen sorgt. Für 
solche Regelungen muss als Leitlinie dienen: Die Ver-
antwortung für Fehler der Industrie oder der Politik 
darf nicht bei den Verbrauchern abgeladen werden. 

Konkret heißt das: Für die nötige Nachrüstung von 
Fahrzeugen, bei denen illegale Maßnahmen (defeat 
devices) ergriffen wurden, ist die Autoindustrie vollum-
fänglich verantwortlich. Bei Autos, die nach gültigen 
gesetzlichen Regelungen korrekt zugelassen sind, 
muss auch die Politik mit Verantwortung übernehmen. 
Sie muss handeln, um die Verbraucher zu schützen. Es 
darf nicht zu einer kalten Enteignung von Millionen Die-
selfahrern durch Gerichtsurteile kommen.

Die Regierung ist gefordert, hierfür einen verläss-
lichen Rechtsrahmen zu schaffen. Dafür ist hilfreich, 
dass die Fahrzeuge, die jetzt auf den Markt kommen, 
deutlich bessere NOx-Werte haben als die Euro-5-Fahr-
zeuge. Seit dem 1. September 2017 müssen neue Fahr-
zeugtypen Abgasvorschriften auch im Realbetrieb 
einhalten. 

Blaue Plakette gegen pauschale Einfahrverbote

Die IG Metall hat schon länger die Einführung einer 
Blauen Plakette vorgeschlagen, um pauschale Ein-
fahrverbote rechtssicher zu vermeiden. Sie könnte 
konzentriert auf bestimmte Ballungszentren, Zonen 
oder auch Zeiten Anwendung finden. Betroffen wären 
die etwa drei Dutzend Städte, in denen die Grenz-
werte für Stickoxide überschritten werden – und 
eben nicht die ganze Bundesrepublik von Husum bis 
Berchtesgaden.

Auch ältere Fahrzeuge, die angemessene  
RealDrive-Grenzwerte einhalten, könnten über die-
ses Instrument definierte Einfahrmöglichkeiten in 
Umweltzonen erhalten. An der Finanzierung einer 
dafür ggf. notwendigen Hardware-Nachrüstung muss 
sich die Politik beteiligen – genau wie bei der Einfüh-
rung der Dieselpartikelfilter. Dazu braucht es ausrei-
chende Übergangszeiten sowie verbesserte Verkehrs-
leitsysteme und Investitionen in den ÖPNV. Denn hin-
ter all dem steht auch eine handfeste soziale Frage: 
Niemand darf durch die Regulierung finanziell über-
fordert oder in seiner Mobilität eingeschränkt werden. 

KLIMASCHUTZ ALS TREIBER UND KATALYSATOR 

Auch wenn das in der aktuellen Debatte rund um Die-
selmotoren aus dem Fokus zu geraten scheint: Die Kli-
maschutz-Verpflichtungen aus den Pariser Abkommen 
sind der zentrale Treiber für die Transformation der 

Automobilindustrie und damit Beschleuniger für neue 
Antriebstechnologien, insbesondere für die E-Mobili-
tät. Ambitionierte Zielsetzungen in der europäischen 
und deutschen Klimapolitik bis zum Jahr 2050 spielen 
eine immer wichtigere Rolle. Pkw und leichte Nutzfahr-
zeuge müssen bis zum Jahr 2020/21 den Grenzwert von  
95 Gramm CO2 pro Kilometer im Flottendurchschnitt 
einhalten. Ansonsten sind hohe Strafzahlungen und ein 
erheblicher Imageschaden die Folge. Und obwohl die 
allermeisten Hersteller von diesem Ziel noch ein gutes 
Stück entfernt sind, schauen sie heute schon gebannt 
auf die Europäische Kommission. Erwartet wird, dass 
sie Ende dieses Jahres nochmals deutlich strengere 
CO2-Grenzwerte für den Zeitraum nach 2020 festlegt. 
In mehreren Ländern wird zudem über den Ausstieg 
aus der Technologie des Verbrennungsmotors nach-
gedacht, teilweise liegen dazu bereits Beschlüsse vor. 
Druck entsteht auch durch industriepolitische Maß-
nahmen im weltweit größten Pkw-Markt China. Ange-
sichts der dramatischen Luftverschmutzung in den 
Städten stehen dort die Förderung von E-Fahrzeugen 
und die Vorgabe von Mindestquoten ganz oben auf der 
staatlichen Agenda.

IG Metall hat konkrete Vorschläge zur Erreichung 
der Klimaziele vorgelegt

Notwendig ist eine ernsthafte öffentliche Debatte, wie 
mit welchen Zielgrößen und konkreten Maßnahmen die 
CO2-Emmissionen des Verkehrs angemessen reduziert 
werden können. Wir identifizieren dafür zwei zentrale 
Stellhebel: erstens die Effizienz der »konventionellen« 
Antriebe schnell weiter zu steigern und zweitens paral-
lel dazu CO2-arme bzw. freie Antriebe systematisch und 
koordiniert auf den Markt zu bringen. Auch wenn die 
Vorschläge der EU-Kommission noch nicht publik sind, 
so ist doch davon auszugehen, dass bis 2030 eine wei-
tere Reduzierung der CO2-Emissionen auf unter 50g/km 
angestrebt wird.

Die IG Metall hat für diese Debatte schon 2016 weit-
reichende Vorschläge gemacht. Ausgangspunkt ist die 
weitere Effizienzsteigerung der Antriebssysteme. Wir 
gehen davon aus, dass ein durchschnittlicher Effizienz-
gewinn der Neufahrzeuge mit Verbrennungsmotor von 
bis zu 1,5% pro Jahr bis 2030 nicht nur technisch mög-
lich ist, sondern auch umgesetzt werden kann. Das mag 
manchen zu wenig sein, erreicht aber in vielen Aspek-
ten schon die physikalischen Grenzen oder wird so 
kostenintensiv, dass sich die Maßnahmen nicht mehr 
rechnen.

Wie sich die Kommission zu diesem Vorschlag 
stellt, ist offen; als sicher kann aber gelten, dass von der 
Automobilindustrie solche Größenordnungen erwar-
tet werden. Sie ist daher gut beraten, zumindest für 
die nächsten Jahre kräftig in solche Technologien zu 
investieren. Sie muss eigene Vorschläge unterbreiten, 
wie Maßnahmen zur Senkung von Emissionen mög-
lichst schnell sowohl bei Neufahrzeugen als auch bei 
der Bestandsflotte wirksam werden können. So gese-
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hen war die kürzlich zu Ende gegangene IAA 2017 eine 
verpasste Chance: Im Zentrum standen eher mittelfris-
tige Themen wie autonomes Fahren oder elektrische 
Modelle, nicht aber der Beitrag der Branche zu einer 
schnellen Absenkung des CO2-Ausstoßes und damit der 
Erreichung der Klimaziele.

Auch für die zweite Stellschraube, die Stärkung 
der E-Mobilität, hat die IG Metall bereits vor einem Jahr 
Vorschläge formuliert. Dabei gehen wir davon aus, 
dass aller Voraussicht nach auch noch 2030 der grö-
ßere Anteil der neuzugelassenen Fahrzeuge über einen 
Verbrennungsmotor verfügen wird. Verantwortlich 
hierfür sind die vielen ungeklärten Punkte im Zusam-
menhang mit der Elektromobilität: zunächst die viel-
fach öffentlich diskutierten Themen Kundenverhal-
ten, Kaufpreis, Lebenszyklus der E-Fahrzeuge sowie 
ihre Reichweite. Zum zweiten – und genauso bedeu-
tend – sind die offenen Fragen rund um die Batterie-
technologie, insbesondere die Herkunft der Zellen, 
die große indirekte CO2-Belastung durch den hohen 
Energiebedarf auf Basis des bestehenden Energiemix 
sowie die Rohstoffproblematik (v.a. Kobalt) und das 
Recyclingproblem. 

Verkehrs- und Energiewende als »siamesische 
Zwillinge«

Letztlich entscheidend wird jedoch sein, ob und wie 
die erforderliche Infrastruktur bereitgestellt wird. Hier 
geht es nicht nur um die bundesweite Abdeckung mit 
Ladesäulen, sondern wesentlicher noch um die erfor-
derliche Kapazität und Lastfähigkeit der Stromnetze. 
Das verweist auf ein brisantes politisches Problem: Eine 
klimapolitisch erwünschte Verkehrswende kann nur im 
direkten Zusammenspiel mit der Energiewende gelin-
gen. So hoch der Wirkungsgrad elektrischer Antriebe 
im Fahrzeug auch ist, die dazu notwendige Energie 
muss klimaneutral erzeugt, gespeichert, transportiert 
und ins Fahrzeug gebracht werden. So lange unklar ist, 
wie der Strom von den Offshore-Windparks stabil in die 
Industriezentren kommen kann, sind wir hiervon noch 
weit entfernt.

Dennoch ist vieles möglich: Mit einem jährli-
chen Zuwachs von mindestens 1 Prozentpunkt elekt-
risch angetriebener Fahrzeuge ließe sich bis 2030 der 
CO2-Ausstoß auf ca. 70 Gramm pro Kilometer im Flot-
tendurchschnitt reduzieren. Im Falle eines höheren 
Zuwachses der E-Fahrzeuge von 3 Prozentpunkten pro 
Jahr könnte der CO2-Ausstoß im Flottendurchschnitt 
sogar auf ca. 50 Gramm pro Kilometer gedrückt wer-
den. Aus unserer Sicht ist ein Anteil von 30 bis 35% 
E-Fahrzeuge aber die optimistische Obergrenze des-
sen, was in diesem Zeitraum aufgrund der genannten 
Hindernisse erreichbar ist. 

Und selbst dazu wäre es zwingend, dass alle 
Akteure verbindlich dazu verpflichtet werden. Die 
Automobilindustrie allein kann dies nicht sicherstel-
len. Natürlich muss sie ihren Beitrag leisten durch 
entsprechende und bezahlbare Fahrzeuge sowie die 

Bereitstellung attraktiver Dienstleistungen. Zwingend 
ist aber das Zusammenspiel mit einer adäquaten Ener-
gie- und Ladeinfrastruktur, zusätzlichen Kaufanrei-
zen und letztlich auch einem veränderten Mobilitäts-
verhalten. Aus diesem Grund sprechen wir uns auch 
gegen verbindliche E-Quoten aus, so lange allein die 
Fahr zeugindustrie für ihre Einhaltung verantwortlich 
gemacht werden soll. 

Wertschöpfungskette der Elektromobilität in 
Deutschland sichern

Auch die industrielle Umsetzbarkeit muss berück-
sichtigt werden. Heute funktioniert die Automobilin- 
dustrie durch ihr enges Netzwerk von Herstellern, 
Zulieferern, Maschinen- und Anlagenbauern sowie wei-
ten Teilen der Forschungslandschaft. Diese vollstufige 
Wertschöpfungskette war und ist die Basis für die inter-
nationale Technologieführerschaft der Branche. Für die 
E-Mobilität ist dies aber keineswegs sicher: Wo werden 
die neuen Technologien entwickelt, industrialisiert 
und produziert? Die Beantwortung dieser Fragen ist 
auch zentral dafür, welche Beschäftigungseffekte von 
einer Änderung der Antriebstechnik zu erwarten sind. 
Zwischen 250 000 und 300 000 Menschen in der Auto-
mobilindustrie sind in diesem Segment tätig, mehr 
als jeder dritte Arbeitsplatz hängt am Verbrennungs-
antrieb. Gelingt es nicht, auch die neuen Technolo-
gien und Komponenten mit dem bisherigen Netzwerk 
zu realisieren, werden die negativen Beschäftigungsef-
fekte erheblich sein und damit die Akzeptanz der kli-
mapolitischen Verkehrswende aufs Spiel gesetzt.

TRANSFORMATIONSAKTEURE: UNTERNEHMEN 
UND POLITIK

Beitrag der Unternehmen: Entscheidungen über 
Investitionen, Produktstrategien und Qualifizie-
rung der Beschäftigten 

Hauptakteur der Veränderungen rund um die klimapo-
litische Verkehrswende sind zuallererst die Unterneh-
men der Automobilindustrie. Sie prägen mit ihren Ent-
scheidungen über Technologien und Produkte maß-
geblich sowohl Richtung und Tempo der Veränderung 
als auch die strukturellen Randbedingungen. Manche 
Entscheidungen sind in den Unternehmen und in der 
Branche umstritten, auch wenn die Grundrichtung 
geklärt scheint. Ein prägnantes Beispiel hierfür ist die 
Batteriezellfertigung: Die Unternehmen wollen in diese 
Fertigung nicht investieren, da sie die Zellen für »Com-
modity«-Produkte halten, die bedarfsgerecht und 
günstig auf dem Weltmarkt zu beschaffen sind. Die IG 
Metall ist gemeinsam mit den Gesamtbetriebsratsvor-
sitzenden in der Automobilindustrie der Auffassung: 
Die Zelle ist eine Schlüsselkomponente der E-Mobili-
tät, bei der sich die Branche nicht von Anfang an von 
asiatischen Lieferanten abhängig machen darf. Wir 
wollen, dass die komplette Wertschöpfungskette ein-
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schließlich der Batteriezelltechnik hier im Lande reali-
siert wird. Dazu zählen auch Fragen des Recyclings der 
Batterien und die Etablierung möglichst geschlossener 
Wertstoffkreisläufe. Technologie, Know-how, Entwick-
lungsfähigkeit und Beschäftigung sollen hierzulande 
verfügbar sein.

Ähnliche Fragen stellen sich im Bereich der Pro-
duktstrategie: Werden ausschließlich batterieelekt-
rische Fahrzeugkonzepte verfolgt oder auch Hybride, 
Wasserstofffahrzeuge und Erdgasantriebe? Natürlich 
ist eine solche Vielfalt teuer und bindet Investitionen. 
Sie bietet aber auch Potentiale zur CO2-Minderung und 
dient sowohl der Absicherung von Beschäftigung als 
auch von Zukunftsperspektiven für die Unternehmen. 
Denn ein einziger »Königsweg« für das Antriebsthema 
ist nicht erkennbar.

Mindestens ebenso bedeutsam ist die Frage nach 
den zugehörigen Standortkonzepten: Wo werden neue 
und zukunftsträchtige Technologien industrialisiert 
und angesiedelt? Werden die elektrischen Komponen-
ten in den Stammstandorten gefertigt, werden sie pri-
mär in den osteuropäischen Werken realisiert, oder 
geht man damit gleich nach Indien, China oder Korea? 
Hier sind wir zusammen mit den Betriebsräten auf dem 
Weg, über Standortvereinbarungen die Weichen dafür 
zu stellen, dass bis 2025 und möglichst darüber hinaus 
die Beschäftigten durch entsprechende Investitions-
entscheidungen eine greifbare Perspektive im Trans-
formationsprozess erhalten. 

Zentrale Herausforderung in den Betrieben dürfte 
dabei das Thema Qualifizierung sein. Noch schneller 
als der quantitative Bedarf werden sich die Abläufe 
und Anforderungen an die Arbeit verändern. Auf Basis 
einer Erstausbildung wird es auch in der Automobilin-
dustrie keine lebenslange Beschäftigungsperspektive 
mehr geben. Regelmäßige Weiterbildung, die Chance 
zur beruflichen Neuorientierung und darauf ausge-
legte Systeme der Personalplanung müssen zur Selbst-
verständlichkeit werden. Von einer Umsetzung dieses 
Anspruchs aber sind die meisten Betriebe weit entfernt 
– sowohl in den Personalabteilungen als auch in den 
Betriebsratsgremien.

Beitrag der Politik: Ausgewogene regulative 
Vorgaben und Koordination von Verkehrs- und 
Energiewende 

Neben der Industrie kommt der Politik in mehrfacher 
Hinsicht eine zentrale Rolle für die Bewältigung der 
anstehenden Transformation zu. Das beginnt bei den 
regulativen Vorgaben aus Brüssel und Berlin, die nicht 
nur eng auf CO2-arme Antriebskonzepte zielen dürfen. 
Sie müssen vielmehr den größeren Zusammenhang – 
z.B. neue Mobilitätskonzepte in Ballungsräumen – mit-
denken und dabei zugleich die ökonomische, industri-
elle und beschäftigungspolitische Seite nicht aus den 
Augen verlieren.

Zweitens muss die neue Bundesregierung ein 
konsistenteres Zusammenwirken von Energiewende 

und Verkehrswende konkret in Angriff nehmen. Hier-
bei sind auch neue Formen der Beteiligung – etwa 
von Unternehmen, Umweltverbänden, Gewerkschaf-
ten, Landes- und Regionsvertretern sowie der For-
schungsseite – dringend geboten. Denn gerade in Bal-
lungsräumen werden regulatorische Vorgaben immer 
weniger einfach durchgestellt werden können; sie tref-
fen dort auf tiefgehende Zielkonflikte, die auch nur in 
regionalen Strukturen identifiziert und austariert wer-
den können.

Zentral wird es sein, die öffentliche Investitions-
politik zumindest im Energiesektor Schritt für Schritt 
auf die Anforderungen einer zunehmend auf elekt-
rischer Energie basierenden Mobilität auszurichten. 
Hierbei dürfte neben der CO2-freien Stromerzeugung 
der intelligente Netzausbau die größte Baustelle sein, 
die über Jahre hinaus mehrere Milliarden Euro benö-
tigen wird. 

Die Brücke von Forschung und Entwicklung hin 
zu Industrialisierung und tatsächlichen Investitionen 
ist heute in Deutschland wie in Europa viel zu schmal. 
Und sie wird durch strikte Vorgaben aus dem hiesigen 
Beihilferecht in manchen Fragen kaum noch gangbar. 
Weder in China noch in den USA entstehen z.B. große 
Fabriken für Batteriezellen ohne erhebliche öffentli-
che Beihilfen. Dort sind aber die Wettbewerber, mit 
denen sich die europäische Automobilindustrie mes-
sen muss. Hier ist daher dringend eine Neujustierung 
erforderlich.

Nicht nur die Industriepolitik im weiteren Sinn 
ist gefordert. Es gilt, auch Antworten auf die erhebli-
chen quantitativen wie qualitativen Veränderungen in 
den Arbeitsmärkten rund um die Automobilindustrie 
zu finden. Mit dem skizzierten Komplex von Weiterbil-
dung und Personalentwicklung werden insbesondere 
viele mittelgroße Unternehmen überfordert sein. Hier 
bedarf es neuer Instrumente wie die Ausweitung des 
Mandats der Agentur für Arbeit in das Feld Qualifizie-
rung oder die Einführung eines Transformationskurz-
arbeitergeldes, wie es die IG Metall zur Flankierung der 
Bewältigung der betrieblichen Umbrüche vorgeschla-
gen hat. 

DIE AUTOMOBILINDUSTRIE VOR IHREM GRÖSSTEN 
UMBRUCH

Auch wenn dies angesichts von Skandalen, Fehlver-
halten und Totgesängen in Vergessenheit gerät: Die 
Automobilindustrie ist die Schlüsselindustrie der deut-
schen (und europäischen) Wirtschaft. Als seit Jahren 
prosperierende Branche steht sie nicht nur für wach-
sende Stückzahlen und Umsätze, sondern gleicherma-
ßen für eine hohe Innovationskraft, für große Investiti-
onsvolumina und für wachsende Beschäftigtenzahlen 
mit guten tariflich geregelten Arbeitsbedingungen. 

Sie steht jetzt vor einem tiefgreifenden Transfor-
mationsprozess, der ihr in den nächsten Jahren große 
Anstrengungen abverlangen wird. Denn parallel zu der 
Senkung der CO2-Emissionen wirken weitere Mega-
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trends – etwa die Digitalisierung der Produkte, der 
Dienstleistungen und der Produktion (Industrie 4.0). 
All diese Entwicklungen sind weitaus rasanter und tief-
greifender als ursprünglich erwartet. Hinzu kommt die 
erweiterte Internationalisierung der Produktionsket-
ten bei gleichzeitigem Aufleben protektionistischer 
Interessen. 

Im Zuge dieser Entwicklungen werden sich Pro-
dukte und Technologien, Produktionsverfahren, 
Kooperationspartner und Wettbewerber, Geschäfts-
modelle, Mobilitätskonzepte sowie Formen der nati-
onalen und internationalen Arbeitsteilung dynamisch 
verändern. Tradierte Erfolgsfaktoren und über Jahr-
zehnte eingeübte Verhaltensmuster stehen in den 
nächsten Jahren vor großen Bewährungsproben und 
sind keine Gewähr dafür, dass die deutsche Automobil-
industrie ihre führende Rolle auch beibehalten kann. 

Das gesamte Gefüge aus vertrauten Konzepten und 
Strukturen gerät in Bewegung.

Das gilt insbesondere für die vielen hundert klei-
neren und oft hoch spezialisierten Unternehmen der 
Zulieferindustrie. Sie verfügen häufig nicht über die 
notwendigen Ressourcen oder die Innovationspoten-
ziale, die für die Bewältigung dieser Veränderungen 
erforderlich sein werden.

Es ist daher entscheidend, diesen Transforma-
tionsprozess in einer gemeinschaftlichen Aufgabe 
anzugehen. Denn die Folgen im Falle eines Schei-
terns wären immens: Zigtausende Arbeitsplätze, der 
gesamte Industriesektor sowie die Forschungsland-
schaft und die öffentlichen Finanzen – sie alle wären 
massiv betroffen. Deshalb kann die Devise nur lauten: 
Wir dürfen keine Zeit mehr verlieren – wir müssen jetzt 
handeln.
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Bis in die 1960er Jahre hinein haben solche Fragen viele 
kluge Köpfe beschäftigt. (Für einen Zugang zur Litera-
tur vgl. etwa Schumann 1988.) Selbst noch nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurden die kompliziertesten Bei-
spiele analysiert und auch Beweise für den Fall voll-
ständig spezialisierter Länder geliefert. Eine allge-
meine Charakterisierung effizienter Ricardianischer 
Produktion – unter Einschluss unvollständiger Spezia-
lisierung – gelang freilich erst, nachdem Pallaschke und 
Rosenmüller in einem spieltheoretischen Zusammen-
hang 2010 die notwendigen mathematischen Sätze 
bewiesen hatten. Nun ist hier nicht der Ort, in die etwas 
spröde Mathematik einzuführen. Ihre Anwendung auf 
Ricardianische Produktion findet der geneigte Leser 
bei Richter und Rosenmüller (2012). Das Jubiläumsjahr 
2017 lädt gleichwohl ein, die Frage kurz zu beleuch-
ten, inwieweit sich Ricardos Beispiel von England und 
Portugal sowie Tuch und Wein verallgemeinern lässt. 
Zunächst seien aber die wesentlichen Aussagen für den 
2x2-Fall in Erinnerung gerufen.

Die Hauptaussage ist bei Ricardo, dass Freihan-
del einen Effizienzgewinn in der Produktion verspricht. 
Beide Länder profitieren, und zwar in dem schwachen 
Sinne, dass sie keinen Nachteil haben. Ein einzelnes 
Land profitiert sogar dann, wenn es hinsichtlich der 
absoluten Kosten dem anderen Land unterlegen ist. 
Freihandel veranlasst jedes Land, jene Güter zu produ-
zieren, bei denen es über komparative Kostenvorteile 
verfügt. Die Spezialisierung kann vollständig sein, muss 
es aber nicht. Es kann durchaus effizient sein, dass ein 
Land sowohl Tuch als auch Wein produziert und dass 
sich lediglich das andere Land spezialisiert. Ausschlie-

Wolfram F. Richter*

Effiziente Spezialisierung in  
Ricardianischer Produktion:
Was lehrt das Beispiel von Tuch und Wein?

1

Das Jahr 2017 gibt Anlass, Ricardos bahnbrechende Leistungen für die moderne Volkswirt-
schaftslehre zu würdigen. Heft 9 dieser Zeitschrift ist einer umfassenden Würdigung gewid-
met. Als Hochschullehrer, der Generationen von Studierenden Ricardos Theorie komparati-
ver Kosten mit Hilfe seines berühmten Zahlenbeispiels vermittelt hat, vermisst man indes-
sen eine Auseinandersetzung mit just diesem. Welche Schlussfolgerungen legt es nahe, und 
wie verallgemeinerungsfähig sind diese überhaupt? Wie lässt sich effiziente Ricardianische 
Produktion charakterisieren, wenn man nicht nur zwei Länder und zwei Güter betrachtet?

* Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfram F. Richter ist Professor für Volkswirt-
schaftslehre, insbesondere öffentliche Finanzen, an der Technischen 
Universität Dortmund.
1 Wilhelm Kohler und Joachim Rosenmüller sei für eine intensive 
Diskussion der Frage möglicher Verallgemeinerungen gedankt.

ßen lässt sich allein der Fall, dass sowohl England als 
auch Portugal bei Handel gleichzeitig Tuch und Wein 
produzieren. Wäre es anders, würde nicht effizient pro-
duziert oder es läge der degenerierte Fall vor, in dem 
Handel keinen Effizienzgewinn verspricht. Schließt 
man den degenerierten Fall aus, verlangt effiziente 
Produktion eine minimale Spezialisierung: Höchstens 
ein Gut wird in zwei Ländern produziert. Mit Blick auf 
Verallgemeinerungsmöglichkeiten seien in den Län-
dern (Gewinn maximierende) Produktionen gezählt und 
addiert. Bei Effizienz sind diese mindestens zwei (voll-
ständige Spezialisierung) und maximal drei (unvoll-
ständige Spezialisierung). Die wichtigsten Aussagen im 
nicht degenerierten 2x2-Fall lauten dann:

1. Freihandel verspricht in der Produktion einen 
Effizienzgewinn.

2. Kein Land erleidet einen Nachteil.
3. Jedes Land produziert entsprechend seiner kom-

parativen Kostenvorteile.
4. Es gibt mindestens zwei und höchstens drei 

Produktionen.
5. Höchstens ein Gut wird zweifach produziert.
6. Zwei Länder produzieren höchstens ein Gut 

gemeinsam.

Im allgemeinen Fall mit K ≥ 2 Ländern und n ≥ 2 Güter 
muss man zunächst den Begriff der Degeneration klä-
ren. Er bezieht sich auf das System von Gleichungen, 
das die Nullgewinnbedingungen im Raum der K Lohn-
sätze und n Preise bilden. Der Begriff ist nicht länger 
mit der Vorstellung gleichzusetzen, dass Handel einen 
Effizienzgewinn verspricht. Es gibt jenseits von K = n = 2 
Konstellationen, in denen das Gleichungssystem im 
mathematischen Sinne degeneriert ist, auch wenn 
Handel einen Effizienzgewinn gegenüber der Autar-
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kielösung verspricht. Ein Beispiel wäre etwa die Kon-
stellation, bei der zwei identische Länder zusammen 
mit einem dritten Land die Welt bilden. Handel kann 
durchaus lohnend sein, auch wenn die Situation wegen 
der Identität von zwei Länderproduktionsmengen als 
degeneriert zu gelten hat. Im Weiteren sei Degenera-
tion im mathematischen Sinne ausgeschlossen.

Die ersten beiden sowie die letzte der oben aufge-
listeten sechs Aussagen gelten ganz ohne jede sprach-
liche Veränderung auch allgemein. So folgt etwa die 
Verallgemeinerungsfähigkeit der zweiten Aussage aus 
der unterstellten Gewinnmaximierung. Bei der ersten 
und letzten Aussage ist die Verallgemeinerungsfähig-
keit eine Folge des Ausschlusses von Degeneration. 
Produzierten etwa zwei beliebig herausgegriffene Län-
der zwei Güter gemeinsam, würden sich die kompa-
rativen Kosten insoweit nicht unterscheiden. Es läge 
eine »lokale« Degeneration vor, die wegen der Verwen-
dung des mathematischen Begriffs von Degeneration 
von der Betrachtung ausgeschlossen wird. Damit wäre 
die sechste Aussage bestätigt. Interessanter wird die 
Frage der Verallgemeinerungsfähigkeit bei den Aussa-
gen 3 bis 5.

1961 leitete Jones notwendige und hinreichende 
Bedingungen für eine effiziente vollständige Speziali-
sierung für den Fall von K = n ≥ 2 her. Er konnte zeigen, 
dass Effizienz genau bei demjenigen vollständigen Spe-
zialisierungsmuster erreicht wird, das das Produkt der 
Inputkoeffizienten minimiert. Eine wichtige Implika-
tion dieses Ergebnisses war, dass komparative Kosten-
unterschiede im allgemeinen Fall keine Aussage über 
effiziente Spezialisierung zulassen. Genauer zeigte 
Jones (1961), dass es für die Optimalität von Freihan-
del nicht reicht anzunehmen, dass jedes Land bezüg-
lich des von ihm produzierten Gutes einen bilateralen 
komparativen Kostenvorteil gegenüber jedem anderen 
Land hat. Die oben formulierte Aussage 3 ist also nicht 
verallgemeinerungsfähig. Die Aussagen 4 und 5 sind es 
dagegen. Und zwar lauten sie in allgemeiner Form (vgl. 
Richter und Rosenmüller 2012):

4. Es gibt mindestens n und höchstens n + K – 1 
Produktionen.

5. Höchstens  K – 1 Güter werden mehrfach produziert. 

Dass es mindestens n Produktionen geben muss, ist 
offensichtlich. Schließlich muss jedes Gut irgendwo 
produziert werden. Dass es höchstens n + K – 1 Pro-
duktionen geben kann, ist weniger offensichtlich. Das 
Ergebnis folgt im Wesentlichen aus dem Umstand, dass 
sich bei einer höheren Zahl von (Gewinn maximieren-
den) Produktionen keine K Löhne und n Güterpreise 
ungleich null finden lassen, die das homogene Glei-
chungssystem der Nullgewinnbedingungen zu lösen 
erlauben. Die Aussage 5 folgt dann aus der Aussage 4.

Graham hatte 1948 ein Beispiel mit K = n = 10 unter-
sucht. Die Bestimmung der Produktion bei Freihandel 
muss eine gigantische Fleißarbeit gewesen sein. Ihm 
gelang jedenfalls die Bestimmung einer Freihandelslö-
sung, die die Aussagen 4 und 5 zu illustrieren erlaubt. 
Die Lösung zeichnet sich durch eine maximale Zahl von 
19 = n + K – 1 Produktionen aus. Dabei wird ein Gut drei-
fach produziert und sieben Güter zweifach. In Einklang 
mit der Aussage 5 werden also 8 ≤ K – 1 Güter mehrfach 
produziert. Keine zwei Länder produzieren dabei mehr 
als ein Gut gemeinsam. 
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Das Ricardianische Urmodell macht bekanntlich 
Annahmen, die mit der Realität der modernen Welt 
ganz offensichtlich im Widerspruch stehen. Es nimmt 
ja an, dass zwei Länder – England und Portugal – Han-
del treiben und es dabei um zwei Güter – Tuch und Wein 
– geht, die von einem einzigen Produktionsfaktor – 
Arbeit – produziert werden. Schon damals war die Welt 
viel komplexer: Die Anzahl der Länder, der Güter und 
der Produktionsfaktoren entsprach empirisch sicher 
nicht dem Modell.

Seit 1817 wird daher versucht, das Modell zu ver-
allgemeinern. Dabei gab es zunächst noch grundlegen-
dere Probleme als die Frage der Dimensionalität, weil 
in der Urfassung ja die Nachfrageseite fehlte; dies führt 
auch heute noch bei Lesern des Originals zu Missver-
ständnissen. Erst John Stuart Mill und Alfred Marshall 
haben die einfache Theorie in ein Modell des allgemei-
nen Gleichgewichts eingebaut. Die Erweiterung des 
Modells auf viele Länder und Güter ist, wie jeder Stu-
dent der Außenwirtschaftslehre aus leidvoller Erfah-
rung weiß, nicht ganz einfach. Und selbst, wenn man 
höherdimensionale Modelle mühselig theoretisch ana-
lysiert, hat die Literatur lange keine Antwort darauf 
gegeben, ob die entstehenden Spezialisierungsmus-
ter überhaupt effizient sind; Richter und Rosenmüller 
(2012) bieten eine Diskussion der Lösungsversuche und 
stellen einen Ansatz zur Charakterisierung der Gleich-
gewichte vor.

In diesem kurzen Beitrag soll es aber nicht so sehr 
um die allokationstheoretischen Grundlagen gehen, 
sondern um die Frage, welche Rolle Ricardos Modell 
in der angewandten Politikberatung spielt. Hierbei ist 
ein Aufsatz von Rüdiger Dornbusch, dem 2002 verstor-
benen deutsch-amerikanischen MIT-Professor, Stanley 
Fischer, bis vor Kurzem stellvertretender Chef der ame-

Gabriel Felbermayr*

Ricardo und die neue quantitative 
Außenhandelstheorie

Im Mai 2017 hat das ifo Institut und der außenwirtschaftliche Ausschuss des Vereins für  
Socialpolitik in einer Konferenz das 200-jährige Jubiläum der Veröffentlichung von 
David Ricardos »Principles of Political Economy and Taxation« begangen. Im ifo Schnell-
dienst 9/2017 haben wir darüber berichtet. Ein Thema blieb dort aber offen: Wie kann man 
eigentlich die nunmehr 200 Jahre alte Modellwelt, in der Ricardo das Prinzip des komparati-
ven Vorteils hergeleitet hat, für moderne handelspolitische Beratung nutzen?

rikanischen Notenbank, und Paul Samuelson, Nobel-
preisträger des Jahres 1970, von großer Relevanz. 
Diese Autoren haben in ihrem 160 Jahre nach der Veröf-
fentlichung von Ricardos publizierten Aufsatz gezeigt, 
wie man auf sehr elegante und einfache Weise bei Bei-
behaltung von zwei Ländern den Güterraum erwei-
tern kann. Der Trick bestand darin, ein Kontinuum von 
Gütern zu unterstellen, wobei die Güter nach fallen-
dem komparativem Vorteil des Inlands geordnet wer-
den. In diesem Modell lässt sich ein Schwellenwert 
bestimmen, ab dem die Produktion im Ausland erfolgt. 
Im Grunde kommt man so wieder auf eine binäre Dar-
stellung zurück, denn aus dem Kontinuum entstehen 
zwei aggregierte Güter, von denen jeweils eines expor-
tiert, das andere importiert wird. Unterstellt man noch 
realistischerweise, dass es Handelskosten gibt, dann 
entsteht eine dritte Kategorie von Gütern: solche, bei 
denen die Unterschiede in den Produktionskosten zu 
gering sind, als dass sich internationaler Handel lohnen 
würde, und die dann in beiden Ländern hergestellt wer-
den. Auf die grundlegenden Einsichten Ricardos hat all 
dies aber keinen Einfluss.

Das DFS-Modell, wie es oft genannt wird, hat sich in 
unzähligen, vor allem theoretischen Studien bewährt. 
Zum Beispiel erlaubt es Einblicke in die Transferprob-
lematik, in die Wirkung von Wechselkursregimen oder 
aber auch in die Effekte der Verlagerung von Produk-
tion ins Ausland. Die Verwendung dieses Modells für 
quantitative Simulationen blieb allerdings begrenzt. 
Außerdem hat sich die Erweiterung auf mehr als zwei 
Länder als schwierig herausgestellt. Erst 2002 haben 
Jonathan Eaton und Samuel Kortum, damals Profes-
soren an der New York University und an der University 
of Minnesota einen gangbaren Weg gefunden. Die Inno-
vation ihres in der Zeitschrift Econometrica erschiene-
nen Beitrages (EK-Modell) besteht darin, die Techno-
logie stochastisch zu machen. Die Produktivität jedes 
Landes in jedem Sektor bei jedem Gut wird also nicht 

* Prof. Gabriel Felbermayr, Ph.D., ist Leiter des ifo Zentrums für  
Außenwirtschaft und Professor für Volkswirtschaftslehre, insb.  
Außenwirtschaft, an der Ludwig-Maximilians-Universität München.
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deterministisch vorgegeben, sondern sie ist die Reali-
sierung einer Zufallsvariable. Die Länder unterschei-
den sich hinsichtlich ihrer absoluten Produktivitäts-
vorteile, und die einzelnen Sektoren unterscheiden 
sich hinsichtlich der Varianz der Produktivitäten. Mit 
dieser Formulierung reduziert sich die Dimensionalität 
des Problems wieder, denn für jeden Sektor braucht es 
nur so viele Parameter, wie es Länder gibt, plus einen 
weiteren, der die Streuung reguliert.

Damit das Modell handhabbar bleibt, empfiehlt 
sich die Verwendung einer spezifischen funktionalen 
Form, nämlich der Fréchet-Verteilung. Diese ist die 
einzige, die geschlossene mathematische Ausdrücke 
zulässt. Unter anderem kann das Modell verwendet 
werden, um analytisch eine sogenannte Gravitations-
gleichung herzuleiten, mit der der Streuungsparame-
ter ökonometrisch geschätzt werden kann. Das Modell 
lässt auch eine sehr flexible Darstellung von Handels-
kosten zu, so dass es neben der Analyse von handels-
politischen Instrumenten auch die Rolle von geogra-
phischer Lage untersuchen lässt. Dementsprechend 
lautet der Titel der Arbeit von Eaton und Kortum auch 
Technology, Geography and Trade.

Mit diesen Eigenschaften ist das EK-Modell ein 
geeigneter Rahmen für die Analyse von handelspoliti-
schen Maßnahmen. Es bildet auch den Modellierungs-
kontext für das ifo Handelsmodell. Das EK-Modell 
lässt keinen Dienstleistungshandel zu, keine explizite 
Betrachtung von tarifären versus nicht-tarifären Han-
delskosten, und es hat noch nicht einmal eine Mehr-
sektorenstruktur. Doch all diese für die Modellierung 
moderner Handelspolitik wichtigen Eigenschaften 
lassen sich sehr gut in das EK-Modell einpassen. Das 
ifo Handelsmodell (Aichele et al. 2016) tut genau dies. 
Weitere Verallgemeinerungen sind möglich, zum Bei-
spiel die Modellierung von Sucharbeitslosigkeit (vgl. 
Carrere et al. 2016).

Das EK-Modell fällt in eine Gruppe von theoreti-
schen Handelsmodellen, die von Giammarco Ottavi-
ano, London School of Economics, als Neue Quanti-
tative Handelstheorie bezeichnet wurde. Dieser Typus 
von Modellen wurde im Schnelldienst 9/2017 von Ben-
jamin Jung und Wilhelm Kohler charakterisiert. Ent-
scheidend ist, dass diese Modelle strukturell geschätzt 
werden können: Das heißt, die relevanten Modellpara-
meter – im EK-Modell vor allem der Fréchet-Parame-
ter –, aber auch die Effekte von Handelspolitik auf die 
nicht-tarifären Handelskosten können auf der Basis 
einer Gleichgewichtsbedingung (der Gravitationsglei-
chung) ökonometrisch geschätzt werden. Auch die 
Parameterunsicherheit ist ökonometrisch einfach zu 
quantifizieren. Dabei können genau die Daten verwen-
det werden, die das Ausgangsgleichgewicht beschrei-
ben. Das heißt, das Modell wird mit genau jenen Daten 
kalibriert, die den Ausgangspunkt der komparativ-sta-
tischen Analysen bilden. Das ist ein großer Vorteil; die 
Suche nach Elastizitäten und Parameterwerten aus der 
Literatur wird damit überflüssig. Außerdem können die 
in Input-Output-Daten vorhandenen angelegten Aus-

gaben- und Kostenanteile einzelner Sektoren direkt 
verwendet werden. Die weitgehende Integration von 
Theorie, Parameterschätzung und Simulation ist ein 
relatives Novum in sogenannten rechenbaren Gleich-
gewichtsmodellen, denn sie setzt natürlich voraus, 
dass schätzbare Gleichgewichtsbeziehungen modell-
immanent hergeleitet werden können, und das ist in 
komplexen Modellen des allgemeinen Gleichgewichts 
erst seit EK wirklich der Fall. Auf dieser Basis können 
Politikschocks – zum Beispiel die Absenkung von Zöllen 
– simuliert werden, und es können, ebenfalls modell-
konsistent, Konfidenzintervalle für alle simulierten 
endogenen Variablen berechnet werden. Ohne den 
strukturellen Ansatz ginge das nur mit Hilfe von zweifel-
haften Ad-hoc-Annahmen zu der Verteilung der unter-
stellten Parameter.

Diese Herleitungen für eine Welt mit beliebig vie-
len Ländern und Gütern im Ricardo-Modell ist die Leis-
tung von Eaton und Kortum. Dazu kommen weitere 
wichtige Innovationen der letzten Jahre. Zum Beispiel 
ist es im Ricardo-Modell möglich, das theoretische 
Modell in Veränderungen aufzuschreiben und zu lösen, 
anstatt zuerst das Ausgangsgleichgewicht zu berech-
nen, dann für das neue Gleichgewicht zu lösen und die 
beiden ins Verhältnis zu setzen. Das spart Rechenzeit; 
wichtiger aber noch ist, dass konstante Modellparame-
ter, wie zum Beispiel das Niveau der absoluten Vorteile, 
durch die Notation in Veränderungen aus den Gleich-
gewichtsbedingungen fallen und daher auch gar nicht 
kalibriert werden müssen. Das reduziert Verzerrungen 
durch Messfehler erheblich. Natürlich sind diese Vor-
teile durch bestimmte funktionale Formen erkauft, die 
alle kritisiert werden können. Aber andere Ansätze zur 
Simulation von handelspolitischen Szenarien erfor-
dern ebenfalls das Setzen funktionaler Annahmen.

Diese schöne neue Welt der quantitativen Han-
delstheorie scheint wenig mit den einfachen Beispie-
len von Ricardo aus dem Jahr 1817 gemein zu haben. 
Im Inneren der komplexen Modelle wirkt aber immer 
noch der gleiche Mechanismus: jener der komparati-
ven Vorteile.
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In den nächsten 30 Jahren steht Deutschland ein dra-
matischer demographischer Wandel bevor. Noch 
befindet sich Deutschland in einer demographisch 
vergleichsweise günstigen Situation. Die Babyboo-
mer-Generation der zwischen Mitte der 1950er und 
Ende der 1960er Jahre Geborenen ist noch im erwerbs-
fähigen Alter und trägt zur Finanzierung des Gemein-
wesens, und insb. der Sozialsysteme, bei. In den 
nächsten 20 Jahren werden die Babyboomer aber in 
Rente gehen. Prognosen gehen davon aus, dass sich 
das Verhältnis der Zahl der Rentenempfänger zur Zahl 
der Beitragszahler in dieser Zeit verdoppeln wird. 

Diese demographischen Verschiebungen sind nicht 
zuletzt für das deutsche Rentensystem eine schwere 
Belastung. Die Rentenpolitik hat daher schon vor 

Andreas Knabe* und Joachim Weimann**

Die Deutschlandrente: Ein Konzept 
zur Stärkung der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge

Die Inanspruchnahme privater, kapitalgedeckter Altersvorsorgemöglichkeiten bleibt bisher 
weit hinter den ursprünglichen politischen Erwartungen zurück. Dafür sind zwei Gründe 
verantwortlich. Zum einen neigen viele Menschen dazu, Entscheidungen zu vermeiden und 
im jeweiligen Status quo zu verharren. Bei der Altersvorsorge bedeutet das, dass sie nur über 
die gesetzliche, aber nicht über eine zusätzliche private Altersvorsorge verfügen. Zum ande-
ren leidet der Markt für private Altersvorsorge unter zu geringem Wettbewerb. Die hohen 
und vor allem intransparenten Kosten vieler Riester-Verträge sowie ein weit verbreitetes 
Misstrauen gegenüber privaten Finanzdienstleistern haben dazu geführt, dass sich die Ver-
braucher bei der privaten Altersvorsorge zurückhalten.
In diesem Beitrag stellen wir die Deutschlandrente vor. Dieses von der Hessischen Landes-
regierung und uns entwickelte Konzept stärkt den Wettbewerb und die Nachfrage auf dem 
Altersvorsorgemarkt. Der Wettbewerb soll intensiviert werden, indem ein einfaches, trans-
parentes und kostengünstiges Standardangebot geschaffen wird, das staatlich organisiert ist 
und im fairen Wettbewerb zu bestehenden Anbietern steht. Das Problem der Verharrung im 
Status quo soll dadurch überwunden werden, dass vom Opt-in zum Opt-out gewechselt wird. 
Danach wird jeder, der sich nicht aktiv äußert, über eine zusätzliche, private Altersvorsorge 
verfügen. Da es aber jederzeit möglich ist, die Vorsorge abzuwählen, wird die persönliche 
Entscheidungsfreiheit nicht beeinträchtigt. In jüngerer Zeit haben internationale Beispiele 
gezeigt, wie mit staatlichen Vorsorgeangeboten und Opt-out-Modellen die kapitalgedeckte 
Altersvorsorge erfolgreich gestärkt werden kann. Mit der Deutschlandrente könnte eine sol-
che Reform auch in Deutschland umgesetzt werden.

20 Jahren damit begonnen, in verschiedenen Reform-
schritten die Gesetzliche Rentenversicherung auf den 
demographischen Wandel vorzubereiten. Dazu wurde 
das Wachstum der Beitragssätze begrenzt, wofür aber 
ein Absinken des Leistungsniveaus in Kauf genommen 
werden musste. Die Begrenzung des Beitragssatzan-
stiegs sollte Spielräume für die jüngeren Generationen 
eröffnen, zusätzlich kapitalgedeckt für das Alter vorzu-
sorgen. Dazu wurde mit der Riester-Rente ein staatlich 
gefördertes Vorsorgeprodukt geschaffen. 

Die Riester-Rente wird allerdings deutlich schwä-
cher in Anspruch genommen als erhofft. Weniger als 
die Hälfte der Berechtigten nutzt diese Form der pri-
vaten Altersvorsorge überhaupt, und nur ein Bruchteil 
spart in dem Maße, das notwendig wäre, um die sinken-
den Leistungen der gesetzlichen Rente auszugleichen. 
Auch der betrieblichen Altersvorsorge gelingt es nicht, 
die Lücke zu schließen. Gerade in kleineren Unterneh-
men ist die betriebliche Altersvorsorge nur schwach 
verbreitet.

* Prof. Dr. Andreas Knabe ist Inhaber der Lehrstuhls für Finanzwis-
senschaft an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg.
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(Wirtschaftspolitik) an der Otto-von-Guericke-Universität Magde-
burg.
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Es ist nicht davon auszugehen, dass eine Auswei-
tung der staatlichen Förderung die Bereitschaft zur 
Riester-Vorsorge deutlich steigern würde. Bereits jetzt 
bilden die Zulagen durchschnittlich ein Drittel des 
Gesamtbeitrags der Versicherten. Bei Familien mit zwei 
und mehr Kindern beträgt die durchschnittliche Zula-
genquote sogar über 60% (vgl. BMAS 2016). Stattdes-
sen leidet der Markt für Riester-Produkte unter ange-
bots- und nachfrageseitigen Problemen. Auf der Ange-
botsseite ist festzustellen, dass die meisten Verträge 
zu komplex und ihre Kostenstruktur intransparent 
sind. Das führt zu einer geringen Wettbewerbsintensi-
tät und in der Folge zu überteuerten Produkten. Auf der 
Nachfrageseite leidet die private Altersvorsorge unter 
der menschlichen Neigung der Verharrung im Status 
quo. Solange sich Arbeitnehmer aber nicht aktiv für 
eine zusätzliche Altersvorsorge entscheiden, haben sie 
keine. Der Aufwand, der mit der Beschaffung unabhän-
giger Informationen und der Auswahl des passenden 
Produkts verbunden sein mag, scheint viele Arbeitneh-
mer davon abzuhalten, sich überhaupt mit der privaten 
Altersvorsorge zu beschäftigen.

In diesem Beitrag stellen wir einen konkreten Vor-
schlag vor, wie diese Probleme gelöst werden können. 
Die Deutschlandrente, ein von der Hessischen Landes-
regierung und uns entwickeltes Konzept (Knabe und 
Weimann 2015; Schäfer et al. 2015), setzt dabei sowohl 
auf der Angebots- als auch auf der Nachfrageseite an. 
Auf der Angebotsseite soll der Wettbewerb gestärkt 
werden, indem zusätzlich ein einfaches, transparen-
tes und kostengünstiges Standardangebot geschaffen 
wird. Dieses Produkt soll staatlich organisiert sein und 
im fairen Wettbewerb zu bestehenden Anbietern ste-
hen. Auf der Nachfrageseite sollen die Verharrungs-
probleme dadurch überwunden werden, dass die Stan-
dardoption (Default) geändert wird. Wir schlagen einen 
Wechsel vom Opt-in zum Opt-out vor, so dass jeder, der 
sich nicht aktiv äußert, erst einmal zusätzlich für das 
Alter vorsorgt, es aber jederzeit möglich ist, die Vor-
sorge abzuwählen. Hierbei handelt es sich um einen 
typischen »Nudge«, der das Verhalten der Menschen 
beeinflussen kann, ohne in ihre Entscheidungsfreiheit 
einzugreifen. 

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Im nächsten 
Abschnitt werden wir die Gründe für die bislang unzu-
reichende Inanspruchnahme der zusätzlichen Alters-
vorsorge genauer erläutern. Anschließend stellen wir 
internationale Beispiele vor, wie mit staatlichen Vor-
sorgeangeboten und Opt-out-Modellen die kapital-
gedeckte Altersvorsorge erfolgreich gestärkt wer-
den konnte. Im letzten Abschnitt stellen wir dann die 
Deutschlandrente detailliert vor.

BISHER UNZUREICHENDE INANSPRUCHNAHME 
PRIVATER ALTERSVORSORGE

Mit der Riester-Reform wurde versucht, die Altersvor-
sorge an den demographischen Wandel anzupassen. 
Um den für die Zukunft erwarteten Beitragssatzanstieg 

zu begrenzen, wurden die Leistungen der gesetzlichen, 
umlagefinanzierten Rentenversicherung reduziert. 
Das sollte Spielräume für zusätzliche private Vorsorge 
schaffen. Inzwischen muss aber festgestellt werden, 
dass ein großer Teil der Bevölkerung diese Spielräume 
nicht in diesem Sinne genutzt hat. Aktuell gibt es nur 
etwa 16,5 Mio. Riester-Verträge. Die Zahl der aktiven 
Riester-Sparer ist allerdings geringer, da von den Ver-
trägen schätzungsweise ein Fünftel ruhend gestellt ist 
und einige Personen mehrere Verträge abgeschlossen 
haben. Die Zahl der aktuell geförderten Personen liegt 
daher nur bei 11 Millionen. Davon sparen allerdings nur 
54% in ausreichendem Maße, um die volle Förderung 
zu erhalten (vgl. Jaworek et al. 2017). Von den 37 Mio. 
abhängig Beschäftigten in Deutschland (als Näherung 
an die statistisch nicht bekannt Zahl an Förderberech-
tigten) sorgen damit nur etwa 16% über eine Ries-
ter-Rente in vorgesehener Höhe vor. Auch die betrieb-
liche Altersvorsorge (bAV) kann die Rentenlücke nicht 
schließen. Im Jahr 2015 hat nur etwa die Hälfte der 
Beschäftigten in der Privatwirtschaft Anwartschaften 
auf eine betriebliche Altersvorsorge erworben. Da die 
bAV vor allem in größeren Unternehmen verbreitet ist, 
liegt dieser Anteil in Unternehmen mit weniger als zehn 
Beschäftigten bei unter 30% (vgl. Riedmann und Heien 
2016).

Die Gründe für die geringe Inanspruchnahme der 
Riester-Rente liegen sowohl auf der Angebots- als auch 
auf der Nachfrageseite des Altersvorsorgemarkts. Auf 
der Angebotsseite leidet der Markt unter der Komple-
xität und Intransparenz der Riester-Produkte. Vielen 
Menschen fällt es schwer, die Vor- und Nachteile der 
verschiedenen Vorsorgeformen und Riester-Produkte 
zu vergleichen. Das Zulagensystem und die Behand-
lung der Riester-Rente im Steuer- und Abgabensys-
tem, insbesondere das Zusammenspiel von Zulagen 
und Sonderausgabenabzug, sind für viele Menschen 
vergleichsweise schwer zu verstehen (vgl. Oelmann 
und Scherfling 2012). Die Kostenstruktur vieler Ries-
ter-Verträge, insbesondere solchen in Form einer klas-
sischen Rentenversicherung, ist komplex und intrans-
parent. Selbst für Fachleute ist oft kaum zu erkennen, 
welche Kosten tatsächlich während der gesamten Ver-
tragsdauer anfallen und wie viel ihrer Beiträge am Ende 
in das Vorsorgevermögen fließt. Teilweise werden die 
Kosten in den Vertragsunterlagen auch bewusst ver-
schwiegen und selbst auf Nachfrage nicht klar offenge-
legt (vgl. Oehler 2009). Die Verwendung von aus Versi-
chertensicht ungünstigen Sterbetafeln durch die Ver-
sicherungen, verbunden mit einer unvollständigen 
Beteiligung der Versicherten an entstehenden Über-
schüssen, reduziert die Renditen weiter, ohne dass das 
für die Versicherten unmittelbar zu erkennen wäre. 
Die Verteilung der Abschlusskosten auf die ersten fünf 
Beitragsjahre und die Garantie des eingezahlten Kapi-
tals erst zum Beginn der Auszahlungsphase verringern 
die Wechselmöglichkeiten (vgl. Hagen und Kleinlein 
2011). Die Intransparenz der Produkte und die Komple-
xität des Regulierungsrahmens haben zur Folge, dass 
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es auf der Angebotsseite des privaten Altersvorsorge-
markts zu wenig Wettbewerb gibt. Dadurch können zu 
viele überteuerte Angebote im Markt verbleiben (vgl. 
Gasche et al. 2013; Oehler 2009). Das führt nicht nur 
dazu, dass selbst halbwegs informierte Verbraucher für 
sie ungünstige Verträge abschließen, sondern schreckt 
viele Verbraucher gänzlich von der privaten Altersvor-
sorge ab.

Auf der Nachfrageseite wird die Verbreitung der 
zusätzlichen privaten Altersvorsorge dadurch behin-
dert, dass sich die Menschen erst aktiv für diese ent-
scheiden müssen. Solange sie nichts tun, verbleiben sie 
im Status quo und sorgen nicht zusätzlich vor. Aus der 
verhaltensökonomischen Forschung ist aber bekannt, 
dass Menschen aktive Entscheidungen scheuen. Sie 
bevorzugen den Status quo, wenn für sie die mögli-
chen Verluste, die sich durch eine eigene Entscheidung 
im Vergleich zum Status quo ergeben könnten, schwe-
rer wiegen als die damit verbundenen Chancen (Status 
quo Bias – Kahneman et al. 1991). Wenn die Vorberei-
tung der Entscheidung mit objektiven oder subjekti-
ven Kosten verbunden ist, könnte bereits die Ausein-
andersetzung mit dem Entscheidungsproblem unter-
lassen werden. Im Fall der privaten Altersvorsorge ist 
ein Teil der Bevölkerung nicht bereit, sich mit privaten 
Vorsorgeentscheidungen zu beschäftigen, weil sie dem 
System der privaten Altersvorsorge nicht vertrauen 
oder die Altersvorsorge grundsätzlich nicht als private, 
sondern als staatliche Aufgabe ansehen (vgl. Haupt 
und Yollu-Tok 2014). Andere Menschen werden durch 
die (gefühlten) Kosten der Beschaffung der für die Ent-
scheidungsfindung notwendigen Informationen abge-
schreckt. Diese werden aufgrund der Komplexität der 
Versicherungsformen und des Zulageverfahrens als 
sehr hoch wahrgenommen. Entsprechend gering ist 
selbst unter den Förderberechtigten das Wissen um die 
Riester-Förderung verbreitet (vgl. Coppola und Gasche 
2011). Nicht zuletzt steht der Bereitschaft zur Infor-
mationsbeschaffung und Entscheidungsfindung auch 
ein generelles Misstrauen gegenüber privaten Finanz-
dienstleistern entgegen (vgl. Oelmann und Scherfling 
2012). Im Ergebnis verhalten sich viele Menschen pas-
siv, verharren im Status quo und sorgen nicht vor.1 

Eine Stärkung der privaten Altersvorsorge ist nur 
möglich, wenn beide Probleme gelöst werden. Zum 
einen muss auf der Angebotsseite der Wettbewerb 
gestärkt werden, damit den Verbrauchern transpa-
rente und kostengünstige Vorsorgemöglichkeiten 
geboten werden. Zum anderen muss ein Weg gefunden 
werden, wie trotz der Tendenz zur Verharrung im Sta-

1 Verschärfend kommt hinzu, dass der Status quo nicht für jeden 
offensichtlich so schlecht ist, dass er unbedingt verändert werden 
müsste. Unabhängig von der privaten Vorsorge besteht für die meis-
ten Beschäftigten ohnehin die verpflichtende Absicherung über die 
Gesetzliche Rentenversicherung, die aber nur eine unzureichende 
Absicherung bietet. Wie die Theorie der Optimal Defaults zeigt, kann 
aber ein suboptimal gesetzter Standard, in dem ein großer Teil der 
Menschen verharrt, schlechter sein als ein offensichtlich nicht opti-
maler Standard, der die meisten Menschen dazu animiert, eine für 
sie optimale Entscheidung zu treffen (vgl. Choi et al. 2003; Bernheim 
et al. 2015).

tus quo Anreize zu mehr privater Vorsorge gesetzt wer-
den können.

INTERNATIONALE BEISPIELE FÜR ERFOLGREICHE 
REFORMEN

In den letzten Jahren wurden in verschiedenen Län-
dern Rentenreformen mit dem Ziel durchgeführt, die 
zusätzliche kapitalgedeckte Altersvorsorge zu stärken. 
Bei der Überwindung der angebots- und nachfragesei-
tigen Schwierigkeiten wurden vor allem zwei Maßnah-
men eingesetzt. Die Angebotsseite wurde durch neue 
staatliche Angebote oder staatlich organisierten Wett-
bewerb gestärkt. Die Verharrung im Status quo wurde 
positiv genutzt, indem die Notwendigkeit der aktiven 
Entscheidung durch einen Wechsel zur automatischen 
Einbeziehung, in der Regel verbunden mit der Möglich-
keit des aktiven Opt-outs, beseitigt wurde.

USA

In den USA wurde im Jahr 1998 Arbeitgebern die Mög-
lichkeit eröffnet, neu eingestellte Beschäftigte auto-
matisch in ihre betriebliche Altersvorsorge einzu-
beziehen (die sogenannten 401(k)-Programme, so 
benannt nach dem einschlägigen Paragraphen des 
amerikanischen Internal Revenue Code). Dabei führt 
der Arbeitgeber Arbeitnehmerbeiträge in ein Vorsor-
geprodukt ab, die er freiwillig durch Arbeitgeberbei-
träge aufstocken kann. Beitragshöhe und Produkt-
anbieter werden dabei vom Arbeitgeber frei gewählt. 
Die automatisch einbezogenen Arbeitnehmer können 
allerdings jederzeit gegenüber ihrem Arbeitgeber den 
Austritt aus diesem Programm erklären. In den ers-
ten 90 Tagen erhalten sie dabei ihre Beiträge zurück, 
ansonsten wird der Vertrag ruhend gestellt. Sie kön-
nen auch jederzeit Beitragssätze und Anlageform 
abweichend festlegen. Seit 2000 können auch Altbe-
schäftigte automatisch einbezogen werden. Mit dem 
Pension Protection Act 2006 wurde die Möglichkeit 
eingeführt, dass Arbeitgeber ein besonders regulier-
tes Produkt (Qualified Default Investment Alternative) 
wählen, bei dem sie keine zukünftigen Haftungsrisiken 
tragen müssen (vgl. OECD 2014).

Verschiedene Studien konnten zeigen, dass die 
automatische Einbeziehung zu einem substanziel-
len Anstieg der Teilnahme an der betrieblichen Alters-
vorsorge beigetragen hat. Madrian und Shea (2001) 
untersuchten die Wirkung des Wechsels zur automa-
tischen Einbeziehung mit Opt-out in einem großen 
amerikanischen Unternehmen der Gesundheitsbran-
che. Ursprünglich musste sich jeder Arbeitnehmer 
aktiv dafür entscheiden, einen Teil seines Lohns in eine 
Betriebsrente einzuzahlen. Der Arbeitgeber stockte in 
diesem Fall die Zahlung des Arbeitnehmers um 50% 
auf. Mit dieser Regelung zahlten etwa 38% der Beschäf-
tigten in die Betriebsrente ein. Nach dem Umstieg auf 
die automatische Einbeziehung stieg die Inanspruch-
nahme der Betriebsrente auf über 85%. Es zeigt aller-
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dings auch, dass es eine starke Verharrung in der vom 
Arbeitgeber gewählten Vorsorgeform gibt. Die meis-
ten Arbeitnehmer behielten die relativ geringen Bei-
träge von 3% des Einkommens und die standardmäßig 
gewählte, eher risikoarme Anlageform bei. Bei den Alt-
beschäftigten, die sich aktiv für die Betriebsrente ent-
scheiden mussten und dabei Beitragshöhe und Anlage-
form selbst festlegen konnten, wurde durchschnittlich 
mehr eingezahlt und tendenziell in etwas risikoreiche-
ren, dafür aber renditestärkeren Anlageformen inves-
tiert. Weitere Untersuchungen konnten die Wirksam-
keit der automatischen Einbeziehung auch in einer Viel-
zahl anderer amerikanischer Unternehmen bestätigen 
(vgl. Choi et al. 2004; Beshears et al. 2009). 

Großbritannien

In Großbritannien wurde im Jahr 2008 eine grund-
legende Rentenreform durchgeführt, bei der die 
Betriebsrenten generell von Opt-in auf Opt-out umge-
stellt wurden. Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, eine 
betriebliche Altersvorsorge anzubieten und seine 
anspruchsberechtigten Beschäftigten (mindestens 
22 Jahre alt und mehr als 10 000 GBP Jahreseinkom-
men) automatisch in diese einzubeziehen. In der Ein-
führungsphase im Jahr 2012 fielen nur größere Unter-
nehmen mit mehr als 250 Beschäftigten unter diese 
Regelung. In den Folgejahren wurden weitere Unter-
nehmen einbezogen; ab 2018 unterliegen ihr alle 
Arbeitgeber. Der Mindestbeitragssatz betrug anfangs 
2% des zu berücksichtigenden Jahresbruttogehalts 
(zwischen 5 875 GBP und 45 000 GBP), steigt aber bis 
Ende des Jahres 2018 auf 8% des Bruttogehalts. Der 
Gesamtbeitrag wird dabei durch Arbeitgeberbeiträge 
(3%), Arbeitnehmerbeiträge (4%) und durch Steuerzu-
schüsse (1%) gedeckt.

Arbeitnehmer können jederzeit ihren Austritt 
aus der Betriebsrente erklären. Innerhalb des ersten 
Monats nach der automatischen Einbeziehung erhal-
ten sie ihre Beiträge vollständig zurück, danach kann 
der Vertrag in der Regel nur ruhend gestellt werden. 
Arbeitgeber müssen im Abstand von drei Jahren alle 
Beschäftigten wieder neu automatisch einbeziehen, 
die sich vor mehr als zwölf Monaten aus der bAV her- 
ausoptiert oder ihren Vertrag ruhend gestellt haben. 
Sollten diese weiterhin nicht in der bAV vorsorgen wol-
len, müssten sie erneut ihren Austritt erklären. Zwi-
schen 2012 und 2014 ist die Zahl der Beschäftigten mit 
einer betrieblichen Altersvorsorge um fast 30% gestie-
gen. Im April 2014 verfügten etwa 70% der anspruchs-
berechtigten Arbeitnehmer über eine bAV. Die Opt-
out-Raten sind gering. Nur etwa 10% der automatisch 
einbezogenen Arbeitnehmer erklärten innerhalb des 
ersten Monats ihren Austritt, weitere 3% stellten spä-
ter ihren Vertrag ruhend (DWP 2015).

Beim Design ihrer Rentenreform ging die britische 
Regierung davon aus, dass die geringe Verbreitung der 
bAV auch auf angebotsseitige Probleme zurückzufüh-
ren ist. Insbesondere Geringverdiener und Kleinun-

ternehmer würden für private Versicherungsanbieter 
keine lukrativen Kunden darstellen, da aufgrund der 
höheren Personalfluktuation und kürzerer Vertrags-
laufzeiten höherer Betreuungsaufwand entstehen 
würde, dem nur vergleichsweise geringe Beitragszah-
lungen gegenüberstünden (vgl. Sandler 2002; Euro-
päische Kommission 2010). Um trotzdem für diese 
Gruppen ein attraktives Versicherungsangebot bereit-
stellen zu können und den Arbeitgebern eine einfache 
und kostengünstige Möglichkeit für die Durchführung 
der automatischen Einbeziehung zu geben, wurde mit 
dem National Employment Savings Trust (NEST) ein 
zusätzlicher, öffentlich-rechtlicher Anbieter betrieb-
licher Altersvorsorge geschaffen. Für alle Arbeitge- 
ber besteht die Möglichkeit, NEST zur Erfüllung ihrer 
Verpflichtung zur automatischen Einbeziehung zu nut-
zen. Die Nutzung von NEST ist für die Arbeitgeber kos-
tenfrei. Versicherte Arbeitnehmer zahlen jährliche Ver-
waltungskosten in Höhe von 1,8% der in diesem Jahr 
geleisteten Beiträge sowie 0,3% des angesparten Kapi-
tals. Kapitalübertragungen von und an andere Anbie-
ter sind jederzeit kostenfrei möglich. Wenn ein Arbeit-
nehmer automatisch bei NEST angemeldet wird, wer-
den seine Beiträge in sogenannten Retirement Date 
Funds angelegt. Diese Fonds investieren in Aktien, 
Anleihen und Immobilien, wobei in jüngeren Jahren 
mehr Risiken eingegangen werden, gegen Ende der 
Sparphase aber sukzessiv in weniger riskante Anla-
geformen umge schichtet wird. Die Versicherten kön-
nen aber auch jederzeit in andere Fonds mit anderen 
Risikoprofilen wechseln. Ab einem Alter von 55 Jahren 
kann das angesparte Vermögen entweder ausgezahlt 
oder in eine Leib rente umgewandelt werden.2

Neben NEST gibt es weiterhin andere, private 
Anbieter, auf die die Arbeitgeber zurückgreifen kön-
nen und mit denen NEST im Wettbewerb steht. Im 
September 2015 war etwa ein Drittel der Arbeitneh-
mer (2 von 5,5 Millionen), die bis zu diesem Zeitpunkt 
automatisch einbezogen wurden, Mitglied im NEST 
(vgl. DWP 2015). 

Neuseeland

Im Juli 2007 wurde in Neuseeland das KiwiSaver-Pro-
gramm eingeführt. Seitdem müssen Arbeitgeber 
neu eingestellte Beschäftigte automatisch in diesem 
Betriebsrentenprogramm anmelden, Altbeschäftigte 
können sich freiwillig für das Programm entscheiden. 
Der Beitragssatz beträgt 6% vom Bruttoeinkommen 
und wird hälftig auf Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf-
geteilt. In den ersten fünf Beitragsjahren zahlt der Staat 
einen zusätzlichen Steuerzuschuss von 50% der geleis-
teten Beiträge (max. 521,43 NZD – etwa 320 Euro). Bis 
2015 erhielt darüber hinaus jedes neue KiwiSaver-Mit-
glied eine Gutschrift von 1 000 NZD (etwa 610 Euro). Bei 
automatischer Einbeziehung ist ein Opting-out mög-
lich, allerdings frühestens zwei und spätestens acht 

2 Für aktuelle Angaben zum NEST siehe: www.nestpensions.org.uk. 
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Wochen nach Beginn der Tätigkeit. Danach ist nur ein 
Ruhendstellen des Vertrags möglich.3

Im Jahr 2016 gab es 1,5 Mio. beitragszahlende Mit-
glieder im KiwiSaver-Programm. Das entspricht etwa 
drei Viertel aller Beschäftigten. Die Mehrheit der Mit-
glieder ist dem Programm durch aktive Entscheidung 
beigetreten (vgl. FMA 2016). Etwa 20% der automa-
tisch einbezogenen Beschäftigten optierten für den 
Austritt aus dem Programm (vgl. OECD 2014). Die Ver-
waltung und Anlage der gezahlten Beiträge wird aus-
schließlich von privaten Anbietern, in der Regel Ban-
ken und Versicherungen, durchgeführt. Diese müssen 
ihre KiwiSaver-Produkte bei der neuseeländischen 
Finanzaufsicht registrieren und dafür eine Reihe von 
Bedingungen erfüllen, die z.B. Publikationspflichten 
festlegen, die Übertragbarkeit der Sparvermögen auf 
andere Anbieter sicherstellen oder auch festschrei-
ben, dass die Gebühren nicht »unangemessen« hoch 
sein dürfen. Die Anbieter stehen miteinander im Wett-
bewerb. Arbeitnehmer können aus den verschiedenen 
Angeboten auswählen. Für die Arbeitnehmer, die auto-
matisch einbezogen werden und selbst keine aktive 
Auswahl eines Anbieters vornehmen, kann ihr Arbeit-
geber eine Wahl treffen. Wenn er das nicht tut, wird 
der Arbeitnehmer einem Standardanbieter (Default 
Provider) zugewiesen. Die Standardanbieter werden 
in einem wettbewerblichen Ausschreibungsverfah-
ren ermittelt, in dem die jeweils kostengünstigsten 
Produkte privater Anbieter ausgewählt werden. Die 
Ausschreibung wird alle sieben Jahre wiederholt. Die 
Standardanbieter legen das Geld der ihnen zugewie-
senen Mitglieder auf möglichst risikoarme Weise an 
und werden gleichzeitig verpflichtet, zur finanziellen 
Bildung ihrer Mitglieder beizutragen und darauf hin-
zuwirken, dass diese eine aktive Anlageentscheidung 
treffen. Eine Website der staatlichen Commission for 
Financial Capability ermöglicht einen Vergleich aller 
registrierten Produkte bezüglich wichtiger Kenngrö-
ßen, v.a. Kosten und Renditen (fundfinder.sorted.org.
nz). Im Jahr 2016 waren 17% der KiwiSaver-Mitglie-
der bzw. 12% des gesamten Sparkapitals einem Stan-
dardanbieter zugewiesen (vgl. FMA 2016). Die durch-
schnittliche jährliche Verwaltungsgebühr der Stan-
dardanbieter lag bei 0,8% des angesparten Kapitals 
(vgl. Foss 2014).

Schweden

Schweden hat im Jahr 1999 seine gesetzliche Rente 
zu einem zweiteiligen System umgestaltet (vgl. Haupt 
und Kluth 2013). Der quantitativ bedeutendere Teil 
setzt das bereits zuvor angewandte umlagefinan-
zierte Verfahren fort. Der Beitragssatz zum Umlage-
verfahren liegt bei 16% des Bruttolohns. Daneben 
wurde eine zusätzliche kapitalgedeckte Komponente 
der gesetzlichen Rente, die sogenannte Prämien-
rente (premiepension), eingeführt. Jeder Arbeitneh-

3 Mehr Informationen siehe: http://www.kiwisaver.govt.nz/.

mer zahlt 2,5% seines Bruttolohns in diese Renten-
versicherung ein. Im Gegensatz zu den in den voran-
gegangenen Abschnitten diskutierten Reformen ist 
die zusätzliche kapitalgedeckte Vorsorge in Schweden 
verpflichtend. Es gibt keine Möglichkeit des Heraus-
optierens. Allerdings können die Versicherten zwi-
schen den Produkten verschiedener Anbieter wäh-
len, die miteinander in Wettbewerb stehen. Aktuell 
gibt es über 800 Fonds, zwischen denen die Versicher-
ten wählen können. Diese werden überwiegend von 
privaten Finanzdienstleistern angeboten. Sollte ein 
Arbeitnehmer keine aktive Anlageentscheidung tref-
fen, werden seine Beiträge im staatlichen Fonds AP7 
Såfa angelegt.4 Dieser Fonds legt die Gelder der Ver-
sicherten in Aktien und festverzinslichen Wertpapie-
ren an, wobei das Anlageverhältnis dem individuellen 
Alter der Versicherten angepasst wird. Die Rendite von  
AP7 Såfa lag seit dem Jahr 2000 deutlich über dem 
Durchschnitt der privaten Fondsanbieter. Die jährli-
chen Verwaltungskosten liegen dabei unter 0,15% des 
Kapitals, die durchschnittlichen Verwaltungskosten 
aller Fonds bei 0,3%. Im Jahr 2015 wurden etwa 32% 
des gesamten Sparkapitals der Prämienrente von AP7 
Såfa verwaltet (vgl. Swedish Pension Agency 2016).

STÄRKUNG DER PRIVATEN ALTERSVORSORGE 
DURCH DIE DEUTSCHLANDRENTE

Die im letzten Abschnitt vorgestellten Beispiele aus 
dem Ausland zeigen, dass die Verbindung von auto-
matischer Einbeziehung mit Opt-out-Möglichkeit und 
staatlich organisierten Anlagemöglichkeiten dazu bei-
tragen kann, die kapitalgedeckte Altersvorsorge zu 
stärken. Ähnliche Reformen sind auch in Deutschland 
möglich. Im Folgenden möchten wir dazu einen kon-
kreten Vorschlag vorstellen: die Deutschlandrente. Die 
Deutschlandrente baut dabei auf bestehenden Struk-
turen auf, insbesondere auf der Riester-Rente, und ent-
wickelt diese weiter. 

Automatische Einbeziehung mit Opt-out

In der Deutschlandrente wird das Grundprinzip der pri-
vaten Altersvorsorge vom Opt-in zum Opt-out umge-
stellt. Jeder Arbeitnehmer soll grundsätzlich zusätzlich 
zur gesetzlichen Rente vorsorgen. Es soll aber immer 
die Möglichkeit geben, sich aktiv gegen diese Form 
der Altersvorsorge zu entscheiden. Dadurch werden 
die Entscheidungsmöglichkeiten der Menschen nicht 
beschränkt.

Konkret soll die Einbeziehung der Arbeitnehmer 
in die Deutschlandrente über den Arbeitgeber abge-
wickelt werden. Das entspricht dem bewährten Vor-
gehen bei der Sozialversicherung. Jeder Arbeitgeber 
wird verpflichtet, für jeden seiner Arbeitnehmer einen 
Beitrag in gesetzlich festgelegter Mindesthöhe in eine 
zusätzliche Altersvorsorge einzubezahlen. Dazu kann 

4 Mehr Informationen siehe: https://www.ap7.se/english/.
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er entweder ein zugelassenes Riester-Produkt eines 
privaten Finanzdienstleisters wählen oder auf den 
neu einzurichtenden Deutschlandfonds zurückgrei-
fen. Seiner Verpflichtung kann der Arbeitgeber auch 
dadurch nachkommen, dass er den Arbeitnehmer in 
die betriebliche Altersvorsorge in einem bestimmten 
Mindestumfang einbezieht. Die Pflicht zur automati-
schen Einbeziehung besteht nicht für Nebentätigkei-
ten (Steuerklasse 6). Der Arbeitnehmer kann jederzeit 
gegenüber seinem Arbeitgeber der automatischen Ein-
beziehung widersprechen. Der Arbeitgeber wird dann 
keine weiteren Beiträge zur Altersvorsorge im Rahmen 
der Deutschlandrente leisten.

Der gesetzlich festgelegte Beitrag entspricht dem 
in §86 EStG festgelegten Mindesteigenbeitrag zur 
Riester-Rente, aktuell 4% des beitragspflichtigen Ein-
kommens. Wie bei privaten Riester-Produkten üblich, 
erfolgen die Einzahlungen durch Arbeitnehmerbei-
träge und schmälern nicht das für die Sozialversiche-
rung maßgebliche beitragspflichtige Einkommen. 
In der Einführungsphase der Deutschlandrente sind 
Übergangsregelungen möglich, nach denen bspw. 
erst größere und später kleinere Unternehmen einbe-
zogen werden oder die Beitragshöhe graduell ansteigt 
und erst nach einigen Jahren die volle Beitragshöhe 
erreicht wird.

Wenn ein Arbeitgeber seine betroffenen Arbeit-
nehmer noch nicht im Rahmen der bAV ausreichend 
abgesichert hat und sie demzufolge automatisch in 
eine neue zusätzliche Altersvorsorge einbinden muss, 
erfragt der Arbeitgeber zuerst beim Arbeitnehmer, ob 
er die Einzahlung in ein bestimmtes Riester-Produkt 
wünscht. Das kann ein bereits existierender oder ein 
vom Arbeitnehmer neu gewählter Vertrag sein. Trifft 
der Arbeitnehmer keine eigene Wahl, wählt der Arbeit-
geber ein Produkt aus und informiert den Arbeitneh-
mer entsprechend. Um dem Arbeitgeber die Auswahl 
zu erleichtern, wird dazu von einer staatlich finanzier-
ten, neutralen Stelle eine Positivliste mit Riester-Pro-
dukten erstellt, die bestimmte Mindestanforderungen 
erfüllen (z.B. Kostentransparenz, einfache Wechsel-
möglichkeit zu anderen Verträgen, ggfs. Kostenober-
grenzen). Diese Positivliste wird öffentlich zugäng-
lich gemacht und stellt auch weitergehende Informa-
tionen zu den jeweiligen Produkten zur Verfügung. 
Widerspricht der Arbeitnehmer nicht innerhalb einer 
bestimmten Frist, beginnt der Arbeitgeber mit der Zah-
lung der Beiträge. Durch die Beschränkung der Wahl-
möglichkeiten auf eine staatlich reglementierte Posi-
tivliste entstehen für die Arbeitgeber aus ihrer Anlage-
entscheidung keine Haftungsrisiken.

Das gegenwärtige System der Riester-Förderung 
ist unnötig kompliziert und intransparent. Die Deutsch-
landrente vereinfacht das Zulagensystem deutlich. 
Im vereinfachten Verfahren werden die zulagenrele-
vanten Merkmale eines Arbeitnehmers gemeinsam 
mit seinen Lohnsteuermerkmalen an den Arbeitge-
ber übermittelt, der dann die Zulagen zusammen mit 
den Beiträgen des Arbeitnehmers an den Riester-An-

bieter abführt. Die Zulagen verrechnet der Arbeitge-
ber gleichzeitig mit der abzuführenden Lohnsteuer 
des Arbeitnehmers, so dass ihm keine Kosten entste-
hen. Arbeitnehmer – auch solche, die keine aktive Ent-
scheidung treffen – brauchen somit keinen separaten 
Antrag zu stellen, um die Riester-Zulagen zu erhalten. 
Außerdem können sie sofort auf ihrem Gehaltsnach-
weis erkennen, wie hoch die von ihnen erhaltenen 
Zulagen sind.

Die bei Riester-Verträgen erforderliche Beitrags-
garantie verhindert, dass ein größerer Anteil des Vor-
sorgevermögens in renditestärkeren, aber riskanteren 
Anlageformen investiert wird. Das gilt insbesondere in 
Zeiten niedriger Zinsen. Riester-Sparer sollen zukünf-
tig ein Wahlrecht erhalten, ob sie Beitragsgarantien 
wünschen oder nicht. Die Garantievorgaben der Ries-
ter-Rente würden damit denen der Basisrente (Rürup-
Rente) bzw. den neuen Regelungen zur Betriebsrente 
(Betriebsrentenstärkungsgesetz) gleichgestellt.

Staatlich organisierter Deutschlandfonds

Die Deutschlandrente hat das Ziel, das Angebot an 
kostengünstigen und vertrauenswürdigen Vorsorge-
angeboten in der privaten Altersvorsorge zu erhöhen. 
Gerade bei Einführung der automatischen Einbezie-
hung ist es notwendig, ein einfaches, kostengünsti-
ges und transparentes Standardprodukt anzubieten. 
Die Deutschlandrente führt dazu einen Deutschland-
fonds ein. Der Deutschlandfonds ist ein formal ein Ries-
ter-Produkt der privaten Altersvorsorge. Er wird staat-
lich organisiert, befindet sich aber im Wettbewerb mit 
privaten Anbietern. Er arbeitet kostendeckend und 
erfährt keine besondere staatliche Förderung. Der 
Deutschlandfonds wird in gleicher Weise wie die zuläs-
sigen privaten Angebote auf der Positivliste geführt, 
aus der die Arbeitgeber Angebote für die automati-
sche Einbeziehung ihrer Arbeitnehmer wählen können. 
Arbeitnehmer können sich auch selbst aktiv für den 
Deutschlandfonds entscheiden oder aus anderen Ries-
ter-Verträgen in den Deutschlandfonds wechseln.

Der Deutschlandfonds bietet Verträge mit zwei 
verschiedenen Garantieformen an. Es gibt zum einen 
eine Versicherung mit Beitragsgarantie in der Anspar-
phase und einer garantierten lebenslangen Rente in 
der Leistungsphase. Diese Vertragsform entspricht 
dem gegenwärtigen Modell der Riesterrente. Daneben 
gibt es eine Versicherung mit beschränkten Garantien. 
In dieser gibt es keine Beitragsgarantie in der Anspar-
phase. Dadurch kann ein höherer Anteil des Vermögens 
in renditestärkeren, aber riskanteren Formen angelegt 
werden. In der Leistungsphase wird eine lebenslange 
Rente garantiert, deren Höhe sich aber beispiels-
weise nur aus 70% des angesparten Vermögens ergibt. 
Dadurch wird es möglich, auch in der Leistungsphase 
weiterhin einen Teil des Vermögens in renditestär-
kere Wertpapiere zu investieren. Die Erträge werden 
als Überschussbeteiligung zusätzlich zur garantier-
ten Rente ausgezahlt. Die Versicherten können zwi-
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schen beiden Garantieformen wählen. Arbeitnehmer, 
die nicht ausdrücklich die Beitragsgarantie wünschen, 
werden der Versicherung mit beschränkten Garantien 
zugeordnet.

Die Gebühren des Deutschlandfonds werden aus-
schließlich über prozentuale Sätze der Beiträge bzw. 
des angesparten Vermögens erhoben. Es gibt keine 
weiteren Abschluss-, Vertriebs-, Wechselgebühren 
o.ä. Dadurch wird größtmögliche Kostentransparenz 
sichergestellt.

Der Deutschlandfonds ist ein eigenständiger 
Rechtsträger, der privat- oder öffentlich-rechtlich orga-
nisiert ist. Er arbeitet ohne Gewinninteresse, aber kos-
tendeckend und unabhängig von staatlichen Zuschüs-
sen. Für die operative Verwaltung des Fondsvermögens 
kann sich der Deutschlandfonds privater Finanzdienst-
leister bedienen und diese in einem kompetitiven Ver-
fahren ermitteln.

Begrenzte Anrechnung auf die Grundsicherung im 
Alter

Zusätzliche Altersvorsorge lohnt sich für den Einzelnen 
nur, wenn sein Konsumverzicht in der Erwerbsphase 
auch zu höherem Einkommen im Ruhestand führt. 
Gerade für Geringverdiener besteht aber die Gefahr, 
dass ihre gesamten Renteneinkünfte nicht ausreichen, 
um ihr Existenzminimum zu decken. In diesem Fall 
haben sie Anspruch auf Grundsicherung im Alter, auf 
die allerdings ihre Renteneinkünfte vollständig ange-
rechnet werden. Im Ergebnis bringt ihnen die zusätz-
liche Altersvorsorge dann nichts. Das dürfte ein wich-
tiger Grund sein, warum gerade Geringverdiener, trotz 
der relativ hohen staatlichen Zulagen, dieses Instru-
ment nur wenig nutzen (vgl. Geyer und Steiner 2009; 
Corneo et al. 2009). 

Dieses negative Anreizproblem kann reduziert 
werden, indem Einkünfte aus zusätzlicher, freiwilli-
ger Altersvorsorge nur partiell auf die Grundsicherung 
angerechnet werden. Im neuen Betriebsrentenstär-
kungsgesetz sind solche Regelungen vorgesehen. Die 
ersten 100 Euro Einkünfte aus der freiwilligen Zusatz-
rente sollen anrechnungsfrei bleiben, für den darüber 
hinausgehenden Teil gibt es einen Freibetrag von 30%. 
Der Freibetrag ist auf insgesamt die Hälfte des Grund-
sicherungsregelsatzes begrenzt. Mit dieser Regelung 
wird erreicht, dass auch geringverdienende Arbeit-
nehmer die Möglichkeit haben, durch eigene Vorsorge 
ihre Alterseinkünfte über das Grundsicherungsniveau 
anzuheben. 

KRITIK DES SACHVERSTÄNDIGENRATS

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat sich in sei-
nem letzten Jahresgutachten mit Rentenreformvor-
schlägen beschäftigt, die Systeme der automatischen 
Einbeziehung mit Opt-out-Möglichkeit und die Einfüh-
rung eines Standardproduktes vorsehen. Er äußert 

dabei gegenüber der Deutschlandrente verschiedene 
Bedenken (vgl. Sachverständigenrat 2016, 316 f). Der 
Sachverständigenrat argumentiert, dass die automa-
tische Einbeziehung dazu führen kann, dass es zur 
Verdrängung anderer privater Sparformen kommt, 
so dass insgesamt keine zusätzliche Vorsorge geleis-
tet wird. Hierzu werden empirische Studien aus den 
USA angeführt (vgl. Engen et al. 1994, 1996). Diese 
Studien bestätigen die Existenz von starken Verdrän-
gungseffekten bei steuerlicher Förderung bestimm-
ter Formen der betrieblichen und privaten Altersvor-
sorge; sie untersuchen aber nicht die Wirkung einer 
automatischen Einbeziehung. Chetty et al. (2014) kön-
nen mit dänischen Daten die Wirkungen von steuerli-
chen Förderungen mit denen der automatischen Ein-
beziehung vergleichen. Ihre Ergebnisse bestätigen, 
dass die Förderung durch finanzielle Anreize starke 
Verdrängungseffekte auslöst. Bei der automatischen 
Einbeziehung in eine zusätzliche Altersvorsorge kann 
allerdings keine Verdrängung beobachtet werden. Die 
automatisch einbehaltenen Vorsorgebeiträge werden 
tatsächlich zusätzlich zur sonstigen Ersparnisbildung 
geleistet.

Der Sachverständigenrat äußert auch die Befürch-
tung, dass ein Staatsfonds nicht sicher sei vor einem 
staatlichen Zugriff. Regierungen hätten einen starken 
Anreiz, das Fondsvermögen zweckentfremdet einzu-
setzen, z.B. um Haushaltsdefizite auszugleichen. Er 
verweist auf Erfahrungen im Ausland (vgl. Iglesias und 
Palacios 2000). Würde der Deutschlandfonds ein staat-
liches Sondervermögen darstellen, wäre die Versu-
chung, damit Haushaltsengpässe zu beseitigen, sicher 
sehr groß. Beim Deutschlandfonds handelt es sich aber 
nicht um Staatsvermögen. Er ist in dieser Hinsicht nicht 
vergleichbar mit z.B. dem norwegischen Staatsfonds, 
der sich v.a. aus den Öleinnahmen Norwegens, und 
damit aus staatlichen Quellen, speist, oder staatlichen 
Pensionsfonds zur Absicherung zukünftiger Beamten-
pensionen. Stattdessen verwaltet der Deutschland-
fonds die individuellen Vermögen der Versicherten, auf 
die persönliche Ansprüche bestehen. In diesem Sinne 
entspricht der Deutschlandfonds dem oben erwähn-
ten britischen NEST oder dem schwedischen AP7 Såfa. 
Die Eigentumsgarantie des Grundgesetzes schützt die 
persönlichen Vermögen vor Zugriffen des Staats. Diese 
Befürchtung des Sachverständigenrates ist deshalb 
unbegründet.

Des Weiteren führt der Sachverständigenrat an, 
dass staatliche Vorsorgefonds im Vergleich zu den rele-
vanten Indizes relativ niedrige Renditen erwirtschaf-
ten würden. Das kann in Fällen, in denen Regierungen 
die Anlagestrategie nach politischen statt finanzwirt-
schaftlichen Erwägungen bestimmen, auch passieren. 
Im Fall des britischen NEST oder des schwedischen AP7 
Såfa verfängt diese Kritik allerdings nicht. In beiden Fäl-
len lagen die Renditen bisher deutlich über den jewei-
ligen Benchmarks. Ein Grund dafür ist, dass das Fonds-
management keinen staatlichen Vorgaben unterliegt 
und sich darüber hinaus privater Fondsgesellschaften 
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zur Durchführung von Teilen des Investmentgeschäfts 
bedient. Noch bedeutsamer ist aber, dass sich sowohl 
in Großbritannien als auch in Schweden die staatli-
chen Fonds in direkter Konkurrenz zu privaten Anbie-
tern befinden. Sollten die staatlichen Fonds schlech-
tere Renditen erwirtschaften, könnten die Versicher-
ten jederzeit zu einem anderen Anbieter wechseln. Der 
Wettbewerb zwischen staatlichen und privaten Anbie-
tern stellt sicher, dass staatliche Vorsorgefonds das Ver-
mögen der Versicherten in deren Interesse verwalten. 
Er ist deshalb unverzichtbarer Bestandteil der Deutsch-
landrente. Echter Wettbewerb kann aber nur entstehen 
und dauerhaft erhalten bleiben, wenn ein Wechsel zwi-
schen den Anbietern tatsächlich möglich ist und nicht 
durch Kosten behindert wird. Auch dies gewährleistet 
das Konzept der Deutschlandrente.

In der hier skizzierten Ausgestaltung steht der 
Deutschlandfonds auch im Einklang mit dem euro-
päischen Wettbewerbs- und Beihilferecht. Der 
Deutschlandfonds wird nicht staatlich subventioniert. 
Er unterliegt den gleichen Regeln wie private Ries-
ter-Anbieter und steht mit diesen im fairen Wettbe-
werb. Im Fall der automatischen Einbeziehung erfolgt 
die Anlageentscheidung durch den Arbeitgeber, dem 
weder Vor- noch Nachteile aus der Wahl des Deutsch-
landfonds im Vergleich zu anderen Anbietern erwach-
sen. Auch ein impliziter Insolvenzschutz, wie ihn der 
Sachverständigenrat unterstellt, besteht nicht. 

FAZIT

Der demographische Wandel stellt die deutsche Ren-
tenpolitik vor große Herausforderungen. Mit dem Ren-
teneintritt der Babyboomer-Generation werden immer 
mehr Rentenempfänger immer weniger Beitragszah-
lern gegenüberstehen. Um die Lasten gleichmäßi-
ger auf die verschiedenen Generationen zu verteilen, 
wurde mit der Riester-Reform beschlossen, das Niveau 
der gesetzlichen, umlagefinanzierten Rentenversiche-
rung zu reduzieren und den Aufbau zusätzlicher, kapi-
talgedeckter Altersvorsorge zu stärken. Allerdings 
bleibt die Verbreitung der betrieblichen und priva-
ten Altersvorsorge deutlich hinter den ursprünglichen 
Erwartungen zurück.

In diesem Beitrag haben wir dargelegt, wie mit der 
Deutschlandrente die private Altersvorsorge gestärkt 
werden kann. Hierzu müssen Hürden sowohl auf der 
Nachfrage- als auch der Angebotsseite des Altersvor-
sorgemarkts abgebaut werden. Die Nachfrageseite 
nach privater Altersvorsorge ist nicht zuletzt deshalb 
gering, weil viele Menschen im Status quo – Teilabsi-
cherung über die gesetzliche Rentenversicherung ohne 
weitere private Vorsorge – verharren. Die Komplexität 
und Intransparenz des Altersvorsorgemarkts sowie 
fehlendes Vertrauen in private Finanzdienstleister füh-
ren dazu, dass sich viele Menschen gar nicht erst aktiv 
mit ihrer Altersvorsorge auseinandersetzen. Hier setzt 
die Deutschlandrente mit einem »Nudge« an. Der Sta-
tus quo wird so verändert, dass jeder, der nicht aktiv 

widerspricht, erst einmal über eine zusätzliche Alters-
vorsorge verfügt. Alle Beschäftigten werden hierzu 
über ihre Arbeitgeber automatisch in die betriebli-
che oder private Altersvorsorge einbezogen. Vereinfa-
chungen der Riester-Förderung sorgen dafür, dass die-
ses Verfahren für die Arbeitgeber nur einen geringen 
Aufwand darstellt und für die Arbeitnehmer vollkom-
men transparent ist. Da es den Arbeitnehmern jeder-
zeit möglich ist, die zusätzliche Vorsorge einzustellen 
(Opt-out), wird ihre Entscheidungsfreiheit nicht einge-
schränkt. Die empirische Forschung zeigt darüber hin-
aus, dass automatisch einbehaltene Rentenbeiträge 
nicht dazu führen, dass andere Sparleistungen ver-
drängt werden. 

Das »Nudging« durch die automatische Einbezie-
hung wird aber nur erfolgreich sein, wenn es ein über-
zeugendes Angebot an transparenten und kosten-
günstigen Vorsorgeprodukten gibt. Hierzu wird ein 
staatlich organisierter Deutschlandfonds eingeführt. 
Dieser Fonds tritt als zusätzlicher Anbieter in den 
Altersvorsorgemarkt ein und steht mit den bisherigen 
Anbietern in fairem Wettbewerb. Wie aktuelle Erfah-
rungen aus Großbritannien und Schweden zeigen, 
können staatlich organisierte Rentenversicherer im 
Wettbewerb mit privaten Anbietern erfolgreich kapi-
talgedeckte Altersvorsorge anbieten. Beim Deutsch-
landfonds handelt es sich nicht um staatliches Vermö-
gen, sondern er verwaltet lediglich die persönlichen 
Vermögen der Versicherten. Ein willkürlicher Zugriff 
des Staats auf diese Vermögen ist somit ausgeschlos-
sen. Der Deutschlandfonds soll die privaten Anbieter 
nicht ersetzen, sondern durch ein einfaches und trans-
parentes Angebot den Wettbewerb auf dem bisher 
intransparenten Markt stärken. 

Durch einfache Regeln, transparente Produkte und 
vertrauenswürdige Anbieter können der Wettbewerb 
im Altersvorsorgemarkt gestärkt und den Verbrau-
chern im Ergebnis kostengünstige Vorsorgemöglich-
keiten geboten werden. Wenn gleichzeitig aus der Not 
eine Tugend gemacht und der Status quo durch auto-
matische Einbeziehung so festgelegt wird, dass selbst 
bei Passivität eine ausreichende Altersvorsorge vor-
liegt, kann das rentenpolitische Ziel, relative Lebens-
standards im Alter zu sichern und Altersarmut zu ver-
ringern, erreicht werden.
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Das Jahr 2015 markiert seit Aufzeichnung der Wande-
rungsstatistik des Statistischen Bundesamtes im Jahr 
1950 das Jahr mit der höchsten Brutto- wie Nettozu-
wanderung nach Deutschland. Die Nettoeinwanderung 
erreichte nach dem Höhepunkt 1992 mit 782 071 Per-
sonen im Zuge der Öffnung der Grenzen im Jahr 2015 
einen neuen Höchststand von 1 139 402 Personen. Der 
Wanderungssaldo deutscher Staatsangehöriger ist seit 
2005 negativ (vgl. Abb. 1).

Basis der Wanderungszahlen des Statistischen 
Bundesamtes bildet die amtliche Meldestatistik der 
Einwohnermeldeämter, die personenbezogene Merk-
male wie etwa Ziel-, Herkunftsort, Geschlecht, Fami-
lienstand, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsange-
hörigkeit1 und weitere Charakteristika erfasst, sofern 
sich die Person ordnungsgemäß an- oder abgemel-
1 Mehrstaater gehen, sofern sie die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzen, als Deutsche in die Statistik ein.

Kristina Budimir

ifo Migrationsmonitor:

Aktuelles Zuwanderungsgeschehen 
und Arbeitsmarktpartizipation von 
Migranten
Das Jahr 2015 war seit Aufzeichnung der Wanderungen des Statistischen Bundesamtes das 
Jahr mit der höchsten Zuwanderung von ausländischen Staatsangehörigen nach Deutsch-
land, auch nach Abzug von Fortzügen. Ein Vergleich mit den Daten des Ausländerzentral-
registers offenbart, dass der Wanderungsgewinn tatsächlich um über 85 300 ausländische 
Staatsangehörige höher ausfiel, weil die Meldestatistik des Statistischen Bundesamtes die 
Fortzüge weitaus stärker überschätzt als die Zuzüge. Haben EU-Staatsangehörige vor 2015 
den Wanderungsgewinn bei ausländischen Staatsangehörigen dominiert, sind es seit 2015 
Staatsangehörige aus Nicht-EU-Ländern. Die Betrachtung der Partizipation ausländischer 
Staatsangehöriger auf dem deutschen Arbeitsmarkt seit 2010 zeigt, dass die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung über alle Migrantengruppen sowohl absolut als auch bezüg-
lich ihrer erwerbsfähigen Bevölkerung an Bedeutung gewonnen hat mit den stärksten Zuge-
winnen unter den Staatsangehörigen der Länder der EU-Osterweiterung. Die Daten der Bun-
desagentur für Arbeit zeigen zudem, dass die Arbeitslosenquoten der Migrantengruppen 
– mit Ausnahme Staatsangehöriger der nichteuropäischen Asylherkunftsländer – seit 2010 
kontinuierlich gesunken sind. Dennoch schneiden alle Migrantengruppen am deutschen 
Arbeitsmarkt sowohl hinsichtlich Partizipations- als auch Arbeitslosigkeitsraten im Ver-
gleich zu deutschen Staatsangehörigen schlechter ab. Auch in qualitativer Hinsicht, z.B. bei 
der Anforderung der Tätigkeit, der Arbeitnehmerüberlassung, im unteren Entgeltbereich 
und beim Ergänzen des Erwerbseinkommens mit Leistungen aus der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, weisen Migranten gegenüber Deutschen weitaus höhere Anteile auf. Die 
quantitativ und qualitativ schwächere Teilhabe der ausländischen Arbeitnehmer am hiesigen 
Arbeitsmarkt ist aber vornehmlich auf ihre Qualifikation, Beruf und Beschäftigungsstruktur 
zurückzuführen. 

det hat. Ausschlaggebend bei dieser Wanderungssta-
tistik ist also der Bezug oder die Aufgabe einer Woh-
nung und nicht der rechtliche Status oder, ob eine tem-
poräre, längere oder dauerhafte Zuwanderung geplant 
ist (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2016). 
Ein Nachteil dieser auf Meldedaten basierenden Statis-
tik besteht darin, dass sie eine reine Fallstatistik dar-
stellt, d.h. Personen, die sich im Jahr mehrmals an- und 
abmelden, gehen auch mehrfach in die Statistik ein 
(vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2016). 
Mit anderen Worten, die Zu- und Abwanderungszahlen 
werden überschätzt (vgl. hierzu Tab. 1). Des Weiteren 
überschätzt diese Statistik die tatsächliche Zuwande-
rung, weil sie auch all jene erfasst, die sich nur kurze 
Zeit im Bundesgebiet aufhielten, also nicht für einen 
dauerhaften oder längeren Aufenthalt zugewandert 
sind. Die Vereinten Nationen haben daher die Empfeh-
lung herausgegeben, von (Langzeit-)Zuwanderung erst 
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dann auszugehen, wenn eine Person ihren gewöhnli
chen Aufenthalt für mindestens ein Jahr in das Land 
verlegt.2 

Zur Analyse der Zuwanderung sowie des Migra
tionsgeschehens im Hinblick auf den Aufenthaltszweck 
und seine Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt besser 
geeignet erscheint das Ausländerzentralregister, weil 
es im Gegensatz zur Meldestatistik des Statistischen 
Bundesamtes eine reine Personenstatistik ist und 
zudem Personen erst dann Eingang in die Statistik fin
den, wenn sie sich nicht nur vorübergehend, sondern 
über einen Zeitraum von mehr als 90 Tagen im Bundes
gebiet aufhalten oder nach dem Gesetz über das Aus
länderzentralregister ein Anlass zu ihrer Registrierung 
besteht (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
2017a).

Wie aus Tabelle 1 ersichtlich, liegen die fallwei
sen Anmeldungen einer Wohnung von Ausländern 
deutlich über den Zuwanderungszahlen des Auslän

2 Diese Mindestaufenthaltsdauer wurde auch in der EGVerordnung 
über Gemeinschaftsstatistiken in den Bereichen Migration und inter
nationaler Schutz vom 11. Juli 2007 aufgenommen (Verordnung (EG) 
Nr. 862/2007).

derzentralregisters. Die durch 
erfolgte Abmeldungen noch stär
kere Überschätzung des Wegzugs 
von ausländischen Staatsange
hörigen des Statistischen Bun
desamtes im Vergleich zu den 
Registerzählungen der Auslän
derzentralstatistik führt zu einer 
Unterschätzung des Wanderungs
saldos bei ausländischen Staats
angehörigen in der Fallstatistik 
des Statistischen Bundesamtes 
im Vergleich zur Personenstatis
tik des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge.

Nach den Daten des Auslän
derzentralregisters hat zwischen 
2010 und 2015 sowohl der Wan

derungssaldo bei den EUStaatsangehörigen als auch 
bei den NichtEUStaatsangehörigen im Zeitverlauf 
deutlich zugenommen (vgl. Tab. 2). Bei den Unionsbür
gern (ohne Deutsche) ist der kontinuierlich steigende 
Zuzug bis zum Jahr 2015 im letzten Jahr 2016 rückläufig  
gewesen und hat zusammen mit einer Steigerung 
der Fortzüge zu einer um knapp 100 000 geringeren 
Nettozuwanderung von EUStaatsangehörigen nach 
Deutschland geführt. Der starke Wanderungsgewinn 
der NichtEUStaatsangehörigen seit 2014 ist vornehm
lich auf die Fluchtwanderung zurückzuführen (vgl. Bun
desamt für Migration und Flüchtlinge 2016a). Mit dem 
Schließen der BalkanRoute und der Vereinbarung mit 
der Türkei im März 2016 hat sich der fluchtbedingte 
Zuzug im Jahr 2016 merklich reduziert.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge führt 
im Gegensatz zum Statistischen Bundesamt zusätzlich 
zu den personenbezogenen Merkmalen auch die recht
lichen Grundlagen für die Einreise und den Aufenthalt 
nach dem Aufenthaltsgesetz. Da EUAusländer keinen 
Aufenthaltstitel benötigen, lassen sie sich innerhalb 
des Ausländerzentralregisters nicht nach dem Aufent
haltsgrund unterscheiden, wie dies nach dem Aufent
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  Tab. 1 
 
 
 
 
   Vergleich der amtlichen Statistiken zu Wanderungen ausländischer Staatsangehöriger zwischen Deutschland  
   und dem Ausland, 2010 bis 2016 

 Statistisches Bundesamt Ausländerzentralregister 

Zeitraum Fallstatistik Personenstatistik 

 Zuzüge Fortzüge Saldo Zuzüge Fortzüge Saldo 

2010 683 530 529 605 153 925 475 840 295 042 180 798 

2011 841 695 538 837 302 858 622 506 302 171 320 335 

2012 965 908 578 759 387 149 738 735 317 594 421 141 

2013 1 108 068 657 604 450 464 884 493 366 833 517 660 

2014 1 342 529 765 605 576 924 1 149 045 472 315 676 730 

2015 2 016 241 859 279 1 156 962 1 810 904 568 639 1 242 265 

2016 - - - 1 307 253 664 356 642 897 
 

   Quelle: Statistisches Bundesamt (2017), Ursprungsdaten: Meldestatistik; Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017a), Ursprungsdaten: Ausländerzentralregister. 
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halt aus familiären, humanitären Gründen, zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit oder der Bildung bei Drittstaats-
angehörigen der Fall ist (vgl. Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge 2017a).

Die Unterscheidung nach dem Aufenthaltsgrund 
der in einem Jahr neu zugezogenen Drittstaatsan-
gehörigen ist wegen zum Teil langer Bearbeitungs- 
und Bewilligungsdauern nicht für alle im selben Jahr 
möglich. Die erste Säule von Abbildung 2 zeigt alle 
im Jahr 2016 erteilten Aufenthaltserlaubnisse an 
Drittstaatsangehörige. Die zweite Säule illustriert 
die Aufenthaltsgründe von zwei Drittel der im Jahr 
2016 Eingereisten. Das fehlende Drittel der im Jahr 
2016 Eingereisten dürfte ganz überwiegend aus völ-
kerrechtlichen, humanitären und politischen Grün-
den eingereist sein, da bei ihnen die Verfahrensdau-
ern sehr viel länger dauern und sich ihre Aufenthalts-
erteilung über die nachfolgenden Jahre erstreckt,  
worauf auch die Aufteilung der dritten Säule nach Auf-
enthaltsgründen hindeutet.

Die starke Zunahme der Einwanderung aufgrund 
humanitärer und Asylgründe überlagerte in den letz-
ten beiden Jahren die Debatte um ein Einwande-

rungsgesetz, das zur Schließung der demographisch 
bedingten Defizite die Erwerbsmigration in den deut-
schen Arbeitsmarkt begünstigen soll. Im Unterschied 
zu den klassischen Einwanderungsländern wie den 
USA, Kanada und Australien erfolgt die Migration nach 
Deutschland nicht überwiegend zur Sicherung des 
Arbeitskräftepotenzials in quantitativer und qualita-
tiver Hinsicht, sondern vorwiegend aus politischen, 
humanitären und familienpolitischen Gründen und 
diesbezüglichen institutionellen Regelungen (vgl. 
Abb. 2). Dies vornehmlich deswegen, weil bis zur Jahr-
tausendwende kein gesellschaftlicher und politischer 
Konsens bestand, ein Einwanderungsland zu sein, das 
aufgrund demographischer, aber auch qualifikatori-
scher und fachlicher Engpässe auf Arbeitsmigration 
angewiesen ist und wohl auf absehbare Zeit bleiben 
wird. Demzufolge existiert in Deutschland kein Ein-
wanderungsgesetz, das die Aufenthalts- und Arbeits-
erlaubnis nach Sprachfähigkeiten, Alter und Quali-
fikation aus Drittstaaten generell regelt. Vielmehr 
existieren mehrere unterschiedlich komplexe institu-
tionelle Regelungen, die den Aufenthalt nach Erfül-
lung bestimmter Kriterien zunächst befristet (Aufent-

haltserlaubnis, Blaue Karte EU) 
gewähren und anschließend bei 
Erfüllen von weiteren Vorausset-
zungen unbefristet (Niederlas-
sungserlaubnis, vgl. hierzu Heß 
und Wälde 2016) ermöglichen wie 
Abbildung 3 illustriert.

Die fortschreitende Schrump-
fung und Alterung der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter zeigt 
trotz zunehmend besserer Aus-
schöpfung des hiesigen Arbeits-
kräftereservoirs, insbesondere 
bei Frauen wie auch bei älteren 
Arbeitnehmern (vgl. hierzu Mai 
und Schwahn 2017), aber weiter-
hin einen erheblichen Zuwande-
rungsbedarf, wenn das Erwerbs-
personenpotenzial langfristig auf 

Tab. 2 
 
 
 
Wanderungen von Personen mit EU- und Nicht-EU-Staatsangehörigkeit (Drittstaatsangehörige), 2010 bis 2016 

 

Zuzüge Fortzüge Wanderungssaldo 

Zeitraum EU-Staat Nicht-EU-Staat EU-Staat Nicht-EU-Staat EU-Staat Nicht-EU-Staat 

2010 243 833  (51%) 232 007  (49%) 156 638  (53%) 138 404  (47%)  87 195  (48%) 93 603  (52%) 

2011 356 778  (57%) 265 728  (43%) 161 506  (53%) 140 665  (47%) 195 272  (61%) 125 063  (39%) 

2012 433 140  (59%) 305 595  (41%) 176 104  (55%) 141 490  (45%) 257 036  (61%) 164 105  (39%) 

2013 521 509  (59%) 362 984  (41%) 220 793  (60%) 146 040  (40%) 300 716  (58%) 216 944  (42%) 

2014 630 243  (55%) 518 802  (45%) 290 934  (62%) 181 381  (38%) 339 309  (50%) 337 421  (50%) 

2015 685 485  (38%) 1 125 419  (62%) 303 036  (53%) 265 603  (47%) 382 449  (31%) 859 816  (69%) 

2016 634 036  (49%) 673 217  (51%) 340 023  (51%) 324 333  (49%) 294 013  (46%) 348 884  (54%) 

Anmerkung: Obwohl Kroatien erst seit dem 1. Juli 2013 ein EU-Staat ist, wurden deren Staatsangehörige aus Vergleichsgründen bereits ab dem Jahr 2010 zu den 
Wanderungszahlen der Unionsbürger hinzugefügt. 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2017a und 2017b), Ursprungsdaten: Ausländerzentralregister, eigene Berechnungen 
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dem jetzigen Niveau gehalten werden soll, um die mit 
der Zunahme der Lebenserwartung und der nichtbe-
standserhaltenden Geburtenraten einhergehenden 
Anstieg des Altenquotienten abzumildern. Fuchs und 
Kubis (2016) schätzen, dass selbst bei einer starken 
Erhöhung der Erwerbsquoten von Frauen und Älteren 
hierzu eine jährliche Nettozuwanderung von zumin-
dest 400 000 Personen bis 2050 notwendig wäre. Dieser 
positive jährliche Wanderungssaldo wurde gemäß den 
Daten des Ausländerzentralregisters zuletzt im Jahr 
2012 erreicht und hat im Zeitverlauf deutlich zugenom-
men (vgl. Tab. 2). 

Allerdings setzen die mit der Nettozuwanderung in 
Zusammenhang gebrachten posi-
tiven Effekte bei der Finanzierung 
der alterungsbedingt zwangsläu-
fig steigenden Sozialausgaben 
voraus, dass die Migranten erfolg-
reich am Arbeitsmarkt partizipie-
ren. Zur Abflachung der demogra-
phisch steigenden Abgabenbelas-
tung, insbesondere der stärker 
demographieabhängigen Sozial-
versicherungsbeiträge und somit 
zur Erhaltung der Wettbewerbsfä-
higkeit des Faktors Arbeit im inter-
nationalen Vergleich, ist neben 
Produktivitätsfortschritten eine 
positive Entwicklung der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung von zentraler Bedeutung. 

Nach der Finanzkrise hat sich im Zuge der robusten 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nicht nur die Zahl 
der Erwerbspersonen insgesamt, sondern auch die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung kontinu-
ierlich erhöht (vgl. Abb. 4). Die Zahl der so zialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hat zwischen Januar 2010 
und Juni 2017 bei deutschen Staatsbürgern um knapp 
3 Mio. und bei ausländischen Staatsbürgern um knapp 
1,7 Mio. zugenommen, wobei in diesem Zeitraum der 
Anstieg bei den Ausländern mit 93,3% deutlich höher 
ausfiel als bei den Deutschen (11,6%).3

3 Hierbei gilt zu beachten, dass ein nicht unerheblicher Teil der Zu-
nahme bei den sozialversicherungspflichtig beschäftigten Deutschen 
auf in diesem Zeitraum eingebürgerte Ausländer entfällt.
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Auch die differenzierte Betrachtung der Auslän-
der ergibt für alle Gruppen von Herkunftsstaaten eine 
steigende Zahl der sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer (vgl. Abb. 5), wobei über den betrachte-
ten Zeitraum (Januar 2010 bis Juni 2017) die stärkste 
Zunahme sowohl absolut (991 000) als auch relativ 
(+ 360%) für Unionsbürger der EU-Osterweiterung zu 
beobachten ist.4 Auch die Zahl der sonstigen Auslän-
der, die nicht unter die anderen Gruppen fallen, hat mit 
einer Zunahme von + 305 000 zusätzlichen Beschäftig-
ten den zweitgrößten Beitrag zur steigenden sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung unter ausländi-
schen Staatsangehörigen auf dem deutschen Arbeits-
markt geleistet.

Einen aussagekräftigeren Hinweis auf eine erfolg-
reiche Partizipation am Arbeitsmarkt liefern die 
Beschäftigungsquoten, die von der Arbeitsagentur auf 
Basis der Daten des Ausländerzentralregisters berech-
net werden. Die Sozialversicherungs-(SV)-Beschäfti-
gungsquote der ausländischen Staatsangehörigen liegt 
für alle Gruppen unterhalb jener deutscher Staatsange-
höriger (vgl. hierzu Abb. 6). Die höchsten SV-Beschäfti-
gungsquoten wiesen im Juni 2017 beide Gruppen von 
Unionsbürgern auf. Allerdings hat 
über den Betrachtungszeitraum 
die Partizipationsquote der osteu-
ropäischen Unionsbürger im Ver-

4 Diese Zunahme ist vornehmlich auf der 
im Zeitverlauf sukzessiven Öffnung des 
deutschen Arbeitsmarktes für die Ange-
hörigen der EU-Osterweiterungsstaaten 
zurückzuführen. Erst nach Auslaufen einer 
siebenjährigen Übergangsfrist haben als 
erste Gruppe der EU-Osterweiterung die 
Staatsangehörigen von Polen, Ungarn, der 
Tschechischen Republik, der Slowakei, 
Sloweniens, Estlands, Lettlands und Litau-
ens die uneingeschränkte Arbeitnehmer-
freizügigkeit ab dem 1. Mai 2011 erhalten 
und die zweite Gruppe mit Bulgarien und 
Rumänien ab dem 1. Januar 2014 (vgl. 
Bundesagentur für Arbeit 2017b). Kro-
atiens Staatsbürger genießen die volle 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zum deutschen 
Arbeitsmarkt seit dem 1. Juli 2015 (EU-
Beitritt: 1. Juli 2013). 

gleich zu den GIPS-Bürgern mit 
knapp 24 Prozentpunkten dop-
pelt so stark zugenommen. Auch 
die Ausländer vom Balkan konn-
ten nach ihrem starken Zuzug im 
Jahr 2015 ihre Beschäftigungs-
quote über das Niveau von 2010 
steigern. Die über den betrachte-
ten Zeitraum niedrigste Beteili-
gung bei der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung weisen 
Staatsangehörige der nichteuro-
päischen Asylherkunftsländer auf, 
deren starker Zuzug in den Jahren 
2015 und 2016 die Quote noch wei-
ter nach unten gedrückt hat (vgl. 
Bundesagentur für Arbeit 2017b).

Die Arbeitslosenquoten ha- 
ben sich ziemlich spiegelbildlich zu den Beschäftigungs-
quoten entwickelt (vgl. Abb. 7 mit 6). Sie haben infolge 
der guten Konjunkturlage – mit Ausnahme der nicht-
europäischen Asylherkunftsländer – für alle anderen 
Ausländergruppen abgenommen, liegen aber nach wie 
vor über der Erwerbslosenquote der Deutschen. Den 
geringsten Abstand zur amtlichen Arbeitslosenquote 
deutscher Staatsbürger (5,4%) hatten im Juni 2017 die 
Unionsbürger (EU-Ost erweiterung: 8%, GIPS: 9,3%), 
gefolgt von sonstigen Ausländern (13,2%), jenen vom 
Balkan (13,5%) und aus osteuropäischen Drittstaaten 
(14,7%). Die weit überdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote der Staatsbürger aus nichteuropäischen Asyl-
herkunftsländern hat sich mit ihrem starken Zuzug in 
den letzten Jahren deutlich weiter erhöht.

Ein weiteres wichtiges Merkmal neben den 
Beschäftigungs- und Arbeitslosenquoten ist die Qua-
lität der Beschäftigung, also das Anforderungsniveau, 
die Lohnhöhe, in zeitlicher Dimension die Befristung 
und in quantitativer Hinsicht das geleistete Arbeits-
volumen. Die Bundesagentur für Arbeit gliedert das 
Anforderungsniveau der Beschäftigten in aufsteigen-
der Reihenfolge in Helfer, Fachkraft, Spezialist und 
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Experte. Demnach unterscheidet sich das Anforde-
rungsniveau aller Ausländergruppen mehr oder weni-
ger deutlich von den deutschen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten (vgl. Abb. 8). Das im Durch-
schnitt höchste Anforderungsniveau unter allen 
Ausländergruppen wiesen Ende 2016 Staatsangehö-
rige der osteuropäischen Drittstaaten auf. Sie hatten 
die niedrigste Helferquote (26,8%) sowie die höchste 
Spezialisten- (9,9%) und Expertenquote (18%) unter 
allen Ausländergruppen, dicht gefolgt von einem 
leicht niedrigeren aber im Wesentlichen vergleichba-
ren Anforderungsniveau der Tätigkeiten bei den sons-
tigen Ausländern. Im Vergleich zu deutschen sozial-
versicherungspflichtigen Arbeitnehmern war unter 
den osteuropäischen Drittstaatsangehörigen aber ein  
annähernd doppelt so hoher Beschäftigtenanteil mit 
Anforderung eines Helfers (Deutsche: 12,7%) und dem 
entgegengesetzt ein wesentlich höherer mit der An- 
forderung eines Experten (Deutsche: 13,2%). Das im 
Mittel niedrigste Anforderungsniveau bei der bei-
tragspflichtigen Beschäftigung war bei Staatsange-

hörigen nicht europäischer Asyl-
herkunftsländer und den zuletzt 
beigetretenen Unionsbürgern mit 
Helferquoten von über 43% bzw. 
45% gemessen über alle Anfor- 
derungsniveaus.

Die Unterschiede in den An-
forderungsniveaus nach Auslän-
dergruppen sind hauptsächlich 
an die mit dem Aufenthaltsstatus 
verbundenen Anforderungen an 
die Qualifikation, Entgelt bei der 
Beschäftigung und, ob der Beruf 
als Mangelberuf eingestuft ist, 
sowie Vorrangregelungen zurück-
zuführen. Denn während an Dritt-
staatsangehörige solche Anforde-
rungen für die Bewilligung eines 

Aufenthalts und einer Beschäftigung geknüpft wer-
den (vgl. Abb. 3) und seit 2016 in abgeschwächter Form 
auch für Angehörige der Balkanstaaten, gelten für Uni-
onsbürger und die über den Asylstatus Zugewanderten 
diesbezüglich überhaupt keine Einschränkungen. Inso-
weit wird der Großteil der Unterschiede in den Anfor-
derungsniveaus zwischen den Migrantengruppen über 
die rechtlichen Zugangsregeln zum deutschen Arbeits-
markt determiniert. 

Die Auswertung der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung nach Anforderungsniveau lässt 
auf eine niedrigere Qualifikation und damit auf gerin-
gere Erwerbseinkommensmöglichkeiten der Arbeits-
migranten schließen. Somit dürfte das durchschnitt-
liche Steuer- und Beitragsaufkommen der ausländi-
schen Arbeitnehmer unter dem Durchschnitt deutscher 
Arbeitnehmer liegen. Diese Vermutung stützt auch eine 
weitere Auswertung der Bundesagentur für Arbeit, die 
Tabelle 3 wiedergibt. 

Demnach liegt nicht nur der Anteil der als Helfer 
Beschäftigten bei allen Migrantengruppen mindes-

tens doppelt so hoch wie bei den 
deutschen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, auch der 
Anteil der Beschäftigten in Arbeit-
nehmerüberlassung, im unteren 
Entgeltbereich und mit Bezug 
von Arbeitslosengeld II ist sehr 
viel höher. Hinzukommt, dass das 
Arbeitslosigkeits-Zugangs risiko, 
die Arbeitslosenquote wie auch 
die SGB-II-Quote jene der einhei-
mischen Beschäftigten deutlich 
übersteigt. Arbeitslose mit dem 
Zielberuf Helfer stellen bei allen 
Gruppen das Gros der Arbeitslo-
sen, selbst bei den Deutschen ist 
dieser Anteil mit 41,7% sehr hoch. 

Ausländische Staatsangehö-
rige erzielen somit gemessen an 
der Arbeitslosenquote und SGB-
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II-Quote durchweg schlechtere Werte als Deutsche. 
Diese sind aber primär auf die niedrigere Qualifikation 
und die ungünstigere Beschäftigungsstruktur zurück-
zuführen. Weil Migranten merklich häufiger als Helfer 
und in Arbeitnehmerüberlassung, also in Beschäfti-
gungen mit hohem Arbeitslosigkeitsrisiko (vgl. Anteile 
mit Zielberuf Helfer an allen Arbeitslosen), arbeiten, 
werden sie auch häufiger arbeitslos als Deutsche und 
beziehen daher auch häufiger die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (vgl. Tab. 3). Beachtenswert ist, 
dass die Arbeitsmigranten aus Osteuropa zwar eine 
ungünstigere Beschäftigungsstruktur als der Durch-
schnitt der Ausländer haben und dennoch bessere 
SV-Beschäftigungs-, Arbeitslosen- und SGB-II-Anteile 
erzielen. Zudem beenden sie gegenüber Deutschen 
und den anderen Migrantengruppen ihre Arbeitslo-
sigkeit (vgl. Anteil Langzeitarbeitsloser) und ihren 
Grundsicherungsleistungsbezug (vgl. Abgangschan-
cen) schneller. Bemerkenswert ist auch der hohe 
Anteil von erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Be-
ziehern unter den Staatsangehörigen aus den ost-
europäischen EU-Staaten, die es offenbar in größe-
rem Umfang schaffen, ihre Hilfebedürftigkeit durch 
Erwerbseinkommen zu reduzieren (vgl. auch Bundes-
agentur für Arbeit 2017).

Nachdem die Beschäftigungsquoten der Bürger 
aus nichteuropäischen Asylherkunftsländern ausge-
sprochen niedrig und die Arbeitslosenquoten sehr 
hoch sind, ihre Beschäftigungsstruktur ungünstig 
hohe Anteile von Helfertätigkeiten, bei der Beschäf-
tigung in Arbeitnehmerüberlassung, im unteren Ent-

geltbereich und mit ergänzendem Bezug von Grund-
sicherungsleistungen aufweist, stellt sich verstärkt 
die Frage nach ihrer Integration in den deutschen 
Arbeitsmarkt. Aufgrund mangelnder Sprachkennt-
nisse bei gleichzeitig geringen formalen, berufsspe-
zifischen Qualifikationen und arbeitsmarktrelevan-
ten Erfahrungen sowie der Schwierigkeit, vorhandene 
Qualifikationen nachzuweisen (vgl. Degler und Liebig 
2017; Neske 2017; Heß und Wälde 2016), wird sich die 
Integration der aus Asylgründen zuwandernden Per-
sonen in den Arbeitsmarkt über einen sehr langen 
Zeitraum verzögern. Da der überwiegende Teil dieser 
Migrantengruppe sehr jung ist, würde eine verstärkte 
Investition in ihre sprachliche und schulische Bildung 
mit anschließender Eingliederung in das duale Ausbil-
dungssystem und die weiterführenden Schulen mit-
telfristig für deutlich bessere Chancen auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt sorgen.5

Zusammengenommen kann konstatiert wer-
den, dass mit Ausnahme der nichteuropäischen Asyl-
herkunftsländer alle anderen Ausländergruppen an 
der erfreulichen Entwicklung der deutschen Konjunk-
tur und damit des Arbeitsmarktes partizipiert haben. 
Demnach hat die deutsche Wirtschaft besonders von 
der Freizügigkeit innerhalb der EU, insbesondere von 
der EU-Osterweiterung, aber auch von den in den 
letzten Jahren erleichterten Regelungen zur Beschäf-
tigung von Drittstaatsangehörigen zur Deckung des 
Arbeitskräftebedarfs profitiert. Die Auswertungen zei-
5 Zu den zielgruppenspezifischen Bildungs- und Integrationspro-
grammen für Geflüchtete vgl. Degler und Liebig (2017).

Tab. 3 
 
 
Integration im deutschen Arbeitsmarkt nach Staatsangehörigkeit, 2016 

Indikator in % Zeit Deutsche GIPS-
Staaten 

EU-
Osterwei-

terung 
Balkan Osteurop. 

Drittstaaten 

Nichteurop. 
Asylher-

kunfts-länder 
Sozialversicherungspflichtige (SV) Beschäftigung 
SV-Beschäftigungsquote Jun 59,4 50,0 49,9 38,9 36,6 10,6 
Anteile an SV-Beschäftigten 
  Helfer Jun 13,3 30,9 47,3 39,3 28,4 44,7 
  Arbeitnehmer-Überlassung Jun 2,2 5,1 11,8 5,2 5,6 8,0 
  im unteren Entgeltbereich* Dez 19,0 27,1 53,5 30,5 31,9 54,3 
  mit Alg II Jun 1,5 4,4 4,3 6,3 7,0 15,8 
  Arbeitslosigkeits-
Zugangsrisiko1* JD** 0,6 1,5 1,3 1,7 1,3 2,8 

Arbeitslosigkeit 
Arbeitslosenquote Jun 6,0 10,1 8,6 15,4 16,3 52,2 
Anteile an Arbeitslosen 
  mit Zielberuf Helfer Jun 41,7 54,1 63,7 63,6 53,6 61,2 
  Langzeitarbeitslose Jun 39,9 33,1 24,9 41,0 44,1 15,9 
Abgangschance in Arbeit2 JD** 7,7 8,2 8,7 6,0 4,7 2,3 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
SGB II-Quote Jun 7,6 13,5 13,2 18,0 18,7 38,4 
Abgangschance aus 
Leistungsbezug JD** 2,8 3,2 3,4 2,4 2,1 1,1 

Anteil erwerbstätiger ELB3 Jun 27,6 38,3 39,1 27,6 35,0 11,9 
* Vorläufige Werte. ** JD = Jahresdurchschnitt. a Arbeitslosigkeits-Zugangsrisiko = Monatsdurchschnittliche Zugang in Arbeitslosigkeit aus dem 1. Arbeitsmarkt (inkl. 
Ausbildung) bezogen auf den monatsdurchschnittlichen Vormonatsbestand der SV-Beschäftigten; Jahresdurschnitt. b Abgangschance in Arbeit = Monatsdurchschnitt-
licher Abgang in Beschäftigung am 1. Arbeitsmarkt (inkl. Ausbildung und Selbständigkeit) bezogen auf den monatsdurchschnittlichen Vormonatsbestand der SV-
Beschäftigten; Jahresdurschnitt. c Anteil erwerbstätiger ELB = Anteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit beziehen, an allen ELB. 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2017c). 
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gen aber auch, dass Migranten aufgrund ihrer Qualifi-
kations-, Berufs- und Beschäftigtenstruktur quantita-
tiv und qualitativ in geringerem Umfang am deutschen 
Arbeitsmarkt Teil haben als der Durchschnitt der deut-
schen Erwerbsbevölkerung. Ein adäquater Vergleich im 
Hinblick auf die erwerbs- und einkommensmäßige Par-
tizipation von Migranten(-gruppen) am Arbeitsmarkt 
und ihrer Arbeitslosen- und Transferquoten müsste 
allerdings mit den qualifikations-, berufs-, beschäfti-
gungs-, geschlechts- und altersspezifisch vergleichba-
ren deutschen Arbeitnehmern erfolgen, der hier auf-
grund der unzureichenden Datenlage nicht vorgenom-
men werden konnte..
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Im November 2016, nur knapp ein Jahr nach der Klima-
konferenz in Paris, ist das dort verhandelte Klimaab-
kommen in Kraft getreten. Zum Inkrafttreten war die 
Ratifizierung durch mindestens 55 Länder nötig, die 
zusammen für 55% der weltweiten Treibhausgasemis-
sionen verantwortlich sind. Bis Mitte August 2017 haben 
inzwischen 195 Länder das Abkommen unterschrieben, 
von diesen haben es bereits 160 Länder mit einem Emis-
sionsanteil von 86,3% ratifiziert (vgl. Potsdam Institut 
für Klimafolgenforschung 2017) (vgl. Abb. 1a). 

ERGEBNISSE VON MARRAKESCH

Nachdem sich im Pariser Abkommen im Gegensatz zum 
Kyoto-Protokoll neben den Industriestaaten nun auch 
Schwellen- und Entwicklungsländer zu Klimaschutz-
maßnahmen (in Form von nationalen Klimabeiträgen 
INDC – Intended Nationally Determined Contributions) 
verpflichtet haben, wurde in der vergangenen Klima-
konferenz in Marrakesch (2016) die Einigung auf eine 
regelmäßige Überprüfung der nationalen Klimaschutz-
pläne sowie die Entwicklung von Transparenzplänen 
vorangetrieben. Im Wesentlichen einigten sich die Ver-
tragsstaaten darauf, hierfür bis 2018 konkrete Regeln 
vorzulegen, mit Hilfe derer die nationalen Klimabei-
träge stetig verschärft werden. Hintergrund dafür ist 
die Tatsache, dass die bislang von den Staaten einge-
reichten Klimabeiträge nicht ausreichen, um die glo-
bale Erwärmung auf unter 2°C bzw. sogar auf 1,5°C 
gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen 
(vgl. Hickmann 2017). Hierzu sei eine Reihe von Beispie-
len genannt:

Als Zusammenschluss von Industriestaaten hat 
die Europäische Union im Rahmen des Pariser Abkom-
mens gemeinsame Ziele festgelegt. Bis 2020 soll der 
Ausstoß von Treibhausgasen verglichen mit 1990 hier 
um 20%, bis 2030 um 40% und bis 2050 um 80–95% 
verringert werden. Der Anteil von erneuerbaren Ener-
gien am gesamten Energieverbrauch soll dabei 2020 
bei 20% liegen und 27% im Jahr 2030 erreichen, die 
Energieeffizienz soll bis 2020 um 20% und bis 2030 
um 27% steigen. Die Mitgliedstaaten können diese 
Ziele oder höhere eigene Ziele verfolgen. Schweden 
beispielsweise hat sich für 2050 das ambitionierte 
Ziel gesetzt, klimaneutral zu agieren, d.h. nicht mehr 
Treibhausgase auszustoßen als abgebaut werden 
können (vgl. Europäische Kommission 2017).

Jana Lippelt und Lea Mayer

Kurz zum Klima: 

Nach Paris – wie geht es weiter? 
Weltweite Umsetzung des Abkommens

Neben der Europäischen Union als Ganzes und 
den USA zählen China und Indien weltweit zu den Staa-
ten mit dem höchsten Ausstoß von Treibhausgasen 
(vgl. Abb. 1b). Im Rahmen des Paris-Abkommens hat 
sich China daher mehrere Umweltziele gesetzt, die bis 
2030 erreicht werden sollen. So soll der CO2-Ausstoß 
pro Einheit des BIP um 60–65% gegenüber 2005 fal-
len. Spätestens 2030 soll der gesamte CO2-Ausstoß der 
Volksrepublik den Höchststand erreicht haben und 
daraufhin kontinuierlich sinken. Außerdem sollen bis 
dahin 20% der Energie durch nicht-fossile Energieträ-
ger gewonnen werden, gleichzeitig soll sich das Volu-
men der Waldfläche um 4,5 Mrd. Kubikmeter im Ver-
gleich zu 2005 erhöhen. Da China bereits seit 2009 Kli-
maziele verfolgt, hat die Republik diesbezüglich schon 
einiges erreicht. So sank der CO2-Ausstoß pro Einheit 
des BIP bis 2014 um 33,8%, darüber hinaus wurden in 
diesem Zeitraum 11,8% der Energie durch nicht-fos-
sile Energieträger erzeugt (vgl. Government of the 
People‘s Republic of China 2015). Um die Klimaziele 
zukünftig noch besser zu erreichen, wurde in China 
ein Emissionshandelssystem implementiert. Neben 
bereits laufenden Pilotprojekten in einigen Städten 
soll Ende 2017 das landesweite System gestartet und 
bis 2020 komplett umgesetzt werden (vgl. Interna-
tional Carbon Action Partnership 2017; The Climate 
Group 2017). 

Indien kündigte im Rahmen des Abkommens bis 
2030 eine Verringerung der Emission pro BIP-Einheit 
um 33–35% im Vergleich zu 2005 an. Außerdem sol-
len 40% der Energie durch nicht-fossile Brennträger 
erzeugt werden und 2,5–3 Mrd. Tonnen CO2 zusätzlich 
durch größere Waldflächen gebunden werden (vgl. 
Government of India 2015). Das Ministerium für erneu-
erbare Energien zeigt auf seiner Website auf, welche 
Stückzahl für Wind-, Wasser- und Sonnenenergie 2015 
geplant wurden und dass diese größtenteils schon 
erreicht wurden.

Ein weiteres Ergebnis der Konferenz in Marrakesch 
war die Gründung der »NDC Partnerschaft«, die es Ent-
wicklungsländern erleichtern soll, die gesetzten Klima-
ziele zu erreichen. Der Verbund aus Regierungen und 
internationalen Institutionen zielt dabei auf den Aus-
tausch von Wissen sowie den verbesserten Zugang 
zu technischen und finanziellen Ressourcen ab (vgl. 
BMZ 2017). In diesem Zusammenhang einigten sich 
die Industrieländer bis zum Jahr 2020 zudem auf die 
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Zusage von 100 Mrd. US-Dollar, um damit den Klima-
schutz in Schwellen- und Entwicklungsländern sowie 
Anstrengungen zur Anpassung an den Klimawandel zu 
sichern. 

Neben Entscheidungen zur Klimafinanzierung 
stand in Marrakesch zudem die Erreichung der bisheri-

gen Klimaschutzziele bis 2020 im Vordergrund, um die 
Umsetzung des Paris-Abkommens zusätzlich voranzu-
bringen. Aufgrund der Tatsache, dass die derzeitigen 
Klimabeiträge nicht zur Eindämmung des Klimawan-
dels ausreichen, soll konkret die Zusammenarbeit über 
die nationale Ebene hinaus verstärkt werden. In diesem 
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Zusammenhang wurde unter anderem die »Marrakesh 
Partnership for Global Climate Action« ins Leben geru-
fen, um Klimaschutzaktivitäten auf nationaler, subnati-
onaler sowie privater Ebene in Form von Initiativen und 
Netzwerken anzuregen und zu bündeln (vgl. UNFCCC 
2016). Hierfür sollen Rahmenbedingungen und Platt-
formen zur Zusammenkunft verschiedener Akteure 
bereitgestellt und die verschiedenen Prozesse mitver-
folgt und dokumentiert werden. 

KLIMASCHUTZINITIATIVEN WELTWEIT

Allgemein hat der Einfluss weltweiter Initiativen auf 
nicht-staatlicher Ebene in den letzten Jahren, nicht 
zuletzt aufgrund des eher schleppenden Kyoto-Pro-
zesses, zunehmend an Bedeutung gewonnen. Zahl-
reiche Beispiele für regionale, nationale sowie grenz-
überschreitende Zusammenarbeit belegen den inzwi-
schen gewachsenen Willen unterschiedlicher Akteure, 
dem Klimawandel zu begegnen und die Abkommen 
auf staatlicher Ebene zusätzlich zu unterstützen. Zu 
den bekanntesten Zusammenschlüssen auf Städte-
ebene zählen z.B. der auf EU-Ebene tätige »Konvent 
der Bürgermeister für Klima und Energie« oder auch 
die »C40 Cities Climate Leadership Group« (vgl. Kon-
vent der Bürgermeister für Klima und Energie 2017; 
C40 Cities 2017). Darüber hinaus wurde in den letzten 
Jahren auch eine ganze Reihe von Initiativen für Unter-
nehmen gestartet. So beispielsweise die von WWF ins 
Leben gerufene Initiative »Climate Savers«. Hierbei 
werden Unternehmen, die besonders ambitionierte 
Emissionsziele erreichen, von WWF als »Klimaretter« 
ausgezeichnet. Weitere Netzwerke auf Unternehmens - 
ebene sind z.B. »3C – Combating Climate Change«, die 
sich bereits seit 2007 für einen politischen Wandel ein-
setzten sowie das »Carbon Disclosure Project« (vgl. 
Handelsblatt 2007).

Auch vor dem Hintergrund der gegenwärtigen poli-
tischen Lage in den USA kommt akteursübergreifen-
den Bündnissen eine immer wichtigere Bedeutung zu: 
Im Juni verkündete US-Präsident Trump den Austritt 
der Vereinigten Staaten von Amerika aus dem Klima- 
abkommen von Paris, nachdem er bereits im März eine 
Abkehr von dem unter Barack Obama entwickelten 
Clean Power Plan angeordnet hatte (vgl. The Guardian 
2017; New York Times 2017). Er bezeichnet das Abkom-
men in seiner Rede den USA gegenüber als unfair, da 
diese seinen Aussagen zufolge mehr Maßnahmen 
als andere Staaten ergreifen und unverhältnismäßig 
viel in den Klimafonds einzahlen müssten. Ein Aus-
tritt aus dem Abkommen sei seinen Aussagen zufolge 
daher nötig, um Jobs in den USA zu halten und dem 
Land genügend Geld zur Verfügung zu stellen (vgl. The 
White House 2017). Längst nicht alle Politiker der USA 
stimmen dem Präsidenten in diesen Beschlüssen zu. 
So gründeten die demokratischen Gouverneure New 
Yorks, Washingtons und Kaliforniens noch am selben 
Tag die »US Climate Alliance«. Deren Mitglieder haben 
beschlossen, das Übereinkommen von Paris weiter ein-

zuhalten und damit weiterhin das amerikanische Ziel, 
mehr als 26% der Treibhausgasemission von 2005 bis 
2025 einzusparen oder ein gleichwertiges bzw. höheres 
eigenes Ziel zu erreichen. So wollen z.B. Kalifornien und 
New York den CO2-Ausstoß bis 2030 um 40% gegenüber 
1990 verringern (vgl. State of California 2017; New York 
State 2017). Die Allianz hat keine rechtliche Bindung, 
sondern bündelt nur die Staaten, die dieses Ziel errei-
chen wollen (vgl. Brown et al. 2017). Mittlerweile sind 
jedoch bereits 14 Staaten Mitglieder der Allianz, dar-
unter einige Staaten mit republikanischen Gouverneu-
ren. Das Bündnis verkörpert dadurch mehr als ein Drit-
tel der amerikanischen Bevölkerung (vgl. U.S. Climate 
Alliance 2017). 

Diese Initiativen sind in den USA jedoch kein abso-
lutes Novum. Bereits unter dem Kyoto-Protokoll hat-
ten sich verschiedene Bundesstaaten beispielsweise zu 
Verbünden wie »North America 2050« oder der »Paci-
fic Coast Collaborative« zusammengeschlossen, um 
Treibhausgasemissionen unter anderem durch Ener-
gieeffizienzmaßnahmen und Verbesserungen im Trans-
portsektor zu verringern (vgl. C2ES 2014). Darüber hin-
aus wurden regionale Emissionshandelssysteme wie 
RGGI (Regional Greenhouse Gas Initiative) und dem WCI 
(Western Climate Initiative) eingerichtet. 

AUSBLICK

Der Erfolg aller weltweiten Anstrengungen hängt letzt-
lich wesentlich davon ab, wie effektiv die getroffenen 
Abkommen in Zukunft umgesetzt werden. In den kom-
menden Klimaverhandlungen von Bonn (Ende 2017, 
unter der Präsidentschaft von Fidschi) und Polen (Kat-
towitz) steht vor allem die Schaffung geeigneter Inst-
rumente zur Umsetzung des Pariser Abkommens im 
Vordergrund (vgl. IWR 2017). Dabei soll ein Regelbuch, 
das die Details der Anwendung des Pariser Abkommens 
festlegt, erstellt werden. Dieses soll Ende 2018 in Polen 
verabschiedet werden (vgl. BMUB 2017). Noch unklar 
ist inzwischen ob und inwieweit die USA ihre Austritts-
pläne wieder entschärfen. Der Verbleib im Pariser 
Abkommen wird dabei jedoch von für sie günstigeren 
Bedingungen abhängig gemacht (vgl. Zeit Online 2017).
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Ein altes Sprichwort sagt: »Wenn 
es am schönsten ist, soll man auf-
hören.« Das ifo Institut hat diese 
Weisheit beherzigt und die Archi-
tektenumfrage eingestellt.

Das Geschäftsklima bei den 
freischaffenden Architekten ist 
nämlich – nach den Umfrageer-
gebnissen des ifo Instituts – zu 
Beginn des dritten Quartals 2017 
nicht nur weiterhin sehr gut. Es ist 
mittlerweile sogar so gut wie noch 
nie seit Beginn dieser Umfrage vor 
knapp 40 Jahren (vgl. Abb. 1). Die 
»kleine Wolke«, die im Vorquartal 
zu beobachten war, ist somit sehr 
schnell wieder verschwunden. 
Bereits seit rund eineinhalb Jah-
ren kann damit das Geschäftsklima bei den Archi
tekten als erfreulich gut bezeichnet werden.

Beeindruckend ist dabei die Entwicklung bei 
der Einschätzung der derzeitigen Geschäftssitua-
tion durch die von uns befragten Architekten. Sie fiel 
nochmals deutlich besser aus als in den Vorquartalen. 
Damit hat sich – nach den Urteilen der Architekten – 
ihre Geschäftslage über rund 13 Jahre hinweg nahezu 
kontinuierlich verbessert. Nur noch knapp 10% der 
freischaffenden Architekten bezeichneten im Berichts-
quartal ihre derzeitige Auftragssituation als »schlecht«, 
der Anteil der »Gut«-Urteile war mit 58% mehr als sechs 
Mal so hoch. In jedem dritten Bun-
desland (Schleswig-Holstein, Bre-
men, Bayern, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen) war sogar keiner der 
befragten Architekten mit seiner 
Geschäftslage unzufrieden. 

Bei derart guten Lageurteilen 
überrascht es nicht, dass nur noch 
wenige Architekten davon ausge-
hen, dass sich ihre Geschäftslage 
in den nächsten Monaten noch ver-
bessern könnte. Dennoch überwo-
gen erneut die eher optimistischen 
Meldungen. Im Berichtsquartal 
erwarteten 15% eine »eher bes-
sere« Auftragssituation in einem 

Erich Gluch

ifo Architektenumfrage: Geschäfts
klima weiterhin erfreulich gut

halben Jahr, lediglich 8% eine »eher schlechtere«. Der 
größte Teil (gut drei Viertel) ging demzufolge von keiner 
nachhaltigen Veränderung der Geschäftsaussichten in 
den nächsten sechs Monaten aus.

Im zweiten Quartal 2017 konnten 61% der befrag-
ten Architekten neue Verträge abschließen. Dieser 
Wert konnte bislang nur in einigen wenigen Quartalen 
übertroffen werden.

Im Berichtsquartal gelang es den befragten Archi-
tekten, das geschätzte Bauvolumen aus den neu abge-
schlossenen Verträgen (Neubauten ohne Planungsleis-
tungen im Bestand) im Wohnungsbau gegenüber dem 
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Vorquartal um rund 20% zu steigern (vgl. Abb. 2). Der 
Aufwärtstrend im Wohnungsbau scheint sich somit 
auf hohem Niveau zu stabilisieren. Im Nichtwohn-
bau erfolgte sogar ein Anstieg um rund ein Drittel. Die 
gesamten Auftragsvolumina konnten somit gegenüber 
dem Vorquartal um gut ein Viertel gesteigert werden.

Die Auftragsvergaben zur Planung von Ein- und 
Zweifamilienhäusern lagen im Berichtsquartal gut ein 
Achtel über dem Wert des Vorquartals. Bemerkenswert 
war eine deutliche Belebung der Auftragseingänge in 
Bayern.

Die Aufträge zur Planung von Mehrfamilienge-
bäuden variieren von Quartal zu Quartal viel stärker 
als im Ein- und Zweifamilienhausbau. Das Volumen 
der neu akquirierten Aufträge in diesem Teilsegment 
konnte zwar im zweiten Quartal 2017 um fast ein Vier-
tel gegenüber dem Vorquartal gesteigert werden. Die 
hohen Volumina aus dem Jahr 2016 wurden allerdings 
erneut deutlich verfehlt.

Im Wirtschaftsbau waren die Auftragseingänge 
in den beiden Vorquartalen leicht geschrumpft. Im 
Berichtsquartal sorgten nun einige Großaufträge für 
eine spektakuläre Auftragsspitze (vgl. Abb. 3). Das 
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Abb. 3 Volumen der Auftragseingänge 
erhöhte sich dadurch gegenüber 
dem Vorquartal um rund 70%.

Der öffentliche Sektor zeigt 
immer noch keine Belebungsten-
denzen. Die Auftragseingänge für 
Planungen zur Erstellung öffentli-
cher Hochbauten waren nämlich 
im zweiten Quartal 2017 erneut 
rückläufig (– 44%). Gegenüber 
dem Niveau, das noch vor fünf Jah-
ren erreicht wurde, haben sich die 
Auftragsvolumina in diesem Teil-
sektor glatt gedrittelt (vgl. Abb. 4).

Die befragten Architekten 
wiesen zu Beginn des dritten 
Quartals 2017 – wie bereits im Vor-
quartal – einen durchschnittlichen 

Bestand an Aufträgen in Höhe von 7,3 Monaten auf. Die 
Marke von sieben Monaten konnte somit zum dritten 
Mal in Folge übertroffen werden. Seit dem Tiefpunkt 
vor 14 Jahren haben sich die Auftragsreserven der 
befragten Architekten nahezu kontinuierlich erhöht; 
die Auftragspolster verdoppelten sich dabei sogar.
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